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Wir danken allen Verfasserinnen und Verfas-
sern für die in dieser Ausgabe veröffentlichten 
Beiträge. Die mit Namen versehenden Beiträ-
ge geben nicht in jedem Fall die Meinung der 
Redaktion wieder. Die Redaktion behält sich 
das Recht der Kürzung vor.

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

1992 ist das offizielle Gründungsjahr des Landeskri-
minalamtes (LKA) Brandenburg. Die Einrichtung be-
steht nun 25 Jahre. Das ist ein Grund zum Feiern und 
auch Anlass dieser Sonderausgabe. Ein Vierteljahr-
hundert mit großen Kriminalfällen und mitunter spek-
takulären Ermittlungen. Das Landeskriminalamt leis-
tet aber so viel mehr, als man gemeinhin zu wissen 
glaubt. Die Aufgaben der vier Abteilungen stellen wir 
in diesem Heft daher ebenso vor, wie einige der größ-
ten Ermittlungskomplexe der letzten 25 Jahre. Es ist 

Vieles zusammen gekommen, nur einen Bruchteil davon können wir hier 
zeigen. Einiges ist einfach bereits zu lange her, es gibt kaum noch Unter-
lagen. Anderes hat viel Arbeit, Zeit und Mühe gekostet, soll aber im Ver-
borgenen bleiben. So ist es oft in der kriminalpolizeilichen Arbeit, es gibt 
gute Gründe dafür.

Die wichtigen Worte an die Kriminalistinnen und Kriminalisten un-
seres LKA überlasse ich in dieser Ausgabe aber sehr gern Innenminis-
ter Karl-Heinz Schröter, Polizeipräsident Hans-Jürgen Mörke und dem 
Leiter des LKA, Dirk Volkland. Ich freue mich sehr, dass sie alle die Ge-
legenheit nutzen wollten, den Mitarbeitern dieser Behörde auf diesem 
Wege Danke zu sagen. 

Weil es ein wirklich wichtiges Thema ist, berichten wir erneut über 
die Möglichkeit der freiwilligen Verlängerung der Lebensarbeitszeit. 
Auch im LKA gehen viele Spezialisten nach und nach in den Ruhe-
stand. Einige von Ihnen können sich vorstellen, länger zu arbeiten. Le-
sen Sie ein Interview mit einem Kriminalisten des LKA, der vorerst ein 
weiteres Jahr im Dienst bleiben wird.

Nun lade ich Sie ein, liebe Leserinnen und Leser, mit dieser Ausgabe 
der info110 auf eine kleine Zeitreise zu gehen. Eine Reise von den tur-
bulenten Anfängen des LKA über große Ermittlungskomplexe bis hin 
zu neuen kriminalpolizeilichen Herausforderungen. Beim Stöbern in 
diesen 25 Jahren Kriminalgeschichte wünsche ich Ihnen viel Freude.

Viel Spaß beim Lesen.

Katrin Böhme
info110-Chefredakteurin

Editorial
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IM FOKUS

Vom gemeinsamen 
zum eigenständigen 
Landeskriminalamt
Im Jahr 1991 begannen alle neuen Bundesländer mit dem Aufbau 
eigener Landeskriminalämter. Im Land Brandenburg wurde ein 
Aufbaustab eingerichtet, der seine Arbeit noch im gleichen Jahr 
begann.
Nach nur wenigen Monaten, am 1. Januar 1992, nahm das Landes-
kriminalamt (LKA) Brandenburg am Standort Basdorf mit 195 Mit-
arbeitern offiziell seinen Dienst auf. Im Februar 1992 waren bereits 
210 Mitarbeiter am LKA tätig.
Das heutige Kriminaltechnische Institut (KTI) war zu dieser Zeit in 
Berlin- Johannisthal in den Räumlichkeiten des Kriminalistischen 
Instituts der ehemaligen DDR untergebracht.
Mit Gründung des LKA Brandenburg wurde das KTI in das LKA inter-
giert, der Standort in Berlin-Johannisthal blieb jedoch vorerst be-
stehen.
Nachdem das LKA im Jahr 2001 die vollständig sanierte Liegen-
schaft in Eberswalde bezogen hatte, folgte 2007 auch der Umzug 
des KTI und somit die Zusammenführung an einem Standort.
Heute sind am LKA des Landes 511 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
beschäftigt, darunter 38 Sachverständige. Der Hauptsitz befindet 
sich seit 15 Jahren in Eberswalde, inzwischen gibt es auch Außen-
stellen in Potsdam, Frankfurt (Oder) und Cottbus. 

IM FOKUS
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AKTUELL

FREIWILLIG 
LÄNGER ARBEITEN 

Die Fakten

Regelungsgegenstand

Gemäß § 45 Absatz 3 Landesbe-
amtengesetz kann der Eintritt in 
den Ruhestand freiwillig für bis zu 
drei Jahre hinausgeschoben wer-
den, wenn ein besonderes dienstli-
ches Interesse an der Fortführung 
der Dienstgeschäfte besteht. Zur 
Umsetzung wurde zwischen dem 
MIK und dem P-HPR eine Dienst-
vereinbarung über die freiwillige 
Verlängerung der Lebensarbeits-
zeit am 23. Juni 2016 abgeschlos-
sen, in der die gesetzlichen Vorga-
ben wie die gesundheitlichen Vor-
aussetzungen, die Kriterien für die 
Einzelfallprüfung, die frühzeitige 
Einbeziehung der Personalvertre-
tung, späterer Dienstposten und 
der Verfahrensweg konkret ausge-
staltet sind.

Geltungsbereich

Die Regelung gilt ausschließlich 
für Beamtinnen und Beamte der 
Polizeibehörde und der Polizeiein-
richtungen.

Bewilligungsvoraussetzungen

Ein besonderes dienstliches Inter-
esse an der Fortführung der Dienst-
geschäfte gemäß § 45 Absatz 3 
Landesbeamtengesetz ist in aller 
Regel gegeben, wenn die stellen-
wirtschaftlichen Voraussetzungen 
für eine freiwillige Verlängerung 
der Lebensarbeitszeit erfüllt sind 
und der gesundheitliche Zustand 
eine Fortführung der Dienstge-
schäfte zulässt. Dies kann auch in 
Teilzeit erfolgen.

Gesundheitliche 
Voraussetzungen

Der erforderliche gesundheitliche 
Zustand der Beamtin oder des Be-
amten ist in der Regel gegeben, 
wenn ihre bzw. seine krankheits-
bedingten Fehlzeiten nicht höher 
liegen, als die krankheitsbedingten 
Fehlzeiten in der Polizei insgesamt 
im Jahresdurchschnitt. 

Maßgeblicher Vergleichszeit-
raum sind die zwei Vorjahre vor 
dem regulären Ruhestandsbeginn. 
In Zweifelsfällen kann auf der 
Grundlage einer ärztlichen Un-
tersuchung durch eine Polizeiärz-
tin oder einen Polizeiarzt festge-
stellt werden, ob der gesundheit-
liche Zustand der Beamtin oder 
des Beamten eine Fortführung der 
Dienstgeschäfte zulässt.

Verfahren

Das für Personalangelegenheiten 
der Polizei zuständige Referat 43 
im MIK schreibt quartalsweise die 
stellenwirtschaftlichen Optionen 
für eine Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit aus. Beamtinnen und 
Beamte bekunden ihr persönliches 
Interesse hieran schriftlich auf dem 
Dienstweg. Der P-HPR wird über 
jede Interessenbekundung unter-
richtet.

Einzelfallbezogene Prüfung 
des besonderen dienstlichen 
Interesses 

Übersteigt die Anzahl persönlicher 
Interessenbekundungen die Anzahl 
der zu Verfügung stehenden Stellen, 
ist das besondere dienstliche Inter-
esse an einer Fortführung der 
Dienstgeschäfte einzelfallbezogen 
zu prüfen. Hierbei ist maßgeblich, 

ob die Verschiebung des Ruhestands 
aus konkreten besonderen Gründen 
für eine sachgemäße und reibungs-
lose Aufgabenerfüllung notwendig 
und sinnvoll erscheint. Dies kann 
der Fall sein, wenn die Bearbeitung 
der konkret übertragenen Aufgaben 
gerade durch die betreffende Beam-
tin oder den betreffenden Beamten 
auch nach dem Zeitpunkt eines re-
gulären Eintritts in den Ruhestand 
geboten und sinnvoll erscheint.

Ist eine einzelfallbezogene Prü-
fung des dienstlichen Interesses er-
forderlich, wird ein Votum des zu-
ständigen Dienststellenleiters ein-
geholt. Vor der abschließenden 
Entscheidung wird die einzelfall-
bezogene Auswahl mit dem P-HPR 
beraten. 

Bewilligungsbescheid 

Im abschließenden Bewilligungs-
bescheid wird die Verschiebung 
des Ruhestands für höchstens ein 
Jahr ermöglicht. Vor Ablauf dieses 
Zeitraums kann der Eintritt in den 
Ruhestand bis zur gesetzlichen 
Höchstgrenze (drei Jahre) jeweils 
im vorstehend beschriebenen Ver-
fahren weiter verschoben werden.

Die Verschiebung des Ruhe-
stands erfolgt grundsätzlich unter 
Fortführung der Dienstgeschäfte 
auf dem bisherigen Dienstposten. 
Soweit dies in Ausnahmefällen 
nicht möglich ist, wird der Dienst 
auf einem ähnlichen Dienstpos-
ten am gleichen Dienstort fortge-
führt. Hierzu werden Betroffene 
vor der abschließenden Entschei-
dung schriftlich angehört. 

Vorteile
 

Der Landtag hat am 15. Dezember 
2016 beschlossen, dass bei einem 
Hinausschieben des Eintritts in 
den Ruhestand ein Zuschlag in 
Höhe von 400 Euro monatlich ge-
zahlt wird. Er wird gewährt ab Be-
ginn des Kalendermonats, der auf 
den Zeitpunkt des Erreichens der 
Altersgrenze folgt.  Der Zuschlag 
ist nicht ruhegehaltsfähig und wird 
längstens bis zum 31. Dezember 
2019 gewährt.  
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AKTUELL

* bei der Musterberechnung blie-
ben Anrechnungs-, Kürzungs- 
und Ruhensvorschriften nach 
Abschnitt 3, eine Staffelung der 
besonderen Altersgrenze nach 

Eintritt in den Ruhestand mit 62 63 64 65 

Verlängerung Lebensarbeitszeit um / 1 Jahr 2 Jahre 3 Jahre

Ruhegehaltfähige Dienstjahre 25 26 27 28

Dienstbezüge im Monat in Euro (einschließlich nicht ruhegehaltfähiger                  
Bestandteile; ggf. zuzüglich Zuschlag  in Höhe von 400 Euro) 3.570 3.970 3.970 3.970

Dienstbezüge im Jahr in Euro 42.840 47.640 47.640 47.640

Ausgleichsbetrag einmalig bei Eintritt in den Ruhestand in Euro 4.091 3.273 2.455 1.636

Ruhegehalt im Monat in Euro 

a) erdientes Ruhegehalt (unter Anwendung des Steigerungssatzes 
     pro Jahr ruhegehaltfähiger Dienstzeit von 1,79375 Prozent) oder

1.442 1.500 1.557 1.615

b) amtsunabhängige Mindestversorgung nach § 25 Absatz 4 Satz 2 BbgBeamtVG
 (66,5 Prozent ruhegehaltfähiger Bezüge der Endstufe der Besoldungsgruppe   

A 4) oder

1.655 1.655 1.655 1.655

c) Vorübergehende Erhöhung des Ruhegehaltssatzes nach § 26 BbgBeamtVG 
 (unter Zugrundelegung/Berücksichtigung von 12 bis 15 Jahren an Renten-

Pflichtbeitragszeiten)

1.900 1.930 1.960 1.990

Pensions-
alter Einkommensentwicklung in Euro*, 1 Jahrespension in Euro

mit 67 Jahren*, 1

 2017 2018 2019 2020 Summe
Differenz
zum 
Beamten A

Summe
Differenz 
zum 
Beamten A

Beamter A 62 26.891 2 22.800 22.800 22.800 95.291 / 17.304 /

Beamter B 63 47.640 ³ 26.433 2 23.160 23.160 120.393 + 25.102 18.000 + 696

Beamter C 64 47.640 ³ 47.640 ³ 25.975 2 23.520 144.775 + 49.484 18.684 + 1.380

Beamter D 65 47.640 ³ 47.640 ³ 47.640³ 25.516 2 168.436 + 73.145 19.380 + 2.076

Polizeivollzugsbeamter des mittleren Dienstes in der Besoldungsgruppe A 9, Erfahrungsstufe 11, 
im Wach- und Wechseldienst, kein Familienzuschlag, Verbeamtung 1. Januar 1992* 

Einkommensentwicklung bei Verlängerung der Lebensarbeitszeit

Verfahrensablauf

■■ Durch Ref. 43 – quartalswei-
se Ausschreibung, in denen 
 Beamtinnen und Beamte in den 
Ruhe stand treten – mit Frist-
setzung für das PP, die FHPol 
und den ZDPol ca. 3–4 Wochen; 
■■ Antragstellung der Beamtin-
nen und Beamten erfolgt auf 
dem Dienstweg über unmittel-

 § 110 LBG sowie die beabsich-
tigte Übernahme Tarifabschluss 
2017unberücksichtigt, Eurobrut-
tobeträge sind gerundet

1 ohne gesetzliche Rente

2 Jahrespension einschließlich 
einmaligen Ausgleichsbetrags 
wegen Eintritts in den Ruhe-
stand

3 Jahresdienstbezüge

baren Vorgesetzten – Leiter PI /
Leiter PD – mit einem Votum 
der Dienstvorgesetzten an PP –– 
Prüfung der Voraussetzungen 
durch die jeweils zuständigen 
Personalstellen; 
■■ Ggf. persönliche Gespräche 
durch den Behördenleiter bzw. 
die Einrichtungsleiter und die 
Leiter der Polizeidirektionen 
mit der Zielstellung die Beam-

tinnen und Beamten von einer 
Verlängerung der Lebensarbeits-
zeit zu überzeugen.
■■ Berichterstattung des PP, der 
FHPol und des ZDPol an MIK, 
Ref 43
■■ Beteiligung des P-HPR 
■■ Bewilligungsbescheid an die Be-
amtinnen und Beamten durch 
MIK, Ref. 43

Mit der nachfolgenden Musterberechnung wird ein beispielhafter Überblick über die finanzielle 
Entwicklung der Besoldung bei einer Verlängerung der Lebensarbeitszeit bis zu drei Jahren und deren 
Auswirkungen auf die Versorgungsbezüge gegeben.
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AKTUELL

die Reißleine ziehen und sagen, 
„war nicht ernst gemeint“. Ich 
kann mich jetzt auf ein Jahr festle-
gen und dann weiter entscheiden, 
das ist eine recht komfortable Situ-
ation. Besser geht es eigentlich 
nicht.

Was sagen Ihre Kollegen dazu, 
dass Sie nun länger bleiben? 
Ich habe ihnen das bereits vor län-
gerer Zeit „angedroht“ (lacht). Es 
war zumindest niemand dagegen, 
ganz im Gegenteil. Ich hatte das 
Gefühl, dass sie meinen Wunsch 
ganz gut finden. Das freut mich. 

Wie sieht es mit dem Verdienst 
aus? 
Meinen aktuellen Verdienst erhal-
te ich weiter. Obendrauf gibt es 
dann ab Juni noch 400 Euro pro 
Monat mehr. Ich hatte mir zuvor 
berechnen lassen, was ich bei regu-
lärem Pensionseintritt ausgezahlt 
bekomme. Ich wollte einfach wis-
sen, womit ich rechnen kann, falls 
mein Antrag abgelehnt wird. Die 
vom Land gezahlte Ausgleichszah-
lung bei besonderen Altersgrenzen 
verringert sich jetzt natürlich. Aber 

Das kann man nicht vergleichen 
mit jemandem, der draußen auf der 
Straße steht. 

Wie lange werden Sie nun länger 
arbeiten? 
Erstmal nur ein Jahr. Ende Januar 
habe ich in einem Schreiben des 
Innenministeriums mitgeteilt be-
kommen, dass dem Hinausschie-
ben des Ruhestands zugestimmt 
wurde. Eigentlich wäre der 31. Mai 
2017 mein letzter Arbeitstag gewe-
sen. Nun ist am Ende Mai 2018 
Schluss, vorerst. Ich kann mir vor-
stellen, ein weiteres Jahr anzuhän-
gen. Das hängt von meinem Wohl-
befinden und von meiner Gesund-
heit ab. Aber man kann das nicht 
ewig machen. Ich warte einfach ab 
und will das auch jetzt noch nicht 
entscheiden. 

Hätten Sie sich auch auf mehrere 
Jahre festgelegt? 
Nein. Hätte ich mich von vorn he-
rein für mehr als ein Jahr festlegen 
müssen, wären die Hemmungen, 
freiwillig zu verlängern, größer ge-
wesen. Man verpflichtet sich ja 
auch und kann dann nicht einfach 

Warum jetzt schon 
zu Hause bleiben?

Sie haben viel Energie, wollen 
nun sogar länger bleiben. War-
um?  
Ich mache  diesen Job seit 1994. 
Als ich damals zum LKA gewech-
selt bin, hieß der Bereich noch 
„DV-Beweissicherung“ und wir 
waren zu zweit. Das ist lange her, 
wir hatten bei Weitem nicht so vie-
le Untersuchungsaufträge wie heu-
te. Und trotzdem kann ich mir gut 
vorstellen länger zu arbeiten. Der 
Grund ist eigentlich ganz simpel: 
Momentan fühle ich mich fit und 
hoffe, dass es so bleibt.

Und deshalb dachte ich, ich hän-
ge noch ein Jahr ran, erstmal. Mei-
ne Frau arbeitet auch noch. Für 
mich macht es wenig Sinn, zu Hau-
se herumzusitzen. Ich könnte mich 
schon beschäftigen, das ja, aber 
meine Frau müsste dennoch jeden 
Morgen los. 

Warum sind aktuell nur Wenige 
daran interessiert länger zu arbei-
ten? Was meinen Sie?
Der operative Dienst, die Schicht-
arbeit wiegen schwer und viele 
Kolleginnen und Kollegen aus dem 
Wach- und Wechseldienst oder aus 
dem Kriminaldauerdienst zum 
Beispiel sind einfach froh, wenn 
Sie in Pension gehen können. Ich 
arbeite aber im Büro, meine Arbeit 
und Arbeitszeit sind berechenbar. 

Bernd Krause leitet das Sachgebiet „ IuK –Foren-
sik“ im Landeskriminalamt Brandenburg (LKA) 
Mit 60 Jahren könnte er Ende Mai 2017 nach über 
30 Dienstjahren in den Ruhestand gehen. Für den 
Sachgebietsleiter ist das keine Option,  er will frei-
willig länger arbeiten. Sein Antrag wurde vor weni-
gen Wochen bewilligt, nun wird der Kriminalist bis 
Ende Mai 2018 digitale Spuren im LKA auswerten. 
Weshalb dies für ihn genau die richtige Entschei-
dung ist, erzählt er im Gespräch mit der info110.

Aufgabe des Sachgebietes IuK-Forensik ist die Untersuchung von 
digitalen Spuren auf Computern, Tablets, Festplatten und Ähnli-
chem. Mit spezieller Hard- und Software, viel Fachwissen und Er-
fahrung können die Kriminalisten hier feststellen, ob ein Tatver-
dächtiger zum Beispiel aktiv die Verbreitung strafbaren Materials 
vorangetrieben hat, ob er sich darum bemüht hat, oder die Daten 
ohne sein Zutun auf dem Rechner landeten.  Im Verbotsverfahren 
gegen die rechtsextremistische Vereinigung „Spreelichter“ war es 
unter Anderem der Arbeit eines in diesem Bereich arbeitenden 
IuK- Forensikers zu verdanken, dass die Verbotsverfügung Bestand 
hatte. Ihm war es gelungen, die entscheidende Festplatte zu ent-
schlüsseln.
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die Pensionspunkte müssten ja 
steigen, weil ich länger arbeite, ich 
kann zumindest nicht schlechter 
gestellt werden. 

Waren die 400 Euro mehr pro 
Monat für Sie ein Grund, länger 
zu arbeiten?
Ich will nicht verschweigen, dass 
mehr Geld natürlich schön ist. 
Aber den Antrag habe ich bereits 
im September 2016 gestellt, da war 
an die 400 Euro pro Monat noch 
gar nicht zu denken. Wäre Ende 
Mai für mich Schluss gewesen, be-
käme ich ungefähr zwei Drittel 
meines aktuellen Gehaltes. Jetzt 
verdiene ich 100 Prozent weiter 
und bekomme zusätzlich 400 Eu-
ro. Aber das alles war nicht der aus-
schlaggebende Punkt. Das war ein-
zig und allein, dass ich mich noch 
fit fühle und meine Frau weitere 
drei Jahre arbeiten muss. Ich weiß 
einfach nicht, warum ich jetzt 
schon zu Hause bleiben sollte. 

Sie fühlen sich wohl am LKA? 
Bernd Krause: Die Arbeitsbedin-
gungen hier im Sachgebiet sind 
gut. Wir machen hier kriminaltech-
nische Arbeit und sind so gut wie 
nie operativ gefordert. Die Arbeits-
zeit ist planbar. Belastend sind die 
Dinge, mit denen wir es hier häufig 
zu tun haben. Ermittlungen im Zu-
sammenhang mit Kinder-Porno-
grafie und sexuellem Missbrauch 
sind wesentlicher Teil unserer Ar-
beit. Das sind ganz einfach Bilder, 
die man nicht sehen will. Aber da-
mit muss man fertig werden. Wir 
werden auch Verstärkung bekom-
men, weil die Vorgangszahlen 
stark steigen. Die Kollegen sind 
eingespielt, wir sind ein gutes 
Team. Das ist auch ein wichtiger 
Grund. Mit allen meinen Kollegen 

hier arbeite ich gern zusammen. 
Wenn das nicht so wäre, würde ich 
auch mit mehr Geld nicht länger 
bleiben wollen. 

Kennen Sie Kollegen, die auch 
länger arbeiten würden?
Bernd Krause: Ja, zumindest von 
einem Kollegen aus dem Haus ha-
be ich gehört. Er ginge Ende des 
Jahres regulär in den Ruhestand 
und kann sich vorstellen länger zu 
bleiben. Ich glaube, er hat auch 
schon einen Antrag eingereicht. 
Ich kenne auch aus der Vergangen-
heit Kollegen, die gern länger gear-
beitet hätten. Zum Beispiel ein 
Mitarbeiter aus Potsdam, der dort 
für die Datensicherung zuständig 
war. Sein Antrag wurde damals 
aber abgelehnt. Das war für das 
Sachgebiet schlecht und für den 
Kollegen selbst auch unbefriedi-
gend. Ein Jahr später versucht man 
nun händeringend ältere Kollegen 
zu halten. Jetzt braucht es eben 

auch eine gewisse Zeit um sich he-
rumzusprechen. Geduld!

Meinen Sie, es werden bald Viele 
Ihrem Beispiel folgen.
Das wäre sicher gut. Trotzdem wird 
es Bereiche geben, in denen man 
von Natur aus nicht viele Leute da-
für gewinnen kann. Ich denke da 
an die Kollegen im Wach- und 
Wechseldienst oder bei der Kripo, 
deren Belastung oft sehr hoch ist. 
Wir hier in meinem Sachgebiet 
sind da in einer komfortablen Situ-
ation gegenüber diesen Kollegen 
und deshalb möchte ich das auch 
nicht vergleichen, das ist mir ganz 
wichtig klar zu stellen. Trotzdem 
sind die „Alten Hasen“ ein Ge-
winn, jeder der sich vorstellen 
kann, länger zu bleiben, hilft und 
wird gebraucht.

Das Gespräch führte 
Katrin Böhme, 
Chefredakteurin info110

Bernd Krause leitet das Sachgebiete IuK-Forensik. Der Kriminal-
hauptkommissar wohnt mit seiner Frau in Hohen Neuendorf bei 
Oranienburg. Nach mehreren Jahren als Programmierer im Zen tral-
dienst der Polizei wechselte der Diplom-Informationstechniker 1994 
zum LKA. Mit dem Umzug des LKA von Basdorf nach Eberswalde 
legt Bernd Krause nun täglich 50 km Arbeitsweg zurück. Am Stand-
ort Eberwalde lobt er die Räumlichkeiten, in deren Einrichtung 
und Ausstattung das Sachgebiet von Beginn an einbezogen war. 
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1992–2004 
Direktor des 
Landeskriminalamtes
Axel Lüdders

2004–2011 
Direktor des 
Landeskriminalamtes 
Dieter Büddefeld

seit 2012 
Leiter des 
Landeskriminalamtes  
Dirk Volkland

1992 1997 2002 2008 2011 2014 2017
 ❚ Zentralabteilung
 ❚ Überregionale           
Verbrechens bekämpfung

 ❚ Staatsschutz
 ❚ Auswertungs- und                   
Ermittlungsunterstützung

 ❚ Kriminaltechnik

 ❚ Abteilung Verwaltung
 ❚ Überregionale           
Verbrechens bekämpfung

 ❚ Staatsschutz
 ❚ Auswertungs- und               
Ermittlungsunterstützung

 ❚ Kriminaltechnik
 ❚ Einsatz- und Ermittlungs-
unterstützung

 ❚ Zentralabteilung
 ❚ Zentrale Ermittlungen, 
 Auswertungen und Analyse

 ❚ Staatsschutz
 ❚ Kriminalwissenschaftliches    
Zentrum

 ❚ Spezialeinheiten, Einsatz-         
und Ermittlungsunterstützung

 ❚ Polizeiliche Prävention

 ❚ Zentralstellenaufgaben
 ❚ Ermittlungen
 ❚ Staatsschutz
 ❚ Kriminalwissenschaftliches 
Zentrum

 ❚ Spezialeinheiten Einsatz-            
und Ermittlungsunterstützung

 ❚ Zentrale Aufgaben
 ❚ Zentrale Ermittlungen
 ❚ Zentraler Staatsschutz und 
Terrorismusbekämpfung

 ❚ Kriminaltechnisches Institut

 ❚ Zentrale Aufgaben
 ❚ Zentrale Ermittlungen
 ❚ Abteilung Zentraler Staats-
schutz und Terrorismus-
bekämpfung

 ❚ Kriminaltechnisches Institut
 ❚ Sonderkommission Grenze

 ❚ Abteilung Zentrale Aufgaben /
Cyber-Competence-Center /
Besondere Ermittlungen

 ❚ Abteilung Organisierte      
Kriminalität und Schwere 
Grenzüberschreitende         
Eigentumskriminalität

 ❚ Abteilung Zentraler Staats-
schutz und Terrorismus-
bekämpfung

 ❚ Kriminaltechnisches Institut

Die Direktoren des 
Landeskriminalamtes
Brandenburg

Abteilungsstruktur des 
Landeskriminalamtes 
Brandenburg im Wandel 
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16. Juni 2001: Schlüssel-
übergabe für den neuen Stand-
ort in Eberswalde durch Innen-
minister Jörg Schönbohm
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nalpolizeilichen Informationsaus-
tausches in Brandenburg. Es gilt 
neue Kriminalitätsphänomene zu 
erkennen und unmittelbar darauf 
zu reagieren. Die Welt um uns her-
um ist in Bewegung, darauf müssen 
wir reagieren. Mit dem neu einge-
richteten Cyber-Competence-Cen-
ter reagierte des LKA auf die deut-
lich gestiegene Fallzahl im Bereich 
der Computerkriminalität. Die 
Aufgaben der Polizei sind viel brei-
ter geworden, allein die vernetzte 
Bekämpfung des Terrorismus er-
fordert neben kriminalistischem 
Fachverstand auch vielschichti-
ge Sprach-, Kultur- und Religions-
kenntnisse.

Wir haben in den vergangenen 
25 Jahren viel erreicht.

Mit dieser Ausgabe wollen wir 
auch Rückschau halten auf die Hö-
hepunkte einer interessanten Zeit. 

Sie kann aber nur einen kleinen 
Teil der wichtigen Arbeit darstel-
len, die unsere Kriminalistinnen 
und Kriminalisten Tag um Tag leis-
ten. 

Ihre Arbeit ist Dienst an der Ge-
sellschaft. Dafür danke ich Ihnen 
sehr!

Ihr

Karl-Heinz Schröter
Minister des Innern und 
für Kommunales
des Landes Brandenburg

Liebe Leserinnen und Leser,

25 Jahre Landeskriminalamt Bran-
denburg – ein Vierteljahrhundert 
Polizeigeschichte mit großen Kri-
minalfällen und Aufsehen erregen-
de Ermittlungen in unserem Land. 
Die info110 nimmt dies zum An-
lass und widmet dem Landeskrimi-
nalamt diese Sonderausgabe. 

Nach über 25 Jahren sind die 
turbulenten und bewegten Anfän-
ge des Landeskriminalamtes in den 
Köpfen vielleicht verblasst. Es war 
die Zeit des Wandels – leider war es 
auch die Zeit der Bandendiebstäh-
le und Überfälle auf Banken und 
Zahlstellen. Die Ungewissheit der 
Nachwendezeit war ein Eldorado 
für organisierte Kriminelle. In die-
ser Zeit der gesellschaftlichen Ori-
entierungslosigkeit gelang es trotz-
dem eine funktionierende Behörde 
auf die Beine zu stellen, über zwei-
hundert Kriminalistinnen und Kri-
minalisten an das neue LKA des 
Landes Brandenburg zu holen und 
fortan erfolgreiche Ermittlungsar-
beit zu leisten. 

Das Landeskriminalamt Bran-
denburg führt seitdem umfangrei-
che eigene Ermittlungsverfahren 
und nimmt Servicefunktionen für 
das gesamte Land und andere Po-
lizeien wahr. Es genießt völlig zu 
Recht einen sehr guten Ruf. Da-
hinter steht die gewissenhafte und 
hoch professionelle Arbeit der Er-
mittler und Wissenschaftler die-
ser Einrichtung. Akribisch und ge-
duldig werden Spuren untersucht, 
Vergleiche und Lagebilder erstellt 
und koordiniert, Ermittlungen zu 
schweren Straftaten geführt und 
Erkenntnisse ausgewertet. Gleich-
zeitig ist unser LKA die zentrale In-
formationssammel- und Auswerte-
stelle, also Schnittstelle des krimi-

Dienst an der Gesellschaft

Karl-Heinz 
Schröter,
Minister des 
Innern und für 
Kommunales
des Landes 
Brandenburg
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Carl Schurz, der wohl erste ge-
bürtige Deutsche, der Mitglied des 
Senates der Vereinigten Staaten 
wurde, sagte einmal: „Ideale sind 
wie Sterne. Man kann sie nicht er-
reichen, aber man kann sich nach 
ihnen orientieren.“

Lassen Sie uns also nach unse-
ren Idealen den Weg für das Lan-
deskriminalamt und damit für den 
Erfolg der Polizei des Landes Bran-
denburg weiter beschreiten. Las-
sen Sie uns damit auch Orientie-
rung für andere sein. Dafür und für 
all das Geschaffte und Geschaffe-
ne des vergangenen Vierteljahr-
hunderts danke ich Ihnen und al-
len ehemaligen Kolleginnen und 
Kollegen des Landeskriminalam-
tes sehr herzlich.

Ich wünsche dem Landeskrimi-
nalamt auch zukünftig viel Erfolg.

Ihr

Hans-Jürgen Mörke
Polizeipräsident

punktsetzung kritisch überprüfen 
müssen. 

Besonders am Herzen liegt mir 
zu betonen, dass die Integration 
des Landeskriminalamtes in das 
Polizeipräsidium in Bezug auf die 
Zusammenarbeit mit den Polizei-
direktionen aus meiner Sicht eine 
absolute Erfolgsgeschichte ist. Nie 
war diese Kooperation enger als 
derzeit. Das liegt vor allem an der 
Bereitschaft des Landeskriminal-
amtes und aller seiner Abteilungen 
und deren Außenstellen, die Po-
lizeidirektionen zu unterstützen 
– angefangen bereits beim Ersten 
Angriff. Zwangsläufig mündet dies 
in einer Vielzahl von Zusammen-
arbeitsformen, die uns als Landes-
polizei insgesamt bei der Verbre-
chensbekämpfung einen gehöri-
gen Schritt voran gebracht haben.

Auch hinsichtlich der Wirkung 
des Landeskriminalamtes über das 
Land Brandenburg hinaus gilt es 
zu konstatieren, dass unser LKA 
eine anerkannte Stimme im Zu-
sammenspiel der Länder und des 
Bundes geworden ist. 

Dies ist ein Erfolg, den alle Be-
diensteten mit ihrer täglichen Ar-
beit in den vergangenen 25 Jahren 
geschaffen haben. Dafür danke ich 
Ihnen allen ausdrücklich.

Seit dem Jahr 2015 haben wir 
dem Landeskriminalamt ein deut-
liches Mehr an Aufgaben übertra-
gen. Dafür notwendige Ressourcen 
wurden im Zuge der Evaluierung 
der Polizeistrukturreform „Polizei 
Brandenburg 2020“ und ihrer Um-
setzung zur Verfügung gestellt.

Zukünftige Diskussionen um die 
Weiterentwicklung des Landeskri-
minalamtes könnten unter ande-
rem davon geprägt sein, dem LKA 
eine eigene Ressourcenverantwor-
tung zu übertragen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen,

das Landeskriminalamt Branden-
burg begeht in diesem Jahr das 
25-jährige Jubiläum seines Beste-
hens. Dies ist Anlass auf seine Ver-
gangenheit zu blicken, die Gegen-
wart zu betrachten und Gedanken 
über seine Zukunft zu formulieren.

Genauso ereignisreich wie die 
Geschichte der Polizei des Landes 
Brandenburg seit der demokrati-
schen Wende beginnend im Jahr 
1989 ist auch die Entwicklung des 
Landeskriminalamtes Branden-
burg verlaufen. Seither ist das Lan-
deskriminalamt als integraler Be-
standteil der Bekämpfung schwe-
rer Kriminalitätsformen in Bran-
denburg und darüber hinaus nicht 
mehr wegzudenken.

Betrachten wir die Verbrechens-
bekämpfung fallen uns allen sofort 
mehrere herausragende Kriminal-
fälle ein, die uns als Polizei teilwei-
se über Wochen und Monate be-
schäftigt und die Öffentlichkeit 
nicht nur in Brandenburg in Atem 
gehalten haben. Beispielhaft zu 
nennen sind die Ermittlungen ge-
gen die sogenannte „XY-Bande“, 
die Hintze-Ent führung oder das 
Tötungsverbrechen an Ulrike 
Brandt. An der Aufklärung dieser 
schwersten Straftaten hatte das 
LKA deutlichen Anteil.

Politisch motivierte Kriminalität 
in all ihren Erscheinungsformen 
aber auch die Rockerkriminalität 
beschäftigten uns bereits in der 
Vergangenheit, stehen gegenwärtig 
intensiv im Fokus polizeilicher 
Maßnahmen und werden auch zu-
künftig einen Schwerpunkt unter 
anderem des Landeskriminalam-
tes bil den. Dabei werden wir im-
mer wieder unsere eigene Schwer-

Dienst an der Gesellschaft

Hans-Jürgen 
Mörke, Polizei-
präsident
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Hervorheben möchte ich auch 
das erfolgreiche Zusammenwirken 
der Dienststellen unter dem Dach 
des Polizeipräsidiums des Lan-
des Brandenburg. Durch unser ge-
meinsames Handeln ist es gelun-
gen, die Kriminalitätsbelastung im 
Land Brandenburg im Jahr 2016 
auf einen historischen Tiefstand 
zu senken. 

Gemeinsam haben wir dazu bei-
getragen, dass Brandenburg ein 
Stück sicherer geworden ist und 
sich die Bürgerinnen und Bürger 
auf ihre Polizei verlassen können.

Zugleich sind die Herausforde-
rungen nicht weniger geworden. 
Insbesondere Kriminalitätsphä-
nomene der grenzüberschreiten-
den Eigentumskriminalität, Cyber-
crime, des Rechtsextremismus und 
des internationalen Terrorismus 
fordern uns jeden Tag aufs Neue 
heraus. 

Im Rahmen der Evaluierung der 
Polizeistrukturreform 2011 haben 
wir wichtige Weichen gestellt, um 
auch in Zukunft eine wirkungsvol-
le Kriminalitätsbekämpfung zu ge-
währleisten. Dazu zählen der deut-
liche Personalaufwuchs in der ge-
samten Kriminalpolizei einschließ-
lich des Landeskriminalamtes sowie 
die Schaffung neuer Bekämpfungs-
einheiten wie das „Cyber-Compe-
tence-Center“ und die Dezernate 
„Schwere grenzüberschreitende Ei-
gentumskriminalität“ und „Islamis-
tischer Terrorismus“ im LKA.

Erscheinungsformen der globa-
lisierten Kriminalität im digitalen 
Zeitalter erfordern eine enge und 
partnerschaftliche Zusammenar-
beit mit den Sicherheitsbehörden 
in den Ländern und dem Bund. 

Ein Garant dafür ist die erfolg-
reiche Zusammenarbeit in der Ar-
beitsgemeinschaft der Leiter der 

Sehr geehrte Leserinnen und 
Leser, sehr geehrte Kolleginnen 
und Kollegen,

in diesem Jahr feiert das Landeskri-
minalamt sein 25-jähriges Beste-
hen. 

Die info110 widmet diesem An-
lass eine Sonderausgabe um die 
Arbeit des Landeskriminalam-
tes zu würdigen und Ihnen einen 
Rückblick auf die bisher hier ge-
leistete Arbeit zu geben.

Am 01. Januar 1992 ging das 
Landeskriminalamt Brandenburg 
mit 195 Mitarbeitern an den Start. 
Heute, nach über 25 Jahren kön-
nen wir auf eine beeindruckende 
Bilanz zurück blicken.

Viele kluge Köpfe waren und 
sind dafür verantwortlich. Allen 
voran möchte ich den ersten Di-
rektor und „Gründungsvater“ des 
Landeskriminalamtes, Herrn Axel 
Lüdders, als auch meinen Vorgän-
ger im Amt, Herrn Dieter Büdde-
feld, nennen. Sie haben mit ih-
rem Wirken erheblich dazu beige-
tragen, das Landeskriminalamt als 
Zentralstelle der Kriminalpolizei 
in Brandenburg aufzubauen und 
zu etablieren. Dafür gebührt ihnen 
Dank und Anerkennung! 

Am 01.01.2012 übernahm ich 
die Leitung des Landeskriminal-
amtes und gemeinsam mit Ihnen, 
meine sehr verehrten Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern, ist es ge-
lungen, das Landeskriminalamt als 
einen wesentlichen Baustein der 
Brandenburger Sicherheitsarchi-
tektur fortzuentwickeln. 

Diesen Erfolg verdanken wir Ih-
rer engagierten Arbeit – ob als kri-
minalpolizeilicher Sachbearbeiter/
in, Sachverständige/r, Führungs-
kraft, Angestellte/r oder Arbeiter. 
Hierfür danke ich Ihnen herzlich!

Erfolg engagierter Arbeit

Dirk Volkland,
Direktor beim 
Polizeipräsidenten,
Leiter des Landes-
kriminalamtes
Brandenburg
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Landeskriminalämter mit dem BKA. 
Hier ist es uns gelungen bedeutsa-
me kriminalstrategische Pro jekte 
zu entwickeln und die Arbeit in 
Gemeinsamen Zentren und Kom-
petenzverbünden voranzutreiben. 

Ebenso bedeutsam ist unsere in-
ternationale Zusammenarbeit - ob 
mit Europol oder beispielsweise 
mit unseren Kolleginnen und Kol-
legen der polnischen Polizei. Was 
wir hier in den letzten Jahren er-
reicht haben macht mich sehr zu-
versichtlich, was die weitere Zu-
sammenarbeit mit unseren Sicher-
heitspartnern in der Europäischen 
Union betrifft.

Ich möchte Ihnen, sehr geehr-
te Leserinnen und Leser, viel Spaß 
beim Lesen dieser Zeitschrift wün-
schen.

Ich lade Sie herzlich ein, das 
25-jährige Bestehen des LKA ge-
meinsam mit meinen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern und mir, 
am 23.09.2017 zu feiern.

An diesem Tag begrüßen wir al-
le interessierten Bürgerinnen und 
Bürger sowie unsere Kolleginnen 
und Kollegen zu einem Tag der of-
fenen Tür auf der Liegenschaft des 
LKA in Eberswalde, um dieses Ju-
biläum angemessen zu begehen.

Ich wünsche Ihnen weiterhin 
viel Erfolg bei Ihrer täglichen Ar-
beit.

Bleiben sie gesund!

Ihr

Dirk Volkland
Direktor beim Polizeipräsidenten
Leiter des Landeskriminalamtes  

Erfolg engagierter Arbeit

Das Jubiläumslogo zum 25-jäh-
rigen Bestehen des LKA entwi-
ckelte eine Klasse des Ausbil-
dungsganges „Schilder- und 
Licht reklamehersteller“ im Rah-
men eines Projektes im Bereich 
Messe- und Ausstellungssyste -
me im 2. Ausbildungsjahr. Die 
Schülerinnen und Schüler ent-
warfen unter der Leitung von 
Manuela Witte auch Plakate für 
eine Ausstellung des LKA. Die 
beeindruckende Kooperation 
wurde eigens in den Lehrplan 
der Klasse aufgenommen.
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Historisch: Bericht 
der Mär kischen 
Allgemeinen 
Zeitung vom 
7. Februar 1992
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Laborarbeit 
und Phantom-
bildzeichnung – 
Arbeitsbedin-
gungen am LKA 
zu Beginn der 
90er Jahre
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zum Bundeskriminalamt, wir 
brauchten Mobiliar und wir 
brauchten Polizeitechnik. Und wir 
hatten gar nichts. Gestartet sind 
wir mit zwanzig Polizeibeamten in 
einem Plattenbau auf dem Gelände 
in Basdorf. Zwei Mitarbeiter für ei-
nen künftigen Personalrat waren 
schon da. Die Mannschaft bestand 
aus siebzehn Polizeibeamten des 
Gemeinsamen Landeskriminalam-
tes der fünf neuen Länder (GLKA), 
die hatte das Ministerium bereits 
bestimmt. 

Ich selbst sollte eigentlich schon 
eher mit der Arbeit beginnen, hat-
te das aber abgelehnt. Ich wollte 
nicht nach Brandenburg. Nach-
dem man mir in Düsseldorf aber zu 
verstehen gegeben hatte, dass es ei-
nem Kriminaloberrat nicht zuste-
he, Wünsche des Ministeriums ab-
zulehnen, nahm der Druck in der 
Folgezeit zu. Gehst du halt doch 
nach Brandenburg, dachte ich mir. 
Im Aufbaustab des LKA arbeite-
ten dann drei Mitarbeiter aus dem 
Westen. Darunter ein Oberkom-
missar, den ich aus dem LKA Düs-
seldorf mitgebracht hatte. Er ist der 
heutige Präsident der Polizeifach-
hochschule, Rainer Grieger. Er war 
in Düsseldorf in meinem Dezernat 
tätig. Mein damaliger Chef gab mir 
den Rat, nimm Dir einen guten 
Oberkommissar und ein vernünf-
tiges Auto mit, das wirst du beides 
brauchen.

1991 widerwillig nach Branden-
burg versetzt, leben Sie inzwi-
schen seit 25 Jahren hier. Wie 
konnte das passieren?
Ich sollte sechs Monate bleiben, ei-
ne funktionierende Behörde auf-
bauen und dann wieder zurück-
kommen. Der Wandel begann aber 
schon knapp zwei Monate später. 

S
echs Monate hatte Axel 
Lüdders Zeit, um in 
Brandenburg ein funk-
tionierendes Landeskri-
minalamt auf die Beine 
zu stellen. Aus dem Bo-

den stampfen träfe die Umstände 
besser, die der damalige Krimi-
naloberrat 1991 im märkischen 
Basdorf schließlich vorfand. Wie 
aus dem widerwillig nach Bran-
denburg versetzten Kriminalisten 
schließlich ein Brandenburger 
mit Leib und Seele wurde, und 
welche Zustände die turbulenten 
Jahre des Aufbaus begleiteten, be-
richtet Axel Lüdders im Gespräch 
mit der info110.

Ein funktionierendes Landeskri-
minalamt organisieren, anschlie-
ßend Rückkehr nach Düsseldorf. 
Dauer der Maßnahme: Sechs Mo-
nate. Sie hatten ein klares Ziel. 
Lief die Umsetzung dann eben-
falls derart geordnet?
Auf keinen Fall! Improvisation be-
stimmte Alles. Es fing schon beim 
Gebäude an. Wir brauchten zu al-
lererst ein Haus, dessen komplet-
ten Innenausbau, wir brauchten ei-
ne INPOL- und Datenanbindung 

»Einen guten Oberkommissar 
und ein vernünftiges Auto  
das wirst Du brauchen«

Axel Lüdders 
ist heute 69 Jahre alt und lebt 
mit seiner Frau in Basdorf. 
Im Juni 1991 übernahm der 
damalige Kriminaloberrat 
die Leitung des Aufbaustabes 
des Landeskriminalamtes 
Bran denburg. Nach Gründung 
des LKA im Februar 1992 
wurde Axel Lüdders zu dessen 
Direktor ernannt. In der Folge 
stand er der Behörde bis 2004 
vor.
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festgestellt, dass wir sehr viel mehr 
Leute brauchten. 180 war eine 
willkürliche Zahl. Wir kamen ge-
wissermaßen aus einer heilen Welt, 
aber wie man eine  demokratische 
Polizei, eine Behörde aus dem 
Nichts aufbaut – das wusste nie-
mand.

Es waren sehr anstrengende ers-
te Wochen und Monate. Allein die 
Personalgewinnung mit mehreren 
Auswahlkommissionen. Die Per-
sonalgespräche liefen beinahe je-
den Tag über zwölf bis 14 Stunden. 
Es wurde für nahezu alle Bereiche 
Personal gesucht. Staatsschutz, 
Wirtschaftskriminalität, Organi-
sierte Kriminalität, Auswertung, 
Prävention und vieles mehr - die-
se Bereiche gab es in der DDR so 
zum Teil überhaupt nicht. Auf die 
Personalakten konnte man sich 
auch nicht richtig verlassen, sie 
waren unvollständig. Die Gauck 
Behörde, zuständig für die Aufbe-
wahrung und die Aufarbeitung der 
Stasi-Akten, hatte beim LKA spä-
ter aber nur recht wenig zu bean-
standen, deutlich weniger als in 
den Präsidien. Ich glaube Ende 
des Jahres 1991 hatten wir so etwa 
200 Mitarbeiter eingestellt. Sie er-
hielten zunächst Arbeitsverträge. 
Die Kollegen hatten dann die Sor-
ge, ob sie später wirklich verbeam-
tet werden würden.

Dafür stand mein Wort. „Wir ha-
ben Euch eingestellt und wir brau-
chen Euch.“

Das Schwierige an der Situation 
war, dass das neue Land Branden-
burg um die 19.000 Polizisten aus 
der DDR „geerbt“ hatte. Das Minis-
terium aber hatte für das gesamte 
Bundesland ein Limit von 10.000 
Stellen festgesetzt. Deshalb hatte 
ich eigentlich die Vorgabe, mög-
lichst viele Leute aus der Fläche 
zu übernehmen. Ich aber brauchte 

ren wir schließlich in ein kleines 
märkisches Dorf namens Basdorf, 
wo zuvor die Bereitschaftspolizei 
der ehemaligen DDR auf einem 
Kasernengelände ihre Unterkunft 
hatte. Hier suchte ich einen großen 
Plattenbau als zukünftiges Büroge-
bäude für das LKA aus.

Wir hatten sehr wenig Zeit für 
den Innenausbau. Eine Firma ar-
beitete mit über 300 Leuten auf al-
len fünf Etagen gleichzeitig. In nur 
vier oder fünf Monaten musste al-
les fertig sein, weil gleichzeitig dass 
GLKA in Berlin abgewickelt wur-
de. Nach dem BKA-Gesetz müssen 
die Länder LKÄs unterhalten, aber 
es besteht keine Pflicht, dass jedes 
Land ein eigenes LKA haben muss. 
Der Bund hatte damals die Idee, 
das GLKA als gemeinsames LKA 
der neuen Länder zu halten. Das 
wollten die Länder aber nicht, eine 
politische Entscheidung. Von Sei-
ten des Bundes sollte daher mög-
lichst schnell abgewickelt werden, 
um Kosten zu reduzieren. Die Län-
der wiederum hatten das Problem, 
nun möglichst schnell funktionie-
rende Behörden aufzubauen, denn 
ein eigenes LKA gab es zuvor nir-
gendwo in den fünf neuen Län-
dern.

Die Baumaßnahmen damals be-
liefen sich auf 11,2 Millionen D-
Mark. Ich musste kosteninten-
sive Entscheidungen allein tref-
fen, das hat mich wirklich unru-
hig gemacht. Aber als wir später 
vom Landesrechnungshof über-
prüft wurden, gab es keine Bean-
standung. 

Binnen weniger Wochen sollten 
fast 200 neue Mitarbeiter ausge-
wählt werden. Wie funktionierte 
das?
Wir hatten den Auftrag, 180 Leute 
einzustellen. Wir haben schnell 

Ich wurde vom Flieger abgeholt 
und dachte, was für ein tolles Land, 
Fontane und diese wunderschöne 
Landschaft. Meine Familie be-
suchte mich bald und gemeinsam 
entschieden wir, nach Branden-
burg umzuziehen. Es war damals 
die Zeit der Glücksritter. „DiMi-
Dos“- so genannte Aufbauhelfer, 
die Dienstags in den Osten reisten, 
Mittwochs arbeiteten und am Don-
nerstag schon wieder zu Hause wa-
ren – ich fand das nicht gut. Ich ha-
be mich schnell sehr verantwort-
lich gefühlt und hatte das Gefühl 
die Mitarbeiter - es wurden ja jeden 
Tag mehr-  im Stich zu lassen, wenn 
ich wieder ginge. Sie vertrauten 
mir. 

Es waren sehr harte Zeiten. 
Schon allein die Bezahlung, die 
Leute bekamen zum Teil anfangs 
gar kein Gehalt. Hinzu kamen die 
Sorge und die Angst, ob auch alle 
übernommen werden. All das hat 
mich dazu bewogen zu bleiben, 
freiwillig zu bleiben, und ich habe 
es nie bereut.

Was war die größte Herausforde-
rung der Aufbauphase?
Es mangelte an ganz profanen Din-
gen – wie einem Gebäude für das 
neue LKA. Im Frühsommer 1991 
hatten wir uns dann auf ein Haus 
festgelegt. Aus heutiger Sicht eine 
wunderbare Geschichte. Ich glau-
be ich habe im Juni hier angefan-
gen.  Im April war ich das erste Mal 
in Brandenburg. Ich sollte also ein 
Gebäude für das LKA aussuchen 
und bestimmen. Die in Frage kom-
menden Häuser wollte man mir bei 
diesem Termin zeigen. Ich ging al-
lerdings davon aus, dass ein zu-
künftiges LKA Brandenburg sei-
nen Sitz in der Landeshauptstadt 
haben würde, also in Potsdam. Zu 
meiner großen Überraschung fuh-

»Einen guten Oberkommissar 
und ein vernünftiges Auto  
das wirst Du brauchen«

➞
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als ihre Kollegen aus dem Westen. 
In Westdeutschland hatte man we-
gen fehlender personeller Ressour-
cen viel eher angefangen, Krimina-
lität auch zu „verwalten“, während 
hier mehr Manpower vorhanden 
war. Deswegen wurde in der DDR 
aus meiner Sicht, viel länger wei-
terermittelt - bis eine Tat aufgeklärt 
war. Ich habe hier viel gelernt, ins-
besondere bei der Spurenkunde. 
Dinge, die in Westdeutschland 
zwar bekannt, aber schon gar nicht 
mehr in der Praxis angewandt wur-
den. Zum Beispiel Fußspuren auf 
Blättern suchen und finden. Im 
Osten wurde sich auch viel stärker 
auf die Frage konzentriert, wer zu 
einer Tat noch etwas gesehen oder 
wahrgenommen haben könnte. 
Eben nicht nur das was offenkun-
dig war, wurde untersucht, es wur-
de aktiv nach weiteren, neuen Spu-
ren gesucht. Solche Sachen waren 
im Osten viel stärker ausgeprägt. 

Ab 1996 konnte das LKA eigen-
ständige Ermittlungen führen. Sie 
selbst haben diese Zuständigkeit 
angeregt.
Für mich war das von Anfang an ge-
plant. Nordrhein-Westfalen (NRW) 
war Partnerland, das Polizeiorga-
nisationsgesetz des Landes Bran-
denburg entstand nach nordrhein-
westfälischem Vorbild. Staatsse-
kretär, Abteilungsleiter der Polizei 
und Landespolizeidirektor kamen 
aus Düsseldorf. Dass wir daher 
kein bayrisches Modell nehmen 
würden, war klar. Das LKA durfte 
anfangs ermitteln, wenn Straftaten 
von herausragender Bedeutung 
über die Grenzen eines Polizeibe-
zirkes hinweg Bezüge aufwiesen. 
Mit der ersten Polizeireform Mitte 
der 90er Jahre, wurden dem LKA 
auch originäre Ermittlungszustän-
digkeiten im Bereich des Staats-
schutzes-/Wirtschafts- und organi-
sierten Kriminalität zugewiesen. 
Die subsidiäre Zuständigkeit bei 
bezirksübergreifenden Straftaten 
blieb darüber hinaus bestehen.

Wie sah die originäre Ermitt-
lungszuständigkeit in der Folge 
ganz praktisch aus?

bestimmte Spezialisten für speziel-
le kriminalpolizeiliche Arbeit und 
die kamen eben aus den Zentral-
stellen der DDR. Deswegen musste 
ich auch mehrfach beim Ministeri-
um antreten, und mich fragen las-
sen, ob ich die Vorgabe nicht ver-
standen hätte. Ich habe mich stur 
gestellt und das gemacht, was für 
das LKA richtig war. Es herrschte 
praktisch überall Anarchie. Wäh-
rend dieser Zeit des Aufbaus „tob-
te“ gleichzeitig  die Kriminalität. 
Banden zogen durch das ganze 
Land, nicht nur Brandenburg war 
betroffen. Es gab Raubüberfälle auf 
Kassen und Zahlstellen, die unge-
sichert waren,

Betrügereien, sowie das gesamte 
Spektrum der Kriminalität. Durch 
die nun neue und sehr intensive 
Medienberichterstattung über die-
se Phänomene wurden die Bürger 
immer mehr verunsichert.    

Konnten Sie einen Unterschied 
bei der kriminalpolizeilichen Ar-
beit in Ost und West erkennen?
Nachdem die Behörde „stand“ 
konnte ich feststellen, dass die Kri-
minalbeamten aus dem Osten in ei-
nigen Bereichen der Kriminalistik 
im Detail besser ausgebildet waren 

1996: Blick von der B109 
auf das LKA Basdorf
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Auch die Dorfoberen und Ge-
schäftsleute waren aufgebracht, 
war doch das LKA mit seinen mitt-
lerweile 700 Mitarbeitern ein star-
ker Wirtschaftsfaktor. Das alles 
war schwierig, aber es war notwen-
dig. Aufgrund der maroden Lie-
genschaft hätte das Land Branden-
burg hier viel zu viel Geld investie-
ren müssen.

Es gab in Eberswalde hervor-
ragende Bausubstanz – eigent-
lich sollte dort das Polizeipräsidi-
um Eberswalde untergebracht wer-
den, welches im Zuge der zweiten 
Polizeireform aufgelöst wurde. Die 
Neubauten waren somit ungenutzt 
und konnten für LKA-Bedürfnisse 
erweitert und umgebaut werden. 
Inzwischen ist der Umzug schon 
Geschichte, eine weitere Polizei-
strukturreform, die das LKA zum 
Teil des Polizeipräsidiums machte, 
ebenso. Als ehemaliger Leiter des 
LKA, halte ich die heutige Organi-
sation, soweit sie das LKA betrifft 
für schlecht. Ein  LKA kann nicht 
Teil eines Polizeipräsidiums sein. 
Es muss meiner Meinung nach di-
rekt dem Ministerium unterstehen,  
so wie es in allen Flächenländern 
der Bundesrepublik mit Ausnahme 
der Stadtstaaten der Fall ist. 

Beruflich zog es Sie 2004 nach 
Schleswig-Holstein, sie blieben 
aber in Basdorf wohnen. Warum?
Weil meine Familie und ich zu die-
ser Zeit schon lange Brandenbur-
ger mit Leib und Seele geworden 
waren. Im August 1993 bin ich mit 
meiner Frau und unserem Sohn 
von Düsseldorf nach Basdorf gezo-
gen. Mein Sohn ist inzwischen 
selbst Vater, er wohnt mit seiner 
Familie ganz in der Nähe. Meine 
Enkelin ist hier geboren. Als ich 
2004 in Schleswig-Holstein Abtei-
lungsleiter der Polizei geworden 
bin, sagte meine Frau zu mir: „Du 
kannst machen was Du willst, aber 
ich ziehe hier nicht mehr weg“. 

Das Gespräch führte 
info110-Chefredakteurin 
Katrin Böhme

Die ersten Tage in Basdorf – was 
ist Ihnen aus dieser Zeit ganz be-
sonders in Erinnerung geblieben?

An einem der ersten Tage im LKA 
diktierte ich einen Brief. Nach ein 
paar Tagen sehe ich den Brief noch 
immer auf dem Tisch liegen und 
frage, warum der Brief noch nicht 
weg sei. „Weil wir kein Geld ha-
ben“, war die Antwort. „Weil wir 
kein Geld wofür haben?“ Kein 
Geld für Briefmarken. Unfassbar.“ 
Auch funktionierende Verwaltun-
gen mussten erst aufgebaut wer-
den. Die ersten 100.000 DM wur-
den noch am gleichen Tag bar in 
Potsdam abgeholt. Mit diesem 
Geld wurden Schreibmaschinen 
und erforderliche Büroausstattung 
angeschafft. Weiteres Geld floss 
danach bargeldlos. 

Gab es Fälle, die Sie mehr be-
schäftigt haben, als andere?
Wir hatten seinerzeit beunruhigen-
de Kriminalitätsanstiege zu ver-
zeichnen, darunter auch spektaku-
läre Straftaten und Gefängnisaus-
brüche von Schwerstkriminellen. 
Persönlich nahegegangen war mir 
die Entführung und Ermordung 
von Ulrike B., einem Mädchen aus 
Eberswalde. 

Als die Polizei nach jahrelangen, 
politischen Diskussionen endlich 
DNA-Spuren sichern, auswerten 
und speichern durfte – konnten nun 
auch Taten geklärt werden, die be-
reits Jahrzehnte zurück lagen. Das 
hat mich stolz gemacht und zufrie-
den. Wahrscheinlich hat mich so et-
was auch zu der Aussage verleitet 
„Wir kriegen sie alle, man muss uns 
nur lassen! Wenn Polizei etwas will, 
dann schaffen wir das auch. Das 
war immer meine Maxime.“ 

Von Basdorf zog das LKA später 
nach Eberswalde um. Haben Sie 
eine Aktie daran?
Ich habe 2001 alles daran gesetzt, 
dass wir nach Eberswalde ziehen. 
Das hat mir von vielen Seiten auch 
Widerstand eingebracht. Viele Mit-
arbeiter waren zwischenzeitlich 
nach Basdorf umgezogen und soll-
ten nun längere Fahrtstrecken 
nach Eberswalde in Kauf nehmen. 

Zum Beispiel in Form extrem per-
sonalintensiver Ermittlungsgrup-
pen (EG) des LKA. So gab es über  
Monate hinweg Serien von Raub-
überfällen zum Nachteil von Su-
permärkten, in denen in den Mor-
genstunden Tresore aufgesprengt 
wurden. Das LKA zog die Ermitt-
lungen an sich und bildete eine EG 
mit bis zu 300 Polizisten aus den 
Präsidien. Aufgrund der gezielten 
Auswertungserkenntnisse unter 
Be rücksichtigung des bisherigen 
Täterverhaltens wurden dann Su-
permärkte polizeilich observiert, 
die als Ziel eines nächsten Über-
falls prognostiziert wurden. Am 
Ende führten genau diese Maßnah-
men zur Festnahme der Täterban-
den. Weniger spektakulär war die 
erste EG, die im LKA damals ein-
gerichtet wurde. Auf Weisung des 
Ministeriums musste die EG „Wei-
deviehdiebstähle“ gebildet wer-
den. Die Viehdiebe, die ebenfalls 
bandenmäßig über Monate hinweg 
agiert hatten, konnten schließlich 
in NRW festgenommen werden.

Mit der aus Nordrhein-Westfa -
len übernommenen Behörden-
struktur wurden auch Struktur-
schwächen übernommen. Welche 
Schwächen?
Eine leistungsfähige und schlag-
kräftige Polizei benötigt eine starke 
Zentralstelle (LKA), die die Befug-
nis haben muss, den Präsidien in be-
stimmten Fällen fachliche Weisun-
gen zu erteilen. Das ist insbesonde-
re dann erforderlich, wenn landes-
weite oder auch über die Lan-
desgrenzen hinaus einheitliche 
Ermittlungen nötig sind. Diese Er-
mittlungen sind in der Regel arbeits-
intensiv und langwierig. Führt ein 
LKA solche Ermittlungen, bleiben 
Interessenkollisionen für den Per-
sonaleinsatz zur Bekämpfung der 
polizeilichen Alltagsarbeit eher aus. 
Daher war es mein Bestreben, neue 
Zuständigkeiten für das LKA nach 
dem „Stuttgarter Vorbild“ zu erhal-
ten. Mit der Reform kamen auch die 
Spezialeinheiten zum LKA, zur Be-
kämpfung der organisierten Krimi-
nalität wurden darüber hinaus Au-
ßenstellen des LKA geschaffen.
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LKA 100
Abteilung

Zentrale Aufgaben / CCC /
Besondere Ermittlungen

LKA 110
Dezernat 

Zentralstellenaufgaben

LKA 120
Dezernat 

Cyber-Competence-Center

LKA 130
Wirtschafts-/Umwelt kriminalität

LKA 210
Dezernat

Organisierte und 
Schwere Kriminalität

LKA 220
Dezernat

Schw. Grenzüberschreitende Eigentums kriminalität 
(GüEK)

LKA 230
Dezernat

Verdeckte Ermittlungen

LKA 200
Abteilung

Organisierte Kriminalität 
und Schwere GüEK

LKA 111 
SG operat./strateg. Auswertung

LKA 112 
SG PKS
LKA 113 

SG Fahndung / KA /DAD
LKA 114 

SG Interpol / Rechtshilfe
LKA 115 

SG Koordinierung Inpol / DV

LKA 211 
KK OK Eberswalde

LKA 212 
KK OK Frankfurt (Oder)

LKA 213 
KK OK Potsdam

LKA 214 
KK Vermögensabschöpfung

LKA 215 
KK MK / OFA / ViCLAS

LKA 216 
GER Polizei/Zoll

LKA 217 
GFG Polizei / Zoll

LKA 121 
KK Auswertung / Ermittlung qualifizierte Cybercrime

LKA 122 
SG Informationstechnische

Überwachung (ITÜ)
LKA 123 

SG IuK – Service
LKA 124 

SG IuK – Forensik

LKA 221 
KK Schw. GüEK Eberswalde

LKA 222 
KK Schw. GüEK Frankfurt 

(Oder)
LKA 223 

KK Schw. GüEK Potsdam
LKA 224 

KK Schw. GüEK Cottbus
LKA 225 

GEG Berlin / Brandenburg

LKA 131 
KK WiKri. Eberswalde

LKA 132 
KK WiKri. Frankfurt (Oder)

LKA 133 
KK WiKri. Potsdam

LKA 134 
KK WiKri. Cottbus

LKA 135 
KK Schwere Umweltkrim.

LKA 136 
Wirtschaftsprüfdienst

LKA 137 
KK Amtsdelikte

LKA 138 
GEG Korruption

Leiter 
Landeskriminalamt
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LKA 310
Dezernat

Grundsatz /PMK-Meldedienst / SÜ / Auswert. rechts-links

LKA 320
Dezernat

Zentrale Ermittlungen 
(ST)

LKA 330
Dezernat

Verdeckte Ermittlungen 
(ST)

LKA 340
Dezernat

Auswertung / Ermittlungen 
Islamismus / PMAK

LKA 410
Dezernat 

Klassische Kriminaltechnik

LKA 420
Dezernat 

Forensische Biologie

LKA 430
Dezernat 

Forensische Chemie / Physik

LKA 440
Dezernat

Erkennungsdienst /
Tatortdienst

LKA 300
Abteilung

Zentraler Staatsschutz/ 
Terrorismusbekämpfung

LKA 400
Abteilung

Kriminaltechnisches 
Institut

LKA 311 
SG Grundsatz /

PMK-Meldedienst/SÜ
LKA 312 

SG Auswertung PMK 
rechts-links

LKA 411 
Werkzeug / Formspuren

LKA 412 
Schusswaffenuntersuchung

LKA 413 
Kriminalistische Fotografie

LKA 414 
Handschriften / Urkunden

LKA 415 
Sprecher-Erkennung

LKA 421 
Textilfasern / Haare

LKA 422 
DNA-Analyse

LKA 431 
Anorg. Chemie / Physik

LKA 432 
Org. Chemie / Toxikologie

LKA 341 
KK Ermittlungen 

Islamismus / PMAK
LKA 342 

SG Auswertung 
Islamismus / PMAK

LKA 441 
Daktyloskopie / ED

LKA 442 
Visuelle Fahndungshilfen

LKA 443 
Tatortdienst KTI

LKA 444 
Entschärfer USBV

Personalrat

Führungsdienst GBA / (50%)
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Die Aufgaben des LKA 100 sind 
sehr vielschichtig und komplex. 
Die Erstellung von Kriminalsta-
tistiken, die Fahndung, internatio-
nale polizeiliche Zusammenarbeit 
und DV-Koordination sowie die 
Bekämpfung von Cybercrime, aber 
auch der Wirtschafts- und Umwelt-
kriminalität – das sind nur einige 
der Zuständigkeits-bereiche des 
LKA 100. Sie erfordern eine zen-
trale Bearbeitung, um Kriminellen 
in allen Deliktsfeldern wirkungs-
voll zu begegnen.

Einige Spezialisten der Krimina-
litätsbekämpfung kurz vorgestellt:

Die stillen Helfer 
im Hintergrund 
Moderne Polizeiarbeit ist in erster 
Linie Teamarbeit. Neben den ei-
gentlichen Ermittlern arbeiten im 
LKA 110 - Zentralstellenaufgaben 
viele andere Kollegen an einem Er-
mittlungsverfahren mit. 

Die stillen Helfer im Hinter-
grund sorgen dafür, dass 
■■ polizeiliche Datensammlungen 
auf dem aktuellen Stand sind,
■■ Parallelen zwischen Straftaten in 
verschiedenen Teilen Deutsch-
lands erkannt werden,
■■ relevante Erkenntnisse von Poli-
zeibehörden anderer Bundeslän-
der, herangezogen werden und
■■ entsprechende Erkenntnisse aus 
dem Ausland erlangt werden 
können.
Nur so ist bei der zunehmen-

der Komplexität von Kriminalität 
möglich, Tatverdächtige zu ermit-
teln. Der ermittelnde Kommissar 
als Einzelkämpfer, so wie man ihn 
noch aus dem Fernsehkrimi kennt, 
ist sozusagen ein Auslaufmodell. 

Ein weiterer wesentlicher Be-
standteil der Arbeit des Dezer-

Mit seinem breiten Aufgaben-
spektrum kommt dem LKA 100 
bei der polizeilichen Aufgabenbe-
wältigung eine besondere Rolle 
zu. Kurz gefasst ist das LKA 100 
die zentrale Informationssammel- 
und Auswertestelle und damit 
Knotenpunkt des kriminalpoli-
zeilichen Informationsaustau-
sches in Brandenburg. Desweite-
ren nimmt das LKA 100 neben 
einsatz- und ermittlungsunter-
stützenden Serviceaufgaben be-
stimmte Ermittlungszuständig-
keiten wahr.

 

Was verbirgt sich dahinter?

Rund 200 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter (Vollzugs- und Verwal-
tungsbeamte, Tarifbeschäftigte, 
Sachverständige und viele weitere 
Spezialisten) leisten ihren Beitrag 
für die Sicherheit der Bürgerinnen 
und Bürger. Zusammen bringen sie 
die unterschiedlichsten Kompe-
tenzen mit. Die „bunte Mischung“ 
der Mitarbeiter macht das LKA 
100 nicht nur zu einer besonderen 
Abteilung, sie ist auch Garant für 
das Leistungsspektrum und die 
Leistungsfähigkeit des LKA. 

Abteilung

100

Mathias LuxHain
Abteilungsleiter LKA 100

Zentrale Aufgaben
CyberCompetenceCenter
Besondere Ermittlungen
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alisierte Kriminalbeamte und 
Buchprüfer gegen diese besonders 
sozialschädlichen Kriminalitäts-
formen. Dazu gehören u.a. speziel-
le Betrugsformen, wie Abrech-
nungsbetrug im Gesundheitswesen 
und Betrug im Zusammenhang mit 
Subventionen und Kapitalanlagen, 
Vorenthalten und Veruntreuen von 
Arbeitsentgelt, Untreue, Wucher, 
Bestechung und Bestechlichkeit, 
Vorteilsannahme und -gewährung, 
Straftaten der Arzneimittel- und 
Nuklearkriminalität sowie der un-
erlaubte Umgang mit gefährlichen 
Abfällen oder radioaktiven Stoffen. 

Mathias Lux-Hain 
Abteilungsleiter LKA 100

Zeitfenstern zuverlässig zu sichern 
und zu verwerten. Aufgabe der Cy-
bercrime-Ermittler ist es, Straftäter 
aus der scheinbaren Anonymität 
des Internets herauszuholen. Das 
Ziel besteht darin, Straftaten, wie 
Kinderpornografie und Cyberan-
griffe, zu verfolgen und aufzuklä-
ren. Dazu begeben sich die Ermitt-
ler auch in virtuelle Kommunikati-
onsforen. Darüber hinaus koordi-
niert die Zentrale Ansprechstelle 
Cybercrime (ZAC) länderübergrei-
fende Cybercrime-Ermittlungen im 
Falle von Angriffen gegen Unter-
nehmen und Behörden.

Bekämpfung von Wirtschafts
kriminalität, Korruption und 
Amtsdelikten
Obwohl sie nur einen sehr kleinen 
Anteil aller Straftaten ausmachen, 
verursachen diese Phänomene 
mehr als die Hälfte aller durch 
Straftaten entstehenden Schäden. 
An vier Standorten ermitteln spezi-

nats Zentralstellenaufgaben ist die 
Durchführung von Analysen des 
gesamten Kriminalitätsgeschehens 
– also unabhängig vom konkreten 
Einzelfall – um konkrete Schwer-
punkte zu identifizieren. Dies ist 
eine wesentliche Entscheidungs-
grundlage für Führungskräfte auf 
allen Ebenen, um ihre Kräfte ziel-
gerichtet und effizient einzusetzen.

CybercrimeErmittler

Die Kriminalität rund um das In-
ternet kennt inzwischen viele Fa-
cetten. Hier hat sich die Bezeich-
nung Cybercrime etabliert – ein Be-
griff, der sich auf internationaler 
Ebene durchgesetzt hat und das 
Phänomen der Straftaten rund um 
Computersysteme und Computer-
daten umfangreich beschreibt.

Im Falle eines Cybercrime-Vor-
falles ist entschlossenes und schnel-
les Handeln erforderlich! Denn ins-
besondere in diesem Deliktsfeld 
sind Beweismittel nur in engen 

LKA 110 
Dezernat 

Dezernat Zentralstellenaufgaben

LKA 111 
SG operative /

strategische Auswertung

LKA 112 
SG PKS

LKA 113 
SG Fahndung / KA / DAD

LKA 114 
SG Interpol / Rechtshilfe

LKA 115 
SG Koordinierung Inpol / DV-Projekte

LKA 120
Dezernat 

Cyber-Competence-Center

LKA 121 
Auswertung / Ermittlung /
qualifizierte Cybercrime

LKA 122 
SG Informationstechnische 

Überwachung (ITÜ) 

LKA 123 
SG IuK – Service

LKA 124 
SG IuK – Forensik

LKA 130
Dezernat 

Wirtschafts-/ Umweltkriminalität

LKA 131
KK WiKri Eberswalde

LKA 132
WiKri Frankfurt (Oder)

 

LKA 100
Abteilung Zentrale Aufgaben / 

Cyber-Competence-Center /
Besondere Ermittlungen

Abteilungsleiter

Führungsdienst
Geschäftzimmer

LKA 133
WiKri Potsdam

 

LKA 134
WiKri Cottbus

LKA 135
KK schwere Umweltkriminalität

 

LKA 136
KK Wirtschaftsprüfdienst

 

LKA 137
KK Amtsdelikte

 

LKA 138
GEG Korruption
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tatbestände vorgenommen wird 
(OK-Gruppierungen können theo-
retisch  in allen möglichen Delikts-
bereichen aktiv werden), erfolgt 
aufgrund der begrenzten Ressour-
cen regelmäßig eine Ausrichtung 
der Ermittlungsschwerpunkte an 
den strategischen Schwerpunkt-
setzungen des Polizeipräsidiums. 
Deshalb ist es nicht zufällig, dass in 
den vergangenen Jahren die meis-
ten Verfahrenskomplexe zur Be-
kämpfung der OK im Land Bran-
denburg grenzüberschreitend or-
ganisierte Eigentumskriminalität, 
Rockerkriminalität sowie Rausch-
giftkriminalität im Fokus hatten. 
Durch den Einsatz von OK-Kom-
missariaten ist es gelungen, nicht 
nur das erste Joint Investigation 
Team (JIT) mit polnischen Straf-
verfolgungsbehörden zu bilden 
und erfolgreich zum Abschluss zu 
bringen, sondern diesem noch zwei 
weitere mit gleichem Erfolg folgen 
zu lassen. Allein durch die Ermitt-
lungen dieser drei JIT wurden über 
360 Straftaten aufgeklärt und 69 
Tatverdächtige der weiteren Straf-
verfolgung zugeführt.

Die Bekämpfung der schweren 
grenzüberschreitenden Eigentum-
skriminalität ist auch der Auftrag 
des im November 2016 neu gebil-
deten Dezernates LKA 220. Es be-
wältigt einen Teil der Aufgaben der 
zuvor existierenden Sonderkom-
mission „Grenze“. Neu ist jedoch, 
dass nicht mehr nur eine Begren-
zung auf Ermittlungen zu Dieb-
stählen von Kraftfahrzeugen er-
folgt, sondern auch andere her-
ausragende Erscheinungsformen 
der grenzüberschreitenden Eigen-
tumskriminalität zentral kriminal-
polizeilich bearbeitet werden. La-
dungsdiebstähle und Sprengun-
gen von Geldautomaten durch rei-

Die Ermittlungsarbeit im LKA 200 
mit seinen gut 140 Mitarbeitern ist 
vielschichtig. Ermittlungen zur 
OK, zur Geldwäsche, zur grenz-
überschreitenden Eigen tums kri-
mi nalität, zu ungeklärten Tötungs-
delikten und  zu län der über grei-
fenden Tatserien bei Einbruchs-
diebstählen sind nur einige 
Beispiele dafür.

Die zentralen polizeilichen Er-
mittlungen im LKA 200 sind seit 
Jahren ein wichtiger Baustein bei 
der Aufdeckung schwerer und 
schwerster Erscheinungsformen 
der Kriminalität, die durch organi-
sierte Tätergruppen im Land Bran-
denburg verursacht werden. 

Diese Ermittlungen werden u.a. 
durch die drei im Land Branden-
burg existierenden Kommissa riate 
für die Bekämpfung der Organi-
sierten Kriminalität im LKA 210 
betrieben, die grundsätzlich dafür 
eingerichtet wurden, gegen im 
Land Brandenburg existierende 
oder ins Land Brandenburg hin-
einwirkende OK-Gruppierungen 
vorzugehen. Auch wenn hier 
grundsätzlich keine Beschränkung 
auf bestimmte deliktische Grund-

Frank Adelsberger
Abteilungsleiter LKA 200

Abteilung

200
Organisierte Kriminalität und 
Schwere Grenzüberschreitende 
Eigentumskriminalität
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burger Polizei zur Verfolgung von 
Bandenstraftaten im Bereich der 
Eigentumskriminalität wurde mit 
der Einrichtung der GEG Berlin-
Brandenburg im Jahr 2004  eine 
dauerhafte Struktur gegeben.

Für eine erfolgreiche Ermitt-
lungsarbeit gegen gut organisierte 
Tätergruppen ist seit jeher die An-
wendung verdeckter strafprozes-
sualer Maßnahmen  unabdingbar. 
Verdeckte personale Ermittlungen 
gewinnen hierbei aktuell größere 
Bedeutung, da technische Über-
wachungsmöglichkeiten deutlich 
geringere Wirksamkeit zeigen, als 
es bspw. noch um die Jahrtausend-
wende der Fall war. Im LKA 230 
ist die Expertise zu verdeckten per-
sonalen Ermittlungen zentral zu-
sammengeführt. Der Einsatz von 
Verdeckten Ermittlern, Vertrau-
enspersonen oder auch von NoeP 
(nicht offen ermittelnden Polizei-
beamten) erfolgt nicht nur für Er-

sende Tätergruppen aus Polen sind 
nur zwei Beispiele dafür.

Verschiedene Erscheinungsfor-
men der Kriminalität fallen in die 
Zuständigkeit verschiedener Be-
hörden des Bundes und der Länder 
und lassen sich nur durch deren 
enge Zusammenarbeit wirksam 
bekämpfen. So ist die Bekämpfung 
der Rauschgiftkriminalität oder der 
Geldwäsche nicht nur eine Angele-
genheit der Polizei, sondern auch 
der Zollbehörden. Im Jahr 1997 
wurde daher die Gemeinsame Er-
mittlungsgruppe (GER) aus Mit-
arbeitern der Polizei des Landes 
Brandenburg sowie des Zollfahn-
dungsamtes Berlin-Brandenburg 
im LKA 200 gebildet. Zwei Jahre 
später wurde die Gemeinsame Fi-
nanzermittlungsgruppe (GFG) mit 
dem Zoll gegründet und ebenfalls 
organisatorisch beim LKA 200 an-
gebunden. Auch der Zusammen-
arbeit der Berliner und Branden-

mittlungen im LKA, sondern auch 
für solche der KDir. Dort konn-
te insbesondere die Ermittlungs-
arbeit der Mordkommissionen in 
den vergangenen Jahren von der 
Unterstützung des LKA 230 pro-
fitieren.

Frank Adelsberger
Abteilungsleiter LKA 200

LKA 210 
Dezernat 

Organisierte Kriminalität 
und Schwere Kriminalität

LKA 211 
KK OK Eberswalde

LKA 212 
LKA 212 KK OK Frankfurt (Oder)

LKA 213 
KK OK Potsdam

LKA 214 
KK Vermögensabschöpfung

LKA 215 
KK Mordkommission /

OFA / ViCLAS

LKA 216 
GER Polizei/Zoll

LKA 217 
GFG Polizei/Zoll

LKA 220
Dezernat 

Schwere Grenzüberschreitende 
Eigentumskriminalität (GüEK) 

LKA 221 
KK schwere GüEK Eberswalde

LKA 222 
KK schw. GüEK Frankfurt (Oder) 

LKA 224 
KK schw. GüEK Cottbus

LKA 225 
GEG Berlin/Brandenburg

LKA 230
Dezernat 

Verdeckte Ermittlungen

LKA 231
SG Verdeckte Ermittlungen

LKA 232
SG VP Führung 

LKA 200
Abteilung Organisierte Kriminalität und 

Schwere Grenzüberschreitende Eigentumskriminalität
Abteilungsleiter Führungsdienst

Geschäftszimmer

Zur Vermö-
gensabschöp-
fung gesicherte 
Fahrzeuge
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Terrorismus in den letzten Jahren 
und der mengenmäßig stark ange-
wachsenen Aufgabenlast in diesem 
Bereich, hat die Abteilung für die-
sen speziellen Phänomenbereich 
seit Herbst 2016 ein neues Dezer-
nat (Auswertung/Ermittlungen Is-
lamismus/PMAK) hinzu bekom-
men, in dem eine spezifische und 
kompetente Bearbeitung stattfin-
den kann.

Die Arbeit im Staatsschutz ist 
besonders durch eine sehr inten-
sive Zusammenarbeit und dem 
ständigen Austausch mit diversen 
anderen Behörden und Sicher-
heitsdienstleistern gekennzeich-
net. Hierzu zählen als unmittelba-
re Partner zum Schutze der Demo-
kratie vor allem der Verfassungs-
schutz des Bundes (BfV) und der 
Länder (LfV), der militärische Ab-
schirmdienst (MAD) und nach-
richtendienstliche Erkenntnisse. 
Bundesweit gesteuert und ausge-
tauscht werden die Informationen 
über das gemeinsame Terrorismus-
Abwehr-Zentrum (GTAZ). 

Im Rahmen der Musikauswer-
tung werden der Bundesprüfstel-
le für jugendgefährdende Medien 

Die Kernaufgabe der Auswerte- 
und Ermittlungsarbeit des polizei-
lichen Staatsschutzes in Branden-
burg besteht im Schutz der frei-
heitlich-demokratischen Grund-
ordnung und damit der Vertei-
digung der Grundfesten unseres 
Rechtsstaats auf der einen Seite 
und der Verhinderung jeder Form 
von Gewalt- oder Willkürherr-
schaft auf der anderen Seite. 

Dafür tragen in der Abteilung 300 
insgesamt 70 Mitarbeiter in einem 
Auswertedezernat und drei Ermitt-
lungsdezernaten gemeinsam Sor-
ge. Die Aufgabengebiete des Staats-
schutzes sind vielfältig und umfas-
send. Es gilt dabei sowohl das 
rechts- und linksextreme Spekt-
rum im Auge zu behalten, aber 
auch alle anderen Feinde der De-
mokratie aus religiösen, separatis-
tischen oder wirtschaftlichen (Spi-
onage) Motiven heraus zu beob-
achten und Straftaten in diesem 
Bereich konsequent zu verfolgen.

Geleitet wird die Staatsschutz-
arbeit dabei vom Idealbild einer 
„wehrhaften Demokratie“. Auf-
grund der weltweit gestiegenen 
Gefahr durch religiös motivierten 

Olaf Berlin
Abteilungsleiter LKA 300

Abteilung

300
Zentraler Staatsschutz
Terrorismusbekämpfung 

Die Bezeichnung Politisch motivierte Krimina-
lität wurde gewählt, obwohl die darunter aufge-
führten Delikte in Einzelfällen auch ohne explizi-
te politische Motivation verwirklicht werden kön-
nen. Es handelt sich bei diesen Delikten um 
„klassische bzw. echte“ Staatsschutzdelikte (z.B. 
Friedensverrat, Hochverrat, Gefährdung des de-
mokratischen Rechtsstaates) bei denen der ge-
setzliche Tatbestand eine bestimmte politische 
Motivation nicht zwingend voraussetzt.
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(BPjM) regelmäßig extremistische 
und gewaltverherrlichende Tex-
te und Lieder zur Indizierung vor-
geschlagen. Als Servicegeber wer-
den für diverse Abnehmer (z. B. die 
Flughafengesellschaften) die Si-
cherheitsüberprüfungen von Per-
sonal in sicherheitsrelevanten Be-
reichen vorgenommen. Hierbei 
kommt es zu einem ständigen Aus-
tausch mit den Ausländer- und Ein-
wanderungsbehörden. Auch das 
Gefahrenstoffmonitoring, um zu 
verhindern dass Sprengstoff und 
Bomben illegal hergestellt werden 
können, obliegt den Aufgaben des 
Staatsschutzes. 

Daneben gibt es auch eine inten-
sive Zusammenarbeit mit den zivil-
gesellschaftlichen Akteuren im 
Feld, wie z. B. den mobilen Bera-
tungsteams und dem Verein „Opf-
erperspektive e. V. “. Die Aufgaben-

Entwicklung 
der Politisch 
motivierten 
Kriminalität
im Land 
Brandenburg 
20012015

gebiete im polizeilichen Staats-
schutz zeichnen sich somit durch 
eine sehr große Aufgabenvielfalt, 
intensive Behördenzusammenar-
beit und einen großen Spezialisie-
rungsgrad auf die einzelnen Phäno-
menbereiche des Extremismus aus. 

Profunde Kenntnisse über die 
einzelnen politischen (Rechts- und 
Linksextremismus) und religiösen 
Ideologiehintergründe (z. B. Sala-
fismus) sind für die Mitarbeiter in 
der Sachbearbeitung unerlässlich. 
Auch für neue Entwicklungen, 
wie zuletzt die stark aufkommen-
de Szene der sogenannten „Reichs-
bürger“ und „Mikrostaaten-Grün-
der“/Selbstverwalter, muss der 
Staatsschutz gewappnet sein. 

Um immer am Puls der Zeit zu 
sein, kommt vor allem der Inter-
netauswertung eine entscheiden-
de Rolle zu. 

LKA 310 
Dezernat 

Grundsatz / PMK Meldedienst /
SÜ / Auswertung rechts-links

LKA 311 
SG Grundsatz/PMK

Meldedienst/SÜ

LKA 312 
SG Auswertung 

PMK rechts-links

LKA 320
Dezernat 

Zentrale Ermittlungen 
Staatsschutz

LKA 330
Dezernat 

Verdeckte Ermittlungen

LKA 300
Abteilung Zentraler Staatsschutz /

Terrorismusbekämpfung
Abteilungsleiter Führungsdienst

Geschäftszimmer

LKA 340
Dezernat 

Auswertung/Ermittlungen 
Islamismus/PMAK

LKA 341 
KK Ermittlungen 

Islamismus/PMAK

LKA 342 
SG Auswertung 

Islamismus/PMAK

Generell stehen neben der Straf-
verfolgung politisch motivierter De-
likte vor allem die Gefährdungsbe-
wertung und Gefahrenabwehr im 
Fokus der Staatsschutzarbeit. Be-
sonders im Feld des Terrorismus, 
wo man es mit symbolisch aufgela-
denen Delikten mit großer media-
ler Außenwirkung und einem ho-
hen Katastrophenpotential durch 
Einzeltaten zu tun hat, ist dem re-
pressiv-präventiven Ansatz größte 
Beachtung zu schenken, damit die 
angstmachende Botschaft der Täter 
ihre Wirkung in der Bevölkerung 
gar nicht erst entfalten kann. Der 
beste Anschlag ist derjenige, der 
niemals stattfindet, weshalb gute 
Arbeit des Staatsschutzes in der Re-
gel im Verborgenen bleiben sollte.

Olaf Berlin
Abteilungsleiter LKA 300
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Die Aufgabe des polizeilichen Staatsschutzes ist die Bekämpfung der Po-
litisch motivierten Kriminalität (PMK). Ihr werden Straftaten zugeordnet, 
wenn in Würdigung der Umstände der Tat beziehungsweise der Einstel-
lung des Täters Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sie

 ■ den demokratischen Willensbildungsprozess beeinflussen sollen, der 
Erreichung oder Verhinderung politischer Ziele dienen oder sich ge-
gen die Realisierung politischer Entscheidungen richten,
 ■ sich gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung bzw. eines 
ihrer Wesensmerkmale, den Bestand und die Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes richten oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung 
der Amtsführung von Mitgliedern der Verfassungsorgane des Bundes 
oder eines Landes zum Ziel haben,
 ■ durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungs-
handlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland ge-
fährden,
 ■ gegen eine Person wegen ihrer politischen Einstellung, Nationalität, 
Volkszugehörigkeit, Rasse, Hautfarbe, Religion, Weltanschauung, 
Herkunft oder aufgrund ihres äußeren Erscheinungsbildes, ihrer Be-
hinderung, ihrer sexuellen Orientierung oder ihres gesellschaftlichen 
Status gerichtet sind und dieTathandlung damit im Kausalzusammen-
hang steht bzw. sich in diesem Zusammenhang gegen eine Institution/
Sache oder ein Objekt richtet.

§
§

§

§
§

§

Kameradschaft Oberhavel

§
§

§

Polizeilicher Staatsschutz

Phänomenbereiche
Die Politisch motivierten Kriminalität (PMK) gliedert 
sich in die Phänomenbereiche Links, Rechts, Politisch 
motivierte Ausländerkriminalität und Sonstige.

PMK  rechts

Politisch motivierter Kriminalität -rechts- werden Straf-
taten zugeordnet, die einer „rechten“ Orientierung zu-
zurechnen sind, ohne dass die Tat bereits die Außer-
kraftsetzung oder Abschaffung eines Elementes der frei-
heitlich demokratischen Grundordnung (Extremismus) 
zum Ziel haben muss. Politisch motivierte Straftaten 
sind als rechtsextremistisch zu qualifizieren, wenn Be-
züge zu völkischem Nationalismus, Rassismus, Sozi-
aldarwinismus oder Nationalsozialismus ganz oder teil-
weise ursächlich für die Tatbegehung waren. 

1  2  3  4  von 
Verbotsverfah-
ren rechts-
extremer Ver-
einigungen in 
Brandenburg 
(Symbole)

5  6  Verbotene 
Zeichen und 
Symbole
7  Sicherstel-
lung von Waffen, 
Munition sowie 
Ausrüstungs-
gegenständen 
aus dem 2. Welt-
krieg bei Per-
sonen der rech-
ten Szene

5

1 2

4

3 7

6
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Polizeilicher Staatsschutz

PMK  links

Politisch motivierter Kriminalität -links- werden Straf-
taten zugeordnet, die einer „linken“ Orientierung zuzu-
rechnen sind, ohne dass die Tat bereits die Außerkraft-
setzung oder Abschaffung eines Elementes der freiheit-
lich demokratische Grundordnung (Extremismus) zum 
Ziel haben muss. Weisen die Taten Bezüge zu Anarchis-
mus oder Kommunismus (einschließlich Marxismus)
auf, sind diese als linksextremistisch zu qualifizieren.

Politisch motivierte Ausländerkriminalität

Politisch motivierter Ausländerkriminalität werden 
Straftaten zugeordnet, wenn in Würdigung der Umstän-
de der Tat oder der Erkenntnisse über den Täter An-
haltspunkte dafür vorliegen, dass mit der Begehung Ver-
hältnisse und Entwicklungen im In- und Ausland oder 
aus dem Ausland heraus Verhältnisse und Entwicklun-
gen in der Bundesrepublik Deutschland gemäß den ei-
genen religiösen oder politischen Überzeugungen bein-
flusst werden sollen. Straftaten der Politisch motivierten 
Ausländerkriminalität können auch durch deutsche 
Staatsangehörige begangen werden.

10  11  12  
Sym bole 
der salafisti-
schen Szene 

8  9  Symbole 
der linken 
Szene 

D  Brandan-
schlag auf 
das Haus der 
Demokratie 
in Zossen mit 
der Ausstel-
lung „Jüdi-
sches Leben 
in Zossen“ 

E  RAF-Fahn-
dungsplakat 
des LKA Nie-
dersachsen 
wegen ver-
suchten Mor-
des im Zusam-
menhang mit 
Raubüberfäl-
len in Stuhr 
und Wolfsburg

A  Ermittlungsver-
fahren wegen ver-
suchten Mord und 
Herbeiführung einer 
Sprengstoffexplosion 
B  C  Anschläge auf 
Bahnanlagen der 
Deutschen Bahn AG 
mittels Brandsätzen

A B

C

D

E12

10

8

11

9
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im Jahr 2001 zur Kriminaltechnik 
im Zusammenhang mit dem Um-
zug des LKA von Basdorf nach 
Eberswalde.

Obwohl die forensische DNA-
Analyse nach erster forensischer 
Anwendung 1985 international 
noch in den Kinderschuhen steckt, 
stellt diese Technik bereits 1992 in 
der Abteilung Kriminaltechnik ei-
ne wichtige Fachanwendung dar. 
Im Schwerpunkt wurden Analy-
sen mit Single-Locus-Sonden rea-
lisiert. Die PCR-Technik wird seit 
1992 eingeführt und geht 1994 als 
Standardmethode in den Wirkbe-
trieb. Damit war die Brandenbur-
ger Kriminaltechnik hervorragend 
aufgestellt, als 1998 mit der Einfüh-
rung der DNA-Datenbank beim 
BKA eine systematische länderü-
bergreifende Nutzung dieser Tech-
nologie begann.  In den zurücklie-

Mit der Gründung des Landeskri-
minalamtes zum 01.01.1992 wur-
den Teile des ehemaligen Krimi-
nalistischen Instituts der DDR 
(KI) in das LKA Brandenburg als 
Abteilung Kriminaltechnik integ-
riert. Vom KI wurden sowohl die 
Räumlichkeiten in Berlin-Johan-
nisthal und die zu diesem Zeit-
punkt durchaus modernen und 
selbstredend dem wissenschaftli-
chen Stand entsprechenden Ge-
rätschaften als auch des erforder-
liche spezialisierte Personal über-
nommen.
Die Abteilung Kriminaltechnik 
(KT) des LKA startet mit etwas 
mehr 40 Mitarbeitern in zwei De-
zernaten am Standort Johan-
nisthal, dem Dezernat Klassische 
Kriminaltechnik (DL Dieter Kno-
belauch, 21 MA) und Naturwis-
senschaftliche Kriminaltechnik 
(DL Dr. Joachim Hellwig, 20 MA) 
und bearbeitet etwa 2000 Aufträge 
für die Brandenburger Polizei. Als 
erster Abteilungsleiter wurde Herr 
Lutz Hauer eingesetzt.

Die Bereiche Daktyloskopie und 
Tatortdienste gehören zu diesem 
Zeitpunkt nicht zur Abteilung Kri-
minaltechnik. Diese kommen erst 

Dr. Benno Schultz
Abteilungsleiter LKA 400

Abteilung

400
Kriminaltechnisches 
Institut 

KTI-Gebäude 
in Johannisthal
(oben) und in 
Eberswalde
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genden 25 Jahren ist es vorrangig 
mit Hilfe der DNA gelungen eine 
Reihe sogenannter cold cases einer 
Klärung zuzuführen.

Die Betäubungsmittelanalytik 
entwickelt sich in den frühen 90er 
Jahren zu einem Schwerpunkt im 
Bereich der chemischen Untersu-
chungen. In diesem Bereich erset-
zen zunehmend moderne gaschro-
matografische und massenspektro-
skopische Verfahren die ursprüng-
lichen Analysentechniken.

Das System SCHARS wird für ei-
ne effiziente Bearbeitung von 
Schuhspuren in Zusammenarbeit 
mit externen Firmen seit Beginn der 
90iger Jahre entwickelt, schon 1995 
in einer Vorläuferversion in die fo-
rensische Praxis im LKA eingeführt 
und im Jahr 2006 als SCHARS-Web 
flächendeckend in der Branden-
burger Polizei ausgerollt. Das dazu 
entwickelte Codierungssystem stellt 
als „Johannisthaler Schlüssel“ auch 
fast 25 Jahre nach seiner Entwick-
lung das grundlegende Codierungs-
system für Schuhspuren in den 
deutschen Kriminaltechniken dar.

Im Mai 1993 werden für die Dak-
tyloskopie zwei Arbeitsstationen 

des Automatischen Fingerabdru-
ckidentifizierungssystems (AFIS) 
installiert, die über ein Satelliten-
system ans zentrale System beim 
BKA angebunden werden.

Ebenfalls im Jahr 1993 wird das 
Zentrale Farbfotolabor in der Ab-
teilung KT eingerichtet, mit einer 
modernen Entwicklungsautoma-
ten ausgestattet und produziert be-
reits in diesem Jahr mehr als 
130.000 Farbbilder für die Bran-
denburger Polizei.

1994 wird das Dezernat Natur-
wissenschaftliche Kriminaltechnik 
in die Dezernate Forensische Bio-
logie (DL Dr. Joachim Hellwig) 
und Forensische Chemie (DL Dr. 
Benno Schultz) geteilt.

1998 werden fünf USBV- Spezia-
listen vom KMBD zum Landeskri-
minalamt übernommen und nach-
folgend der Bereich USBV-Ent-
schärfer aufgebaut. Die zu diesem 
Zeitpunkt mitgebrachten Fernlenk-
manipulatoren müssen auch 25 Jah-
re nach ihrer Indienstnahme und ei-
nigen technischen Überarbeitun-
gen in den frühen 2000er Jahren  als 
zwingend erforderliche Einsatz-
technik ihren Dienst verrichten.

LKA 410 
Dezernat 

Klassische Kriminaltechnik

LKA 411 
Werkzeug /Formspuren

LKA 412 
Schusswaffen-
untersuchung

LKA 420
Dezernat 

Forensische Biologie

LKA 430
Dezernat 

Forensische
Chemie / Physik

LKA 400
Kriminaltechnisches Institut

Abteilungsleiter
Geschäftsdienst

LKA 440
Dezernat 

Erkennungsdienst /
Tatortdienst

LKA 441 
Daktyloskopie / ED

LKA 442 
Visuelle Fahndungshilfen

LKA 342 
SG Auswertung 

Islamismus/PMAK

LKA 443 
Tatortdienst KTI

LKA 444 
Entschärfer USBV

LKA 412 
SG Auswertung 

PMK rechts-links

LKA 413 
Kriminalistische 

Fotografie

LKA 414 
Handschriften /˘Urkunden

LKA 415 
Sprecher-Erkennung

LKA 421 
Textilfasern / Haare

LKA 431 
Anorganische 

Chemie / Physik

LKA 422 
DNA-Analyse

LKA 432 
Organische 

Chemie / Toxikologie

Sprecher-
Erkennung 
(oben) und 
Schriftanalyse
im Kriminal-
technischen 
Institut

➞
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wurde auch mit der Namensge-
bung dem Umstand Rechnung 
getragen, dass die Brandenbur-
ger Kriminaltechnik stärker einen 
kriminaltechnischen Dienstleis-
ter als ein wissenschaftliches For-
schungszentrum darstellt.

Im Laufe der zurückliegenden 
25 Jahre hat das KTI erfolgreich die 
Brandenburger Polizei bei einer 
Vielzahl großer und umfangreicher 
Ermittlungsverfahren unterstützt 
und so zur Aufklärung zahlreicher 
Straftaten beigetragen. Aber auch 
kuriose Ermittlungsverfahren wur-
den unterstützt. Eines davon betraf 
einen blauen Storch, der im Früh-
jahr 2010 in Biegen (Landkreis 
LOS) eintraf und für viel Aufse-
hen gesorgt hatte. Das KTI konnte 
nachweisen, dass nicht eine farbli-
che Mutation, sondern eine Verun-
reinigung mit einem Farbstoff Ur-
sache dieser eigenartigen Färbung 
war.

Aktuelle Herausforderungen er-
geben sich aus der Entwicklung 
von Wissenschaft und Technik 
auf allen Gebieten kriminaltech-
nischer Untersuchungen. Heraus-
gehoben werden sollen hier nur 
die Digitalisierung im Bereich der 
Aufnahme und Verarbeitung von 
Fingerabdrücken, die zunehmen-
de Einbindung von computerge-
stützten Steuerungssystemen in 
Fahrzeugen und technischen Ein-
richtungen und die weiter zuneh-
mende Steigerung von Nachweis-
grenzen in allen Bereichen analy-
tischer Prozesse. Diese eröffnen 
einerseits weitergehende Möglich-
keiten in der Erforschung der Ursa-
chen und Abläufe zu bewertender 
Prozesse und Spuren, schränken 
andererseits durch einen anstei-
genden Verunreinigungsgrad die 
Auswertbarkeit der erzielten In-
formationen ein. Daraus resultie-
ren immer weiter steigende Anfor-
derungen an die Untersuchungs-
techniken und an die Kompetenz 
der Sachverständigen und Sachbe-
arbeiter sowie der technischen As-
sistenten und Laboranten.

Dr. Benno Schultz
Abteilungsleiter LKA 400

nalamtes. Die Sachgebiete DV-/
Internet-Beweissicherung IuK-
Forensik und das Dezernat OFA/
ViCLAS waren nach dieser Struk-
turänderung nicht mehr dem KWZ 
zugeordnet.

2003 beschloss die KKWT/ED 
einstimmig, „… dass die Kriminal-
techniken der LKÄ und des BKA 
jeweils ein umfassendes QM-Sys-
tem aufbauen, dass sich an der 
Norm DIN EN ISO IEC 17025 ori-
entiert, ohne eine Akkreditierung 
damit zu verknüpfen.“ Im Ergebnis 
dieser Beschlusslage begannen die 
vorbereitenden Maßnahmen in der 
Brandenburger Kriminaltechnik, 
das seit langem vorhandene QM-
System an die vorgegebene Norm 
anzupassen. Nach dem Umzug der 
Kriminaltechnik nach Eberswal-
de nahm das Projekt konkrete For-
men an und im Dezember 2009 er-
hielt das Landeskriminalamt das 
Qualitätssiegel für sehr gute krimi-
naltechnische Arbeit in Form der 
Akkreditierung durch die staatli-
che Akkreditierungsstelle in Han-
nover (AKS). Dieses Qualitätssie-
gel ist in regelmäßigen Abständen 
zu bestätigen und auch die zurück-
liegenden Begutachtungen durch 
die Deutsche Akkreditierungsstel-
le (DAkkS) endeten jeweils mit ei-
ner positiven Bestätigung und der 
Zuerkennung der Akkreditierung, 
die aktuell eine Gültigkeit bis No-
vember 2019 hat.

Im Jahr 2010 wurde das am BKA 
entwickelte Gesichtserkennungs-
system für die Brandenburger Poli-
zei im Kriminalwissenschaftlichen 
Zentrum in Betrieb genommen.

Im Rahmen der Polizeistruktur-
reform erfolgte im Jahr 2011 eine 
erneute Umbenennung der Kri-
minaltechnik beim LKA und es 
schloss sich der Kreis der Namens-
gebungen.

In den frühen 80iger Jahren wur-
de aus dem Kriminaltechnischen 
Institut der DVP das KI gebildet, 
welches dann 1992 den Kernbe-
reich der Brandenburger Krimi-
naltechnik darstellte. Mit der Um-
wandlung des Kriminalwissen-
schaftlichen Zentrums in das Kri-
minaltechnische Institut (KTI) 

2001 wird die Abteilung Krimi-
naltechnik um drei Dezernate er-
weitert:
■■ Dezernat Erkennungsdienst mit 
den Bereichen Daktyloskopie, 
DNA- Analysedatei und visuel-
le Fahndungshilfe
■■ Dezernat Tatortdienste mit den 
Bereichen Tatortdienste, Ent-
schärfer USBV und DV-/Inter-
net-Beweissicherung
■■ Dezernat OFA/ViCLAS mit den 
Bereichen Fallanalyse und Da-
tenbank ViCLAS

Da der KT- Standort in Berlin Jo-
hannisthal den aktuellen Erforder-
nissen nicht mehr gewachsen war, 
wurden beginnend in den späten 
90iger Jahren die Planungen für ei-
nen Neubau in Angriff genommen. 
Nach einer langen Planungs- und 
Genehmigungsphase, bei der die 
unterschiedlichsten Anforderun-
gen bezüglich Arbeits- und Ge-
sundheitsschutz, Umweltauflagen, 
moderner Labor- und Arbeitsab-
laufgestaltungen und vieles mehr 
zu berücksichtigen waren, konnte 
im Juli 2004 der erste Spatenstich 
am neuen Standort in Eberswalde 
erfolgen. Die offizielle Inbetrieb-
nahme der Laboratorien erfolgte 
am 30. August 2007. 18,2 Millio-
nen Euro wurden in das Gebäude 
investiert. Im Umfeld der Baumaß-
nahme  wurde in die Modernisie-
rung der Gerätetechnik investiert. 
In den Jahren 2005 bis einschließ-
lich 2009 konnten Investitionen in 
Höhe von insgesamt fast 6 Millio-
nen Euro realisiert werden.

Mit der Neuorganisation der 
Kriminalpolizei im Jahr 2008 wur-
de aus der Abteilung Kriminaltech-
nik das Kriminalwissenschaftliche 
Zentrum (KWZ) des Landeskrimi-

Kuriose Er-
mittlung für 
das KTI: der 
blaue Storch 
von Biegen
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Arbeit im DNA-
Labor des LKA

Mikroskopie-
labor in 
Eberswalde

Laborraum 
am aufgege-
benen Standort 
des KTI in 
Berlin-Johan-
nisthal
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Das LKA als zentrale Dienststelle 
der Kriminalpolizei des Landes 
zur Sicherung der Zusammenar-
beit des Bundes und der Länder 
in kriminalpolizeilichen Angele-
genheiten startete am 01. Januar 
1992 mit 195 Mitarbeitern. Die 
ersten Jahre führten zu einem 
Ausbau der Aufgaben des LKA z. 
B. durch Übernahme von Ermitt-
lungen in der Bekämpfung der 
Organisierten Kriminalität, die 
eine zentrale Bearbeitung für das 
Land Brandenburg erforderten. 
Damit einher ging ein Zuwachs 
an Mitarbeitern, an Abteilungen, 
Dezernaten und Sachgebieten.

Bereits eineinhalb Jahre nach Ein-
richtung des LKA wurde Mitte 
1994 erstmals zur Führungsunter-

1992
1996

 ■ Zentralabteilung Überregionale 
 Verbrechensbekämpfung

 ■ Staatsschutz
 ■ Auswertungs und 

 Ermittlungsunterstützung
 ■ Kriminaltechnik

stützung des damaligen Behörden-
leiters ein Direktionsbüro einge-
richtet. In Anlehnung an die dama-
lige Struktur der Polizeipräsidien 
war das Direktionsbüro im Sinne 
eines Stabsbereiches ausschließ-
lich für Planung, Koordinierung, 
Organisation, überregionale Gre-
mien, Pressestelle und Öffentlich-
keitsarbeit sowie Datenschutz zu-
ständig. Dem Behördenleiter wur-
de damit ein in sich geschlossener 
Stabsbereich zugeordnet. Zuvor 
wurde die bis dato bestehende 
Zentralabteilung auf gelöst und die 
Verwaltung (Personal, Haushalt, 
Aus- und Fortbildung) als selbstän-
dige Struktureinheit mit Linien-
funktion in Form von Dezernaten 
abgebildet. Mit dieser geänderten 
Ablauforganisation wurden die 

Führungsprozesse innerhalb des 
LKA rationalisiert und klare Füh-
rungslinien geschaffen.

Im September 2002 erfolgte der 
Umzug des LKA vom Standort 
Basdorf zum Behördenzentrum 
Eberswalde. Damit erhielt das 
LKA modernste Räumlichkeiten 
und die Mitarbeiter beste Arbeits-
bedingungen. Der damalige Innen-
minister Jörg Schönbohm übergab 
dem Direktor des LKA, Axel Lüd-
ders, feierlich den Schlüssel zur 
Übergabe der Gebäude. Der im 
Anschluss erfolgte Neubau des 
Kriminaltechnischen Instituts am 
Standort Eberswalde konnte dann 
2007 eröffnet werden. Die Mehr-
zahl der Mitarbeiter des LKA war 
und ist bis heute damit an einem 
Standort untergebracht.

25 Jahre Führungs
unterstützung des LKA

Brandenburg 
hat ein eigenes 
Landeskrimi-
nalamt: Innen-
minister Jörg 
Schönbohm (li.) 
bei der Schlüs-
selübergabe an 
den Direktor 
des LKA, Axel 
Lüdders.
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Ermittlungs-
kommission
Vor dem Hintergrund existenzbedrohender Großviehdiebstähle so-
wie wachsender Proteste der Bauernverbände wurde dem LKA Bran-
denburg 1992 das erste Ermittlungsverfahren zur Bearbeitung zuge-
wiesen. Mit Unterstützung von abgeordneten Kollegen aus den Poli-
zeipräsidien klärte die zehnköpfige Ermittlungsgruppe binnen kür-
zester Zeit die schwerwiegendsten Fälle auf. Für die Diebstähle, bei 
denen teilweise komplette Bestände aus Stallanlagen entwendet wur-
den, waren zwei voneinander unabhängige Tätergruppierungen aus 
dem Münsterland verantwortlich. Die jeweiligen Haupttäter waren, 
bevor sie nachts auf Diebestour gingen, am Tag als Viehhändler un-
terwegs. Die erfolgreiche Arbeit der EK „Weide“ führte zur Verurtei-
lung der Straftäter und zur nachhaltigen Bekämpfung dieses Phäno-
mens.

»Weide«
Mit Umsetzung der Polizeistruk-

turreform 2020 wurde das LKA 
zum 01.November 2011 als ehemals 
obere Landesbehörde eine Dienst-
stelle, die dem Behördenstab des 
Polizeipräsidiums unterstellt ist. 
Das Direktionsbüro wurde zu einem 
Führungsdienst umstrukturiert, der 
als Schnittstelle zum Behörden-
stab zusätzliche Koordinierungs- 
und Steuerungsaufgaben hinsicht-
lich der Organisations- und Perso-
nalentwicklung als auch hinsicht-
lich der Planung haushälterischer 
Belange des LKA wahrnimmt.

Neue Kriminalitätsphänomene 
und ständig verändernde Modi 
Operandi erfordern permanente 
Aufmerksamkeit, neue Bekämp-
fungsstrategien, Verwaltungsopti-
mierung und ein schnelles Umden-
ken in polizeiliches Handeln. 
Dementsprechend veränderten 
sich regelmäßig die Aufgaben- und 
Organisationsstrukturen sowie der 
Mitarbeiterstamm des LKA. Dem 
LKA blieb jedoch die Führungsun-
terstützung über die Jahre mit un-
terschiedlichem Aufgabenspekt-
rum in unterschiedlicher Couleur 
und Ausstattung erhalten.

Unsere Pflicht zur Gewährleis-
tung des Schutzes der Bevölkerung 
vor Kriminalität verlangt eine stän-
dige  Veränderungsbereitschaft im-
mer wieder neu über Bekämp-
fungsstrategien und –methoden, 
über die Optimierung der Organi-
sation, des Personalansatzes, der 
Aus- und Fortbildung sowie Res-
sourcen bis hin zur Einbindung ex-
ternen Sachverstandes nachzu-
denken. Voraussetzung hierfür ist 
ein gemeinsames Problembewusst-
sein für die zu lösenden Aufgaben.         

Silke Wilberg
Leiterin Führungsdienst
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Am Standort in Basdorf gehör-
te auch der Einlassdienst und Kon-
trollfahrten auf dem LKA-Gelände  
zum täglichen Geschäft.

In den neunziger Jahren wurde 
aus dem Dauerdienst  der Lage-
und Auskunftsdienst und Krimi-
nal-Dauerdienst, der als Dezernat  
51 der Abteilung 5 zugeordnet war. 

Mit dem Umzug des LKA nach 
Eberswalde  am 01.07.2001 wurden 
neue Strukturen eingerichtet und 
der Dauerdienst fungierte als Sach-
gebiet 13.2/Lage- und Auskunfts-
dienst in der Abteilung 1, Zentral-
abteilung. Mittlerweile wurden 
Nachrichten nur noch elektronisch 
versandt und eine Vielzahl von IT-
Anwendungen hielten Einzug. Ab 
dem 01.07.2008 wurde der LAD in 
Lagezentrum im Stabsbereich des 
LKA umbenannt. 

M
it der Gründung des 
Landeskriminalam-
tes Brandenburg 1992 
am Standort Basdorf 
wurde das Dezernat 
03, Dauerdienst,  ein-

gerichtet. Dazu gehörten unter 
Führung eines Dezernatsleiters in 
vier Dienstschichten je ein Dienst-
gruppenleiter mit drei Sachbear-
beitern sowie zwei Fernschreiber/-
innen, die im 24h-Wechselschicht-
dienst tätig waren. Darüber hinaus 
war in der Fernschreibstelle die Te-
lefonvermittlung angesiedelt. 

Der Dauerdienst  hatte sich haupt-
sächlich um die Gewinnung, Ver-
dichtung und Verteilung von rele-
vanten Informationen zu kümmern. 
Dazu gehörten das Auszeichnen 
und Steuern von Fernschreiben und 
Faxen. Zu Beginn der neunziger Jah-
re kamen die Fernschreiben noch im 

Fernschreibgerät in der Fernschreib-
stelle an, wurden vierlagig ausge-
druckt, dann, da von der Papierrolle 
kommend, getrennt und durch den 
Dauerdienst ausgezeichnet, also 
den betroffenen Abteilungen und 
Dezernaten zugeordnet. Die Blätter 
wurden dann sortiert und in einen 
Verteilerschrank gegeben. Für aus-
gehende Fernschreiben mussten 
durch die Fernschreiber/-innen zu-
erst Lochstreifen hergestellt werden.

Zum umfangreichen Arbeits-
spektrum des Dauerdienstes  ge-
hörten und gehören die Unterstüt-
zung bei besonderen Lagen und 
Einsatzmaßnahmen, die Einlei-
tung von Sofortmaßnahmen und 
Koordinierung von Einsatzkräf-
ten, das Fertigen von Tageslagebe-
richten, Fahndungseingaben und 
-löschungen, das Versenden von 
Haftbefehlen und vieles mehr. 

Vom Dauerdienst zum   

Dauerdienst   
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Mit Wirkung vom 31.03.2012 
wurde das Lagezentrum aufgelöst 
und mit weniger Personal in kleine-
ren Räumen als Dauerdienst  in den 
Führungsdienst  des LKA integriert.

Im Rahmen der Polizeistruktur-
reform des Landes Brandenburg 
wurden immer mehr Verantwort-
lichkeiten an das Einsatz- und La-
gezentrum im Polizeipräsidium 
Potsdam abgegeben.

Zum 01.05.2015 wurde der 24h-
Dienst  beim Dauerdienst des LKA 
eingestellt, seitdem stellen vier Mit-
arbeiter werktags in der Zeit von 
06:00 Uhr bis 20:00 Uhr in Früh- 
und Spätschichten die Wahrnah-
me der Aufgaben sicher. Außer-
halb dieser Zeiten nimmt das ELZ 
vertretungsweise die Geschäfte des 
LKA wahr. 

Michael Sbroja

Christian Barsch 
(hinten) und 
Michael Sbroja 
mit Dezernats-
leiter Thomas 
Albert (stehend) 
im Lage- und 
Auskunftsdienst 
des LKA in 
Eberswalde

Westseite des 
LKA in Basdorf 
mit Hauptein-
gang und dem 
Dauerdienst im 
Erdgeschoss

Arbeitsplätze 
des Dauer-
dienstes mit 
Fernschreib-
gerät in Basdorf 
von 1992–2001 

Arbeitsräume 
des Lage-und 
Auskunfts -
dienstes in 
Eberswalde von 
2001–2012 
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Arbeitsweise fungieren wir oft als 
Überbringer neuer Nachrichten, 
Eindrücke oder bei manchen Ge-
schädigten auch als Seelentröster. 
Bei Bedarf oder auf Wunsch des 
Zeugen kann das Phantombild na-
türlich auch in der zum Zeugen-
wohnort nächstgelegenen Polizei-
dienststelle gefertigt werden. Da-
durch legen die Mitarbeiter des 
Sachgebietes in jedem Jahr über 
60 000 Kilometer auf den Auto-
bahnen und Landstraßen unse-
res schönen, aber großen Landes 
Brandenburg zurück. In einigen 
wenigen Fällen kommen die Zeu-
gen auch in unsere Diensträume im 
KTI in Eberswalde.

Während wir in früheren Jahren 
mit der Software Facette unsere 
Bilder erstellten, sind wir 2009 auf 
Photoshop CS 5 umgestiegen. Die-
ser Schritt wurde möglich, da wir 
uns im Laufe der Jahre eine um-
fangreiche Sammlung von Phan-
tombildelementen erarbeitet hat-
ten. Photoshop gab uns die Mög-
lichkeit, bei der Erstellung noch 
flexibler und detaillierter auf die 
Wünsche der Zeugen einzugehen.

Die Anforderung seitens der Kri-
po-Sachbearbeiter erfolgt compu-
tergestützt über die polizeiliche 
Vorgangsbearbeitungssoftware 
ComVor. Hier werden vorab zum 
konkreten Fall einige Fragen über 
die prinzipielle Möglichkeit  einer 
Phantombilderstellung abgefragt. 
Zum Beispiel, ob die Erinnerung 
des Zeugen ausreichend für eine 
Phantombilderstellung ist. Dann 
sendet uns der Sachbearbeiter die 
benötigten Informationen und un-
sere Arbeit kann beginnen.

Nach Erstellung des Phantom-
bildes erhält der Sachbearbeiter 
dieses mit dazugehörigem Pro-
tokoll in Papierform. Zusätzlich 
wird ihm das erstellte Bild zeitnah 
als JPG-Datei per E-Mail über-
sandt. Dieses JPG stellt in den heu-
tigen digitalen Zeiten das eigentli-

stützung durch einen weiteren Mit-
arbeiter. Durch die in den nachfol-
genden Jahren immer weiter wach-
senden Einsatzzahlen wurde das 
Sachgebiet 1998 nochmals ver-
stärkt. Bis zum heutigen Tag be-
steht es aus diesen 3 Stellen.

Organisatorisch befand sich das 
Sachgebiet damals zusammen mit 
der Beratergruppe, Tatortgrup-
pe, Sondertechnik und Interpol/
Rechtshilfe im Dezernat Ermitt-
lungsunterstützung/ Einsatzbera-
tung der Abteilung 3, Auswertung- 
und Ermittlungsunterstützung des 
LKA. Erst später, im Rahmen einer 
Umstrukturierung im Jahre 2002, 
wurde es Bestandteil des Kriminal-
technischen Instituts. Diese Ände-
rung kam uns fachlich gelegen, da 
wir nun Synergien mit anderen kri-
minaltechnischen Bereichen (z.B. 
Fotostelle) einfacher nutzen konn-
ten.

Die Erstellung des Phantombil-
des erfolgt mittels eines Laptops 
vor Ort bei den Zeugen. Wir verste-
hen uns, wie das KTI insgesamt, als 
Servicedienststelle. So hat es sich 
bewährt, dass wir in den meisten 
Fällen „Hausbesuche“ beim Ge-
schädigten bzw. Zeugen machen. 
Das wird besonders von älteren 
und gebrechlichen Menschen sehr 
gern angenommen. Durch diese 

D
urch die Visuelle Fahn-
dungshilfe erfolgt die Er-
stellung von Phantombil-
dern und anderen Fahn-
dungshilfsmitteln (z. B. 
Zeichnungen, Skizzen, 

Fotomontagen) auf Anforderung 
der Sachbearbeiter der Kriminal-
polizei und des Kriminaldauer-
dienstes. Im Schnitt fertigen wir 
derzeit etwa 400 Phantombilder 
jährlich für die Dienststellen des 
Landes. In Rekordjahren waren 
das aber auch schon einmal über 
600 Bilder. Sachfahndungsbilder 
oder Fotomontagen werden dage-
gen weitaus weniger angefordert.

Unser kleines Sachgebiet war be-
reits Bestandteil des Aufbaustabes 
des LKA Brandenburg und wur-
de gemeinsam mit diesem 1992 ge-
gründet. Damals bestand es ledig-
lich aus dem späteren langjährigen 
Sachgebietsleiter. Über Hospitati-
onen in anderen Bundesländern 
informierte er sich über die Ar-
beitsweise der dortigen Phantom-
bildersteller. Danach entschied er 
sich für die Arbeitsweise sowie die 
Mittel und Methoden der Phan-
tombilderstellung in Brandenburg. 
Die damals von ihm getroffenen 
Entscheidungen haben sich bis auf 
kleine Änderungen bis heute be-
währt. Mitte 1993 bekam er Unter-

Visuelle
Fahndungshilfe
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an zwei Unternehmerfamilien im 
Bereich Storkow. Da in solchen 
Fällen auch kleinsten Hinweisen 
nachgegangen wird, führten diese 
zu einigen Anforderungen an un-
ser Sachgebiet. Zu jeder dieser Ein-
satzlagen wurden über einen län-
geren Zeitraum fünf bis zehn Bil-
der gefertigt. Im Falle des entflo-
henen Gewaltverbrechers Frank 
Schmökel wurden wir beauftragt, 
seinem Gesicht ein Aussehen zu 
verleihen, welches mutmaßlich 
nach drei Wochen Flucht und ent-
sprechendem Bartwuchs eintritt.

Neben unseren Einsätzen hal-
ten wir noch Lehrgänge zu Phan-
tombildern an der FHPol und neh-
men als  Aussteller auf Tagen der 
offenen Tür verschiedener Behör-
den teil.

In zweijährigen Abständen tref-
fen sich bundesweit die „Phanto-
me“ bei der Bundesfachtagung der 
Phantombildersteller. Derartige 
Veranstaltungen sind immer sehr 
fruchtbar, da sie in unserem Metier 
die einzige Möglichkeit darstellen, 
um einmal über den eigenen Teller-
rand zu schauen. Hier erfolgt der 
bundesweite Austausch zu neuen 
Methoden und wissenschaftlichen 
Erkenntnissen in unserem doch 
sehr speziellen Bereich.

Wenn dann noch Zeit ist, „pfle-
gen“ wir unser System, um „up to 
date“ zu bleiben. Dazu werden 
neue Phantombildelemente, deren 
Fehlen im Bestand sich auf unse-
ren Einsätzen „schmerzlich“ her-
ausgestellt hat, neu in das System 
integriert. Wer also seine Frisur 
oder seinen Bart in unsere Phan-
tombildelemente einpflegen lassen 
möchte, kann sich bei uns melden. 
Also, trauen sich, rufen Sie uns an!

Mirko Roscher

che Phantombild dar und dient der 
Verwendung des Bildes in den Me-
dien. Die Verwendung und Veröf-
fentlichung des Bildes liegt in der 
Hand des ermittelnden Kollegen. 
Wir empfehlen dringend, im Rah-
men von Veröffentlichungen die-
ses JPG zu verwenden. Beim Ein-
scannen oder Kopieren der von 
uns erstellten Bilder drohen enor-
me Qualitätsverluste. Wichtige De-
tails des Bildes, wie zum Beispiel 
kleine Narben oder Pickel, könn-
ten verloren gehen. Da die Ähn-
lichkeit der Phantombilder durch-
aus Schwankungen unterliegt, 
können aber gerade diese Details 
unmittelbar zu einem Hinweis auf 
den Täter führen und sind somit 
ungemein wichtig.

Erfahrungsgemäß führt etwa je-
des neunte Phantombild zu einem 
Treffer. Diese Angabe ist aber sehr 
unsicher, da längst nicht zu jedem 
Phantombild eine Rückmeldung 
erfolgt. Jedes Jahr erhalten wir nur 
zu etwa einem Drittel der Bilder 
die gewünschten Rückmeldungen. 
Unter diesen Rückmeldungen be-
finden sich etwa ein Drittel Klärun-
gen mittels Bild. Dadurch kommen 
wir rein rechnerisch auf ein Neun-
tel Treffer insgesamt.

Im Laufe der 25 Jahre seit Grün-
dung des LKA waren wir auch 
mehrfach in aufsehenerregende 
Kriminalfälle eingebunden. In Er-
innerung geblieben sind die Einsät-
ze zum Tötungsverbrechen an Ul-
rike aus Eberswalde, der tragische 
Entführungsfall des Matthias Hint-
ze aus Geltow und die Verbrechen 

Maus 
& Kater

41

Dem aus DDR-Zeiten be-
kannten „Kriminalkater Kurt“ 
wurde die im Sachgebiet Prä-
vention des Landeskriminal-
amtes Brandenburg entwickel-
te „Po lizeimaus Serafina“ zur 
Seite gestellt. 

Die beiden Figuren standen 
als Sinnbild für die Zusammen-
arbeit der uniformierten Polizei 
mit den Kolleginnen und Kol-
legen der Kriminalpolizei und 
symbolisierten die gemeinsa-
men Anstrengungen bei der Kri-
minalitätsbekämpfung.

Insbesondere von Kindern 
wurden diese Figuren begeistert 
aufgenommen. Sie dienten als 
Erkennungsmerkmal der Poli-
zei des Landes Brandenburg 
und unterstützten die Vermitt-
lung von Inhalten der krimi-
nalpolizeilichen Prävention auf 
spielerischem Weg.

Die Figuren wurden unter an-
derem als Schlüsselanhänger 
und auch bei der Gestaltung ei-
ner Schreibtischunterlage ein-
gesetzt.
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erheblich aufzuhellen und eine Si-
cherung des aus den Rauschgiftge-
schäften erlangten Vermögens zu 
veranlassen mit dem Ziel, interna-
tionale kriminelle Händlerorgani-
satoren zu zerstören. 

In der heutigen schnelllebigen 
und hochtechnisierten Zeit sind 
intensiv und umfangreich geführ-
te Ermittlungen leider nicht immer 
ein Erfolgsgarant. Die GER wird 
sich auch in Zukunft neuen He-
rausforderungen stellen müssen. 
Hier heißt es innovativ zu sein, 
mit der Zeit zu gehen und auch 
neue Wege zu beschreiten. An die-
ser Stelle seien beispielsweise das 
„Darknet“ und der damit verbun-
dene Postversand erwähnt, in wel-
chem Rauschgiftgroßhändler welt-
weit ihre Ware an die Frau bzw. den 
Mann bringen. Die Basis einer er-
folgreichen Arbeit der GER wird 
weiterhin eine intakte, vertrauens-
volle und professionelle Zusam-
menarbeit der Behörden von Poli-
zei und des Zolls sein, verbunden 
mit einer engen Kooperation der 
weltweiten Ermittlungsbehörden. 

In diesem Jahr feiert die Gemein-
same Ermittlungsgruppe Rausch-
gift (GER) des Landes Branden-
burg ihr 20-jähriges Bestehen.  

André Frölich

folgsrezept ist. Mittlerweile gibt es 
in jedem Bundesland mindestens 
eine GER. 

Die GER Brandenburg ist für 
das gesamte Bundesland zustän-
dig und kommt immer dann zum 
Einsatz, wenn die Zuständigkei-
ten sowohl der Polizei als auch des 
Zolls berührt sind. Das ist der Fall 
wenn große Mengen Betäubungs-
mittel in die Bundesrepublik ein-
geschmuggelt, durch- oder ausge-
führt werden.  Hierbei muss es hin-
sichtlich der Tat oder des Täters ei-
nen bedeutenden Bezug zum Land 
Brandenburg geben. Der große 
Vorteil einer jeden GER besteht 
darin, dass im Rahmen der kom-
plexen Ermittlungen auf die Res-
sourcen der Polizei und des Zolls 
zurückgegriffen werden kann. Die-
se Bündelung der Kompetenzen 
und der Ressourcen beispielswei-
se im Bereich der Auswertung, der 
Observation, bei Zugriffsmaßna-
men durch Spezialkräfte, Nutzung 
von Sondertechnik oder auch im 
Bereich der internationalen Zu-
sammenarbeit, führt bei der Be-
kämpfung der schweren und or-
ganisierten Rauschgiftkriminalität 
zu Synergieeffekten beider Ermitt-
lungsbehörden. 

Die wesentliche Aufgabe der 
GER besteht darin, die Taten fest-
zustellen, Täterstrukturen  beweis-

Gründung der 
Gemeinsamen 
Ermittlungs-
gruppe Rausch-
gift, feierliche 
Vertragsunter-
zeichnung am 
15. April 1997

1997
2001

 ■ Abteilung Verwaltung
 ■ Überregionale Verbrechens bekämpfung
 ■ Staatsschutz
 ■ Auswertungs und Ermittlungsunterstützung
 ■ Kriminaltechnik
 ■ Einsatz und Ermittlungs unterstützung

20 Jahre 
Gemeinsame 
Ermittlungsgruppe 
Rauschgift

D
ie Gemeinsame Ermitt-
lungsgruppe Rauschgift 
(GER) ist eine auf Dau-
er angelegte Ermittlungs-
einheit, derzeit beste-
hend aus acht Beamten 

des Landeskriminalamtes sowie 
acht Beamten des Zollfahndungs-
amtes Berlin-Brandenburg und hat 
ihren Sitz in Eberswalde im Lan-
deskriminalamt Brandenburg.

Die erste Gemeinsame Ermitt-
lungsgruppe Rauschgift wurde An-
fang der 70-er Jahre, damals noch 
auf Initiative der englischen Alliier-
ten, in Hamburg gegründet. Im 
Kampf gegen die schwere und orga-
nisierte Rauschgiftkriminalität war 
schnell festzustellen, dass dieses 
Bündnis, bestehend aus Krimina-
listen und Zollfahndern, ein Er-
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Am 14. September 1997 wurde vor dem elterlichen 
Haus der Gastwirtssohn Matthias Hintze entführt. 
Kurz darauf kam es in der Nähe zu einem Auffahrun-
fall - wie sich später herausstellte zwischen den zwei 
Tatfahrzeugen - bei dem Zeugen den Entführten unter 
einer geöffneten Kofferraumklappe um Hilfe rufen sa-
hen. In der Hoffnung, die Täter auffinden und das Op-
fers retten zu können, begann eine bis dahin beispiel-
lose Polizeiaktion im Land Brandenburg. 

Zur Bewältigung der komplexen Einsatzlage wur-
de eine „Besondere Aufbauorganisation“ (BAO) ge-
gründet. Auf die damalige Abteilung Kriminaltechnik 
(heute Kriminaltechnisches Institut) des LKA Bran-
denburg kamen Wochen intensiver Arbeit zu, um die 
zahlreichen Spuren zu begutachten und Ermittlungs-
hinweise zu geben. Dies geschah in mehreren Ab-
schnitten:

■■ Bekanntwerden Entführung bis zum ersten Täter-
kontakt – Entführungsphase
■■ Täterkontakt – Erpressungsphase
■■ Nach Ergreifung der Täter – Beweisphase

Entführungsphase
■■ 14.09.97: Sicherung und Auswertung zahlreicher 
Spuren, u. a. Fingerabdrücke, DNA, Schuh- und 
Reifenspuren sowie Fasern am elterlichen Wohn-
haus (vermeintlicher Ort der Entführung)
■■ 16.09.97: Auffinden eines der Tatfahrzeuge, ein 
BMW (ausgebrannt)
■■ 17.09.97: das zweite Tatfahrzeug (Mercedes des 
Opfers), das mit der Entführung entwendet wurde, 
wird aufgefunden

Entführungsfall 
Matthias Hintze In dieser Phase ging es darum, die Spur zu den Tä-

tern und dem Opfer aufzunehmen, erste Ermittlungs-
ansätze zu finden und die eigentliche Tat näher zu ve-
rifizieren. So lange es keine Kontaktaufnahme durch 
die Täter gab (Forderungen, Drohungen u.Ä.), waren 
keine konkreten Aussagen und Prognosen zur Mo-
tivlage und damit über den weiteren Tatablauf mög-
lich. Entscheidend war die akribische Sicherung, Be-
wertung und Auswertung sämtlicher Spuren, um über 
kriminaltechnische Sammlungen Zusammenhänge 
zu anderen Straftaten und im günstigen Fall zu be-
kannten Straftätern herzustellen. Das wurde getan, 
brachte aber zunächst keinen Erfolg. So wurde z.B. 
die bundesweite DNA-Datenbank erst ein Jahr spä-
ter (1998) eingerichtet. Die lückenlose Sicherung von 
Spuren war und ist darüber hinaus wesentliche Vor-
aussetzung für einen Abgleich mit Tatverdächtigen/
Geschädigten, um eine Tat gerichtsfest nachzuweisen.

Erpressungsphase
Am 18.09.1997 ging bei den Eltern ein erster Erpres-

sungsbrief mit Lösegeldforderungen ein.
Damit war es möglich, einen direkten Bezug zu den 

Tätern herzustellen. Von entscheidendem Interesse 
für die Polizeiführung war zu diesem Zeitpunkt das 
Befinden des Opfers. Um festzustellen, ob Matthias 
Hinze den Brief selbst geschrieben hatte, wurde die 
Handschrift mit autorisierten Schreibleistungen des 
Opfers abgeglichen.

Erpresserbriefe erfahren generell verschiedenste fo-
rensische Untersuchungen, wie zum Beispiel auf den 
Gebieten:
■■ Handschriften
■■ Urkunden 
■■ Daktyloskopie
■■ DNA. ➞
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Am 19.09.1997 nahmen die Täter zum ersten Mal 
telefonisch Kontakt zu den Eltern des Opfers auf. Da-
bei war zweifelsfrei die Stimme des Opfers zu hören. 
Es ging also um ein Lebenszeichen des Entführten. Zu 
klären war, ob das Opfer live gesprochen hatte. Im fo-
rensischen Labor wurde jedoch festgestellt, dass die 
Stimme des Opfers (mit einer Botschaft an die Eltern) 
von einem Diktiergerät abgespielt wurde. Zum Zeit-
punkt des Anrufes hatte das Opfer demnach nicht live 
gesprochen.

In den folgenden Tagen entwickelte sich eine Ab-
folge von Erpresserschreiben, unter anderem mit ei-
nem Polaroid-Foto, welches den Geschädigten in ei-
ner Grube zeigte. Die Telefon-Anrufe häuften sich und 
standen vor allem im Zusammenhang mit verschie-
denen Geldübergabeversuchen. Das Sachgebiet Spre-
cher-Erkennung war eingesetzt, um aus den Anrufen 
verwertbare Erkenntnisse zu gewinnen und an die 
Ermittler weiterzugeben. Dabei ging es aufgrund des 
russischen Akzentes der beiden Täter oft auch dar-
um, den gesprochenen Text zweifelsfrei zu „entschlüs-
seln“.

Es gingen insgesamt elf Telefonanrufe ein.
Erpresserschreiben und Anrufe ergänzten sich in-

haltlich, so dass schnell von einer gleichen Urhe-
berschaft auszugehen war. Mit immensem Aufwand 
suchte die Polizei nach den Tätern und natürlich dem 
Opfer. In Berlin und Umland wurden u.a. Telefonzel-
len überwacht, zahlreiche russische Bürger kontrol-
liert, Phantom-Jagdflieger mit Wärmekameras einge-
setzt und die Öffentlichkeit in die Suche einbezogen.

Der außerordentliche Ermittlungsdruck brachte 
am 07.10.1997 den entscheidenden Hinweis. In Ber-
lin wurden zwei Russen kontrolliert, in deren Auto 
auch ein Schreibblock sichergestellt wurde. Durch 

die Handschriftenuntersuchung wurde festgestellt, 
dass dieser Block als Schreibunterlage für einen Teil 
der Erpresserbriefe gedient hatte. Nach stundenlan-
ger Vernehmung gab es ein Teilgeständnis. Einer der 
nun dringend Tatverdächtigen führte die Polizei am 
08.10.1997 in ein Waldstück bei Röbel (Mecklenburg-
Vorpommern), wo das Opfer tot aufgefunden wurde. 
Damit wurde aus der Entführung und späteren räube-
rischen Erpressung ein Tötungsdelikt.

Beweisphase

Den beiden Tatverdächtigen Serov und Orlov wur-
den in einer schlüssigen Beweiskette über die krimi-
naltechnischen Spuren, z.B. latente Durchdruckspu-
ren, Fingerabdrücke, DNA-Spuren, Faserspuren, so-
wohl die Entführungstat als auch die Erpressung der 
Eltern des Opfers sicher nachgewiesen.

Die kriminaltechnischen Gutachten trugen 2001 
maßgeblich zur Verurteilung beider Täter wegen er-
presserischem Menschenraub mit Todesfolge zu le-
benslangen Freiheitsstrafen bei.

Michael Otto
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Grenzen der Bundesrepublik hin-
aus nach Spanien, Norwegen und 
England. Die passionierten Samm-
ler planten in ihren Briefen ge-
meinsame Exkursionen und „Sam-
melreisen“ oder schilderten sich 
gegenseitig in ausführlichen Reise-
beschreibungen die Entnahme von 
Vogelgelegen. Es wurden Tausch-
verhandlungen zwischen den 
Sammlern geführt und sogar Ange-
bots- und Suchlisten von noch feh-
lenden Vogelarten verschickt.  

Die daraus resultierenden bun-
desweiten Durchsuchungen bei 
acht weiteren Personen führten 
schlussendlich dazu, dass insge-
samt über 89.000 Eier sichergestellt 
und im LKA Brandenburg ausge-
wertet wurden.

 Aufgrund der Ermittlungen er-
hielt Joachim K. zunächst eine Sus-
pendierung vom Dienst, später 
wurde sein Arbeitsverhältnis als 
Lehrer durch eine außerordentli-
che Kündigung aufgelöst. Erst im 
März 2003 verurteilte das Landge-
richt Potsdam ihn schließlich zu ei-
ner Gesamtfreiheitsstrafe von zwei 
Jahren auf Bewährung. 

Tanja Staude

von Vogelschützern beim Versuch 
der Gelegeentnahme beobachtet 
worden war. Die Durchsuchung 
seines Wohnhauses am 29. Juni 
1999 führte zu einer Sicherstellung 
der besonderen Art: 

In den Schubladen einer Vitrine 
bewahrte der Gymnasiallehrer eine 
Gelegesammlung mit insgesamt 
7.200 Eiern von teilweise streng ge-
schützten Vogelarten auf. Die ein-
zelnen Gelege waren in kleinen 
Kästchen sortiert und mit  Kärt-
chen versehen, auf denen Gelege-
größe, Funddatum und der Fund-
ort notiert waren. Weiterhin war K. 
mit allen erforderlichen Ausrüs-
tungen und Werkzeugen ausgestat-
tet, die einer professionellen 
Sammlung und Präparation von 
Eiern bedurfte. Neben der Kletter-
ausrüstung für Bäume, Felsen und 
Hochspannungsmasten wurden u. 
a. Tarnkleidung, Speziallampen, 
Teleskopstangen mit Spiegeln und 
gepolsterte Behältnisse in unter-
schiedlichen Größen für den Eier-
transport aufgefunden. Die Aus-
wertung zahlreicher sichergestell-
ter Briefe und Adressverzeichnisse 
bei Joachim K. offenbarte schließ-
lich die Existenz eines bundeswei-
ten Sammlerrings, dessen Leiden-
schaft ebenfalls der Formen- und 
Farbvielfalt von Vogeleiern galt. 
Die Kontakte führten über die 

Mitarbeiter des Dezernates Um-
weltkriminalität überführten ei-
nen Gymnasiallehrer, dessen Fas-
zination für die Formen- und Far-
benvielfalt von Vogeleiern ihm 
zum Verhängnis wurde. Ein Er-
mittlungserfolg im Bereich der 
Artenschutzkriminalität.

Als Mitarbeiter des Landesum-
weltamtes Brandenburg im Juni 
1998 zwei Adlerhorste im Land-
kreis Potsdam- Mittelmark kont-
rollierten, fanden sie nicht wie er-
wartet, das Gelege eines Fischad-
lers, sondern Eierattrappen vor. 
Die arttypischen Musterungen wa-
ren in präziser Kleinstarbeit auf 
Hühnereier aufgezeichnet und 
sollten über die Entnahme der sel-
tenen Eier hinwegtäuschen. Die 
Staatsanwaltschaft Potsdam leite-
te daraufhin ein Ermittlungsver-
fahren wegen des Verstoßes gegen 
das Bundesnaturschutzgesetz ein. 
Der Verdacht fiel alsbald auf Joa-
chim K., der in den einschlägigen 
Kreisen als „Hobbyornithologe“ 
bekannt war und bereits mehrfach 

Bilder rechte 
Spalte: 
Sichergestellte 
Schubladen mit 
den darin sor-
tierten Gelege-
sammlungen 
(oben) 
Fachspezifische 
Unterstützung 
bei den Durch-
suchungsmaß-
nahmen leiste-
ten Kollegen 
des Landesum-
weltamtes 
Brandenburg
(unten)

Ermittlungskomplex

»Falke«

Übersicht beschlagnahmter Vogelgelege 
im Ermittlungskomplex »Falke«
Name Gelege Eier
Klaus H., Chemnitz 1.033 4.988
Walter H., Wuppertal 1.321 5.927
Bruno K., Mechernich 2.810 10.516
Joachim K., Döberitz 1.693 7.026
Günther L., Hohenwestedt 849 3.625
Wolfgang R., Pfarrkirchen 7.634 27.557
Volker S., Neuwied 1.608 7.628
Ehrhard U., Chemnitz 926 4.438
Hugo V., Krefeld 3.913 17.546
Summe 21.787 89.251

Das auf dem Hochspan-
nungsmast befindliche 
Fischadler Nest mit den 
Hühnereiattrappen.
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Im Februar 1998 wurde bei den Polizeipräsidien des 
Landes Brandenburg die „Mobile Einsatzeinheit ge-
gen Gewalt und Ausländerfeindlichkeit“ (MEGA) un-
ter Führung des Landeskriminalamtes gebildet. Auf-
gabe zentral geführter „Mobiler Einsatztrupps“ war 
die lageangepasste Durchführung von Präventions- 
und Strafverfolgungsmaßnahmen an Treffpunkten 
der rechtsextremistischen Sze-
ne. Einen weiteren Arbeits-
schwerpunkt bildeten die 
Aufklärung relevanter 
jugendlicher Gruppie-
rungen sowie die Er-
langung von Informati-
onen zu möglichen 
neuen Organisationen.

Jugendschutzausstellung

»Gratwanderung«

Durch das Sachgebiet Prävention des Landeskrimi-
nalamtes Brandenburg wurde die Jugendschutzaus-
stellung „Gratwanderung“ entwickelt und 1998 feier-
lich eingeweiht. Der Titel der Ausstellung „Gratwan-
derung“ steht sinnbildlich für das Abenteuer „Leben“ 
und wurde gewählt um zu vermitteln, dass es nie nur 
einen Weg zur Gestaltung des eines Lebens geben wird 
und damit auch immer Höhen und Tiefen verbunden 
sein werden.

Die Ausstellung wurde vor dem Hintergrund kon-
zipiert, sowohl die Grundwerte menschlicher Bezie-
hungen als auch die Bedeutung von Freiräumen, dem 
Setzen von Grenzen, dem Wert eigener Erfahrungen 

Bildung der 

MEGA

und dem Unterschied zwischen Aktivität und Passi-
vität zu vermitteln. Das Bewusstsein zu stärken, dass 
jeder Einzelne sich aktiv in die Gesellschaft einbrin-
gen sollte und vermittelt zu bekommen, dass es auf je-
den Einzelnen ankommt, steht im Zentrum der Aus-
stellung.

Vor diesem Hintergrund muss die Ausstellung durch 
Polizistinnen und Polizisten oder auch durch geschul-
te außerpolizeiliche Fachkräfte moderiert werden.

Zielgruppe dieser Exposition waren und sind insbe-
sondere Kinder und Jugendliche zwischen 13 und 14 
Jahren sowie angrenzende Altersgruppen.

Die Ausstellung bestand anfangs aus den Teilen 
„Gewalt“ sowie „Sucht und Drogen“. Sie wurde im 
Jahr 2008 überarbeitet und um den Teil „Rechtsextre-
mismus“ erweitert. 

Frank Storch, Dr. Bernd-Ulrich Straube und 
Dieter Büddefeld bei der Dachveranstaltung 
für die Projektverantwortlichen

Sichergestellte 
Waffen und 
Propaganda -
mate rial der 
rechts ex tremen 
Szene 
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hat sich die zentrale Aufgaben-
bewältigung der Arbeitsraten der 
Vermögensabschöpfung durch 
das Landeskriminalamt bewährt. 
Heute arbeiten an vier Standor-
ten im Land Brandenburg (Ebers-
walde, Potsdam, Frankfurt/Oder 
und Cottbus) neun Vermögensab-
schöpfer und unterstützen mit ih-
ren Serviceleistungen die operati-
ven Polizeidienststellen des Lan-
des sowie die Staatsanwaltschaf-
ten und weitere Behörden und 
Einrichtungen.

So wurden seit Einrichtung des 
Bereiches Vermögensabschöpfung 
insgesamt 67.308.403 € an Vermö-
genswerten vorläufig gesichert.

Das Ziel der Vermögensab-
schöpfung besteht darin, dem Tä-
ter bzw. einem Dritten (natürli-
che oder juristische Personen), 

Um das ursprüngliche Sachgebiet 
Finanzermittlungen im LKA Bran-
denburg zu entlasten, wurde am 
01. November 1998 eine eigen-
ständige Ermittlungskommission 
Vermögensabschöpfung mit drei 
Beamten eingerichtet.

Diese fand aber im Laufe der 
Jahre wenig Beachtung und ver-
lor deshalb immer mehr an Bedeu-
tung. Da sich aber auch die Poli-
zei in Brandenburg dieser neuen 
Form der Kriminalitätsbekämp-
fung nicht länger verweigern konn-
te, wurde im Jahr 2002 ein neuer 
Versuch unternommen, die Ver-
mögensabschöpfung im Land zu 
etablieren. Dies erfolgte in unter-
schiedlichsten Formen, im Lan-
deskriminalamt, in den Polizeiprä-
sidien und den damaligen Schutz-
bereichen. Als effektivste Methode 

Entwicklung der 
Vermögensabschöpfung

welcher aus einer Straftat Vortei-
le erlangt hat, in seiner Gesamt-
heit entweder in der Ursprungs-
form oder im Rahmen des Werter-
satzes (Zugriff auf das legale Ver-
mögen) wieder zu entziehen und 
dieses vorläufig zu sichern. Da-
bei stellt dieser Eingriff aber keine 
Form der Bestrafung dar, wie et-
wa eine Geld- oder Freiheitsstrafe, 
da den Schuldnern nur das entzo-
gen wird, was sie aus den Strafta-
ten erlangt haben. Diese Maßnah-
men dienen vor allem dem Opfer-
schutz und erfüllen einen präventi-
ven Normzweck, welcher sich bei 
den Tätern entwickeln soll - Straf-
taten dürfen sich nicht lohnen, da 
der kriminelle Gewinn nicht bei 
den Tätern bleibt.

Dirk Eberhardt

Zur Vermö-
gensabschöp-
fung gesicherte 
Fahrzeuge
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Absenken der Verdachtsschwel-
le aber auch dem Auftreten „neu-
er“ Phänomene, wie dem  des „Fi-
nanzagenten“ geschuldet. Auch in 
Zukunft ist von weiter steigenden 
Fallzahlen auszugehen.

Naturgemäß ergibt sich nicht 
aus jeder Meldung ein Geldwä-
scheverdacht, oft werden auch 
Hinweise auf andere Straftaten 
gewonnen. Jede eingehende Mel-
dung wird hier dem sogenannten 
„Clearing“ unterzogen, das heißt 
sie wird analysiert, mit vorhande-
nen Erkenntnissen angereichert 
und im Anschluss der Staatsan-
waltschaft vorgelegt.

Im Land Brandenburg fun-
giert seit 1999 die Staatsanwalt-
schaft Frankfurt (Oder), und hier 
die Zweigstelle Eberswalde, als 
Schwerpunktstaatsanwaltschaft. 
Diese entscheidet über den wei-
teren Fortgang. Sieht sie den Ver-
dacht der Geldwäsche, beauftragt 
sie die GFG mit weiteren Ermitt-
lungen, andere Straftaten werden 
an die örtlich zuständigen Strafver-
folgungsbehörden weitergeleitet. 

Bis 1998 wurden Geldwäscheer-
mittlungen im Land Brandenburg 
nicht ausschließlich im LKA ge-
führt, sondern auch parallel beim 
Zollfahndungsamt. Bereits in die-
ser Zeit erfolgte eine mehr oder we-
niger intensive Zusammenarbeit. 
Im Jahre 1999 wurde zwischen 
Zoll und Polizei eine Gemeinsame 
Finanzermittlungsgruppe (GFG) 
mit Sitz beim LKA gebildet, die bis 
heute fortbesteht.

Gegenwärtig existiert die GFG 
an zwei Standorten mit insgesamt 
zehn Mitarbeitern, davon sechs 
Polizei- und vier Zollbedienstete. 

André Trostorff

Bereits im Jahre 1993 wurde im 
LKA BB ein Sachgebiet Finanzer-
mittlungen installiert, damals mit 
vier Mitarbeitern. Hauptsächlicher 
Gegenstand, damals wie heute, ist 
die Bearbeitung von Ermittlungs-
verfahren wegen des Verdachtes 
der Geldwäsche, die überwiegend 
auf dem Eingang von Geldwäsche-
verdachtsmeldungen (früher An-
zeigen) oder aber auch auf entspre-
chenden Feststellungen in anderen 
Ermittlungsverfahren beruhen.

Darüber hinaus fungiert das LKA 
als Zentralstelle für die Entgegen-
nahme von Verdachtsmeldungen 
im Land Brandenburg. Ganz über-
wiegend handelt es sich um Mel-
dungen von Banken. In den An-
fangsjahren ließ sich die Zahl der-
artiger Meldungen zwar nicht an 
den Fingern abzählen, aber wenn 
man sich vor Augen hält, dass bei-
spielsweise im Jahre 1994 nur 39 
Verdachtsfälle bearbeitet wurden 
und im vergangenen Jahr 835 der-
artige Vorgänge zu verzeichnen 
waren, wird deutlich, welche Stei-
gerungen festzustellen sind. Die-
se Steigerungsraten sind veränder-
ten gesetzlichen Regelungen, dem 

Geldwäsche bezeichnet 
das Verfahren zur Ein-
schleusung illegal er-
wirtschafteten Geldes 
bzw. von illegal erwor-
benen Vermögenswer-
ten in den legalen Fi-
nanz- und Wirtschafts-
kreislauf. Vorausset-
zung ist das Vorliegen 
einer entsprechenden 
Vortat. 
Vortaten können Straf-
taten aus dem StGB 
(Verbrechenstatbestän-

de, bestimmte Vergehen) aber auch 
Bestimmungen des Betäubungsmit-
telgesetzes (BtmG), der Abgaben-
ordnung, des Aufenthaltsgesetzes 
und einer Reihe weiterer Nebenge-
setze sein. 

 1992 wurde der § 261 (Geld-
wäsche) ins StGB aufgenommen, 
seit 1993 existiert ein eigenständi-
ges Geldwäschegesetz, dass in ers-
ter Linie Banken, Finanzdienst-
leister und andere sogenannte Ver-
pflichtete dazu anhält, Konten und 
Transaktionen fortlaufend zu über-
wachen und im Verdachtsfall zu 
melden.

Gründung der Gemeinsamen 
Finanzermittlungsgruppe (GFG)

Geldwäscheverdachts 
meldungen verzwanzigfacht

Vereinbarung 
über die Er-
richtung einer 
Gemeinsamen 
Finanzermitt-
lungsgruppe 
vom 13. Sep-
tember1999
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Ende 1998 eröffnete die Gemeinsame Er-
mittlungsgruppe Rauschgift (GER) auf Hin-
weis englischer Behörden ein umfangrei-
ches Ermittlungsverfahren gegen eine inter-
nationale Tätergruppierung wegen des Ver-
dachts der illegalen Einfuhr und des Handels 
mit Betäubungsmitteln in nicht geringer 
Menge.

Die Ermittlungen richteten sich gegen einen 
irischen sowie einen deutschen Staatsbürger 
türkischer Abstammung aus dem Raum Fal-
kensee, die im Verdacht standen, größere 
Mengen Rauschgift (Cannabis und Kokain) 
im Kilogrammbereich illegal nach Deutsch-
land einzuführen. Zudem gab es Hinweise auf 
illegalen Zigarettenhandel und Geldwäsche 
in Höhe von mehreren Millionen D-Mark. 

Im Rahmen kriminaltaktischer Maßnah-
men wurden am 14. März 2000 insgesamt fünf 
Beschuldigte festgenommen und knapp 100 Kilogramm Marihuana im 
Wert von 300.000 DM sichergestellt. Zum Zeitpunkt der Festnahme hat-
te die Tätergruppe bereits Kontakt zu einem argentinischen Staatsbürger 
aufgenommen, um regelmäßige Lieferungen von Kokain im Bereich von 
10-20 Kilogramm pro Woche zu organisieren. Das Kokain sollte in Kof-
fern per Flugzeug von Buenos Aires nach Frankfurt/Main und von dort 
per PKW weiter nach Falkensee gebracht werden. 

Alle festgenommenen Beschuldigten wurden durch das Landgericht 
Potsdam zu mehrjährigen Freiheitsstrafen verurteilt, wobei der irische 
Staatsbürger knapp acht Jahre Haftstrafe erhielt. Insgesamt war dieses 
Ermittlungsverfahren im Bereich der Organisierten Rauschgiftkrimina-
lität von einem sehr hohen  Ermittlungsaufwand gekennzeichnet. Dazu 
zählten monatelange Observationen im In- und Ausland, zahlreiche Te-
lefonüberwachungsmaßnahmen mit sehr hohem Dolmetscheraufwand 
und ein reger Informationsaustausch mit Polizeidienststellen zahlreicher 
europäischer und südamerikanischer Länder.

Lutz Ebner

»Kelly«
Ermittlungs-
verfahren

Einer der größ-
ten Drogen fun-
de Branden-
burgs: 100 kg 
Mari huana, ver-
packt in Reise-
taschen



50

25 JAHRE LKA BRANDENBURG

Im Land Brandenburg verübten unbekannte Täter 
zwischen 1995 und 2002 fünf Anschläge auf Strom-
masten und Hochspannungsleitungen, wobei diese 
mit unterschiedlicher Intensität angegriffen, be-
schädigt oder zerstört wurden. Aus veröffentlichten 
Selbstbezichtigungsschreiben ließ sich als Motivati-
onshintergrund der „Kampf gegen Atomkraft und 
Castortransporte“  ableiten. 

Am 24.03.1999 kam es an der Stromfreileitung der 
Deutschen Bahn AG vom Kraftwerk Kirchmöser nach 
Muldenstein zu einem Dauerkurzschluss. Bei der Lei-
tung handelt es sich um eine 110-kV-Bahnstromlei-
tung. Ermittlungen ergaben, dass unbekannte Täter an 
einem Strommast bei Dietersdorf mittels einer Eisen-
säge zwei Stützpfeiler durchtrennt hatten. Zusätzlich 
wurden Verschraubungen der Knotenbleche und der 
Verstrebungen entfernt, so dass es in Folge zum Ein-
stürzen dieses Hochspannungsmastes kam. Am Tat-
ort wurde eine Karikatur mit der Darstellung zerstör-
ter Gleisanlagen vor einem Castor-Transport aufge-
funden. Zu dem Anschlag bekannten sich „Autono-
me Gruppen“ in einem Selbstbezichtigungsschreiben.

Aufgrund des damals geltenden brandenburgischen 
Polizeigesetzes (BbgPolG) war das Landeskriminal-
amt Brandenburg für die Bearbeitung terroristischer 
Straftaten zuständig. Daraus resultierend und wegen 
der Schwere des Delikts wurden die Ermittlungen zu 
den Anschlägen auf Strommasten im Auftrag der Ge-
neralbundesanwaltschaft durch das LKA geführt. 

 

Anschläge auf 
Strommasten Der Fall

Luftbildauf-
nahme vom 
Fundort der 
Leiche; Ver-
bandsmaterial 
mit Blut- und 
Se kret  spuren; 
Reifen spuren; 
aus gebranntes 
Tatfahrzeug
(von oben 
nach unten)
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dererkennen. Die daran durchgeführten DNA-Analy-
sen sind erfolglos. Die Hitze hat die DNA zerstört. Es 
können nur noch einzelne Merkmale nachgewiesen 
werden.

Von Ulrike fehlt aber jede Spur.

●■Polizeieinheiten durchkämmen die Wälder Bran-
denburgs und sichern hunderte von Nebenspuren.

●■Aus der Bevölkerung gehen zahlreiche Hinweisen 
ein, denen nachgegangen wird.

●■Hubschrauber der Polizei und Tornados der Bun-
deswehr überfliegen Brandenburg - ausgerüstet mit 
Luftbild- und Wärmekameras sowie Bodenradar.

●■Hinweise zum Aufenthaltsort von Ulrike werden 
nicht gefunden.

●■Ein Teil der Nebenspuren wird untersucht. Weder 
die Blutspuren noch Anhaftungen an Gegenständen 
können auf Grund des DNA-Vergleichs Ulrike zuge-
ordnet werden. Viele Spuren, wie Haare und Kno-
chen, sind tierischen Ursprungs.

●■Am 08.03.2011 wird in Werneuchen am Rande des 
Flugplatzes durch einen Spaziergänger der leblose 
Körper eines Kindes aufgefunden. Schnell ist klar, bei 
der Kindsleiche handelt es sich um die gesuchte Ulri-
ke. Die Eltern identifizieren ihr Kind im Landesinsti-
tut für Rechtsmedizin. Der DNA-Abgleich mit der 
Zahnbürste von Ulrike ist positiv.

 

Bei der Kindsleiche handelt 
es sich um Ulrike Brandt.

●■09.03.2001 — Der Suchlauf im gesamten Bundesbe-
stand im automatischen Finderabdruck Identifizie-
rungssystem (AFIS) ist negativ.

●■Am 10.03.2001 werden alle am Tatort und bei der 
Obduktion gesicherten Spuren an das Landeskrimi-
nalamt Brandenburg übergeben. Der Täter hat viele 
Spuren hinterlassen (siehe Abbildungen).
Im Gegensatz zu heute müssen 2001 die einzelnen 
DNA-Fragmente unter Nutzung einer Allel-Leiter den 
international genormten Merkmalsbezeichnungen 
zugeordnet werden. Am 14.03.2001 steht das DNA-
Profil des Sekretverursachers fest. Dieses Profil wird 
sofort zur DNA-Analyse-Datei übermittelt.

●■Aber auch in der „DNA-Analyse-Datei“ kein Treffer.

●■ Die damals 12-jährige Ulrike Brandt wird am 
22.02.2001 ab ca.15:00 Uhr vermisst. Ulrike wäre jetzt 
28 Jahre alt. Doch sie wurde brutal missbraucht und 
getötet. Am 22.02.2016 war ihr 15. Todestag.

●■Die Mutter fand am 22.02.2001 gegen 19:30 das 
Fahrrad des Kindes ca. 400 m vom Wohnort entfernt.

Am 24.02.2001 wurde zur 
Aufklärung der Straftat die „SOKO 
FINOW“ gebildet.

●■Ein Zeuge sagt aus, dass er am Fundort des Fahrrads 
einen Schrei gehört hat und kurze Zeit danach einen 
weißen Kleinwagen, vermutlich Golf II, Dreitürer und 
eine unbekannte männliche Person beobachtet hat.

●■Bei der kriminaltechnischen Untersuchung werden 
an der linken Vorderradgabel weiße Lackspuren fest-
gestellt (siehe roter Pfeil). Bei den Anhaftungen an der 
Radmutter handelt es sich um Teile einer Originalla-
ckierung eines weißen Pkw VW mit der Werkscodie-
rung „L90E“ oder „90E“ – Alpinweiß.

●■Am 24.02.2001 wird ein ausgebrannter Pkw VW Po-
lo in Bernau sichergestellt. Der Pkw VW Polo kommt 
als Verursacher der Lackspur am Fahrrad infrage.

●■Im Inneren des Pkw finden sich Gegenstände (Ta-
sche, Teil eines Schmuckstücks), die die Eltern wie-

»Ulrike«Der Fall
Chronik der Aufklärung

T-Shirt des 
Täters; Auto-
teile, Zigaret-
ten und Papp-
becher am 
Spurenfund-
ort; Spuren 
am Körper 
des Mädchens

➞
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●■Das DNA-Profil wird an alle Landeskriminalämter 
und das BKA übermittelt. Die eingehenden Speichel-
proben zur retrograden Erfassung von bereits verur-
teilten Sexualstraftätern werden bundesweit bevor-
zugt untersucht. Direkt zum Verfahren werden 982 
Speichelproben gesichert. Die Spuren vom Tatort 
werden weiter analysiert. Neben vielen Sperma-Blut-
Mischspuren (Gemisch von Ulrikes-Merkmalen mit 
denen des Sekretverursachers) werden aber auch 
Speichelspuren und Kontaktspuren am Tatort festge-
stellt, die mit dem DNA-Profil des Sekretverursachers 
übereinstimmen. Ein Massenscreening wird in Erwä-
gung gezogen (ca. 30.000 Personen).

●■Hinweise aus der Bevölkerung (6003 Hinweise wur-
den insgesamt registriert) lenken die Aufmerksamkeit 
der Polizei auf einen Autodieb, Stefan Jahn. Dieser 
kann als Verursacher der daktyloskopischen Spur an 
der Flasche nicht ausgeschlossen werden. Insgesamt 
wurden 788 Vergleichsfingerabdruckbögen gefertigt. 
Das BKA wird mit einem erneuten Abgleich beauf-
tragt. Hierzu wird ein neues Fotogramm der Tatort-
spur mittels Digitaltechnik erstellt.

Dann die Mitteilung des BKA – die 
Tatortspur stimmt mit dem rechten 
Daumen des Stefan Jahn überein.

●■Am 28.03.2001 wird Stefan Jahn festgenommen. 

●■Die sofort gesicherte Speichelprobe wird unter der 
Nummer VM 690 an das LKA Brandenburg weiterge-
leitet.

●■Am nächsten Tag steht fest, Stefan Jahn ist mit an Si-
cherheit grenzender Wahrscheinlichkeit der Verursa-
cher der Sekretspur am Körper von Ulrike.

●■Viele andere analysierte Spuren vervollständigen 
das Gesamtbild (Reifenspuren, Zuordnung von Auto-
teilen, Schuhspuren, Schrift- und Dokumentenunter-
suchungen, Passspuren, Bodenanalysen, Haar- und 
Textilfaseruntersuchungen u. ä.).

Urteil im Namen des Volkes

●■Im Herbst 2001 findet die Hauptverhandlung vor 
dem Landgericht Frankfurt(Oder) statt. Am 20.11.01 
wird durch die Richterin Jutta Hecht das Urteil ver-
kündet. Der Angeklagte Stefan Jahn wird wegen Frei-
heitsberaubung, Vergewaltigung, sexueller Nötigung 
und Mordes zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilt. 
Des Weiteren heißt es, die Schuld des Angeklagten 
wiegt besonders schwer.
Stefan Jahn ist noch in Haft. Wann und ob Stefan Jahn 
das Gefängnis verlassen kann, entscheidet die Justiz.

Dr. Annerose Pieper und Jens Bülow

Flasche mit 
Fingerabdruck

Daktylosko-
pische Spur

DNA-Elektro-
phorese auf 
Gelplatten (Mitte)

DNA-Profil im 
Computerbild
(unten)
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hier wurden alle Möglichkeiten der 
instrumentellen Analytik des De-
zernates Forensische Chemie/Phy-
sik genutzt – ergab sich ein umfas-
sendes Bild über den Herstellungs-
prozess und die produzierten Be-
täubungsmittel. Insgesamt lagen 
76.800 Tabletten verkaufsfertig vor 
und es stand mit 105 Kilogramm 
MDMA-Reinstsubstanz ein Poten-
zial an Wirkstoff für weitere ca. 1 
Million Tabletten bereit.

Vor dem Landgericht Frankfurt 
(Oder) wurde die Hauptverhand-
lung gegen sechs Angeklagte we-
gen bandenmäßiger Herstellung 
von und Handel mit Betäubungs-
mitteln in nicht geringer Menge 
rechtskräftig 2002 abgeschlossen. 
Der Hauptangeklagte erhielt eine 
Freiheitsstrafe von sechs Jahren.

Aufgrund von sich ergebenen 
Zusammenhängen und Parallelen 
des Drogenlabores in Hoppegarten 
bezüglich der technischen Ausferti-
gung und Produktionsweise, sowie 
der bestehenden Verbindungen zu 
auch in Hoppegarten agierenden 

Im Ergebnis vorangegangener 
sehr komplexer Ermittlungen im 
damaligen Polizeipräsidium Ora-
nienburg wurden im Zusammen-
hang mit der Errichtung, der In-
betriebnahme und dem Ausbau 
eines illegalen Rauschgift-Gara-
gen-Labores Aktivitäten ab dem 
Jahr 2000 verfolgt. Ende 2000 fo-
kussierte sich das Geschehen auf 
ein Grundstück in Hoppegarten 
bei Müncheberg. 

Nach dem Kauf des Anwesens 
und einem Ausbau von Garage 
und Nebengelassen zu einem pro-
fessionellen kleintechnischen La-
bor wurde 2001 die Produktion 
von Methylendioxymethamfeta-
min (MDMA) – Ecstasy – aufge-
nommen und gleichzeitig die Ver-
arbeitung des hochreinen Betäu-
bungsmittels bis zum Vertrieb von 
ersten hier entstandenen Ecstasy-
Tabletten vorangetrieben.

Nach einem mit der Produkti-
on unmittelbar in Zusammenhang 
stehenden Kesselbrand kam es am 
26.04.2001 zur Sicherstellung des 
Labores und der darin vorhande-
nen Chemikalien und Geräte. Die 
Dokumentation des Tatortes, die 
Demontage der Produktionsanla-
ge und der Vergleich dieser Anlage 
mit international aktiven Laboren 
und Täterkreisen erfolgte aufgrund 
der Dimension im Zusammenwir-
ken mit dem Bundeskriminalamt. 
Die chemischen Untersuchungen 
aller Asservate und die Erstellung 
des Betäubungsmittelgutachtens 
wurden im KTI des LKA Branden-
burg durchgeführt.

Zur chemischen Analytik gelang-
ten mehr als 150 Substanzspuren, 
die vor allem das Betäubungsmittel 
MDMA und die daraus hergestell-
ten Tabletten betrafen. Untersucht 
wurden aber auch die Synthesezwi-
schenprodukte, Lösungsmittel so-
wie die Streck- und Presshilfsmittel 
für die Tabletten. Mit Hilfe von ca. 
1.000 chemischer Einzelanalysen – 

Ecstasy-Drogenlabore 
in Hoppegarten und Kevelaer 

niederländischen Tätergruppierun-
gen wurde das KTI im Januar 2003 
in einen am Landgericht Frankfurt 
(Oder) laufenden Strafprozess ein-
bezogen. Zur Begutachtung stan-
den hier ebenfalls die chemischen 
Substanzen sowie die technische 
Anlage in einem Drogenlabor in 
Kevelaer an. In gemeinsamer Ar-
beit mit dem BKA und dem Bayeri-
schen Landeskriminalamt wurden 
auch hier Gutachten erstellt und im 
Strafverfahren vertreten.

Aufgrund einschlägiger Vorstra-
fen in den Niederlanden, der ver-
festigten kriminellen Energie, der 
hohen Professionalität des Her-
stellungsprozesses sowohl in Hop-
pegarten als auch in Kevelaer und 
der erheblichen Betäubungsmittel-
mengen aus Hoppegarten wurde 
für den Hauptangeklagten für die 
Beteiligung an beiden Drogenlabo-
ren im Revisionsurteil Ende 2005 
ein Gesamtstrafmaß von zehn Jah-
ren festgelegt.

Dr. Lars Lindemann

Illegale Produk-
tionsanlage in 
Kevelaer (oben); 
aufge fundene 
Tabletten (unten 
li.); geöffneter 
Staubfilter der 
Laboranlage
(unten re.)
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Durch die Beauftragte der Bundesregierung für 
Kultur und Medien wurde zunächst das Bundes-
kriminalamt über das zwielichtige Kaufangebot an 
die Potsdamer Stiftung in Kenntnis gesetzt, wel-
ches im April 2003 das Landeskriminalamt Bran-
denburg um die Übernahme der Ermittlungen er-
suchte. Die Staatsanwaltschaft Potsdam leitete we-
gen des Verdachts der internationalen gewerbsmä-
ßigen Bandenhehlerei ein Ermittlungsverfahren ein. 
Was nun einsetzt, könnte auch der Feder eines Dreh-
buchautors entsprungen sein. Die kurzfristige einge-
richtete Ermittlungskommission „Rubens“ setzte alle 
Hebel in Bewegung, um die Spur des Gemäldes aufzu-
nehmen und an die Hintermänner des geplanten Ge-
schäfts zu gelangen. 

Von verdeckten strafprozessualen Maßnahmen zur 
Informationsgewinnung in der Schweiz, über Kon-
takte zu Interpol-Dienststellen in Europa und den 
USA bis hin zur akribischer Auswertung vieler einzel-
ner Spuren, fügten sich die Teile nach und nach zu ei-
nem Bild. Zugleich begleiteten die Ermittler die takti-
schen Verhandlungen der Stiftung mit dem Schweizer 
Anbieter, über den es gelang, einen Besichtigungster-
min in Moskau zu ermöglichen. Mitarbeiter der Stif-
tung reisten in die russische Hauptstadt und kehrten 
mit der Bestätigung zurück, dass es sich tatsächlich 
um das vermisste Meisterwerk von Rubens handelt. 
Trotz des konspirativen Charakters der Besichtigung 
gelang es anschließend, den Aufenthaltsort des Bil-
des in Moskau zu lokalisieren. Zuvor konnte bereits 
die Identität der agierenden Russen gelüftet werden. 
Im Ergebnis der Arbeit der Kriminalisten des LKA 
Brandenburg wurde im August unter Einbindung des 
Bundeskanzleramtes ein Rechtshilfeersuchen der 
Potsdamer Staatsanwaltschaft zur Durchsuchung der 
Wohnräume und Sicherstellung des Gemäldes an den 
Moskauer Generalstaatsanwalt gesandt. Die Bun-
desregierung forderte die kosten- und bedingungslo-
se Rückgabe des Bildes, weshalb es die russische Ge-
neralstaatsanwaltschaft im Rahmen der Amtshilfe zu-
nächst auch beschlagnahmen ließ. 

Der Weg des berühmten Gemäldes lässt sich bisher 
nicht in allen Details nachvollziehen. Von einem so-
wjetischen Offizier wurde es nach Kriegsende durch 

Verdeckt und unter Einsatz aller kriminalistischen 
Mittel lokalisieren Beamte der Ermittlungskommis-
sion „Rubens“ ein seit 1945 verschollenes Meister-
werk von Weltbedeutung im Ausland – das Ende ei-
ner 58-jährigen Odyssee. 

Per E-Mail trat im Februar 2003 ein Vertreter eines 
Schweizer Finanzdienstleisters an die „Stiftung  Preu-
ßische Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg“ 
mit der Offerte heran, ein in den Kriegswirren 1945 
entwendetes Gemälde von Peter Paul Rubens (1577-
1640) veräußern zu wollen. Es handelte sich um das 
Gemälde „Tarquinius und Lucretia“, welches zu den 
bedeutendsten Frühwerken Rubens zählt. Dargestellt 
ist die Schändung der schönen und keuschen Röme-
rin Lucretia durch den von Liebeswahn zerfressenen 
Königssohn Tarquinius. 1765 kaufte es Friedrich der 
Große und ließ es nach Preußen bringen. Bis zu seiner 
kriegsbedingten Auslagerung in das Schloss Rheins-
berg 1942, befand sich das Gemälde in der Potsda-
mer Bildergalerie von Sanssouci. Mit einem geschätz-
ten Marktwert von 90 Mio. Euro stellt dieses Werk 
des flämischen Altmeisters wohl den schmerzlichsten 
Kriegsverlust der einst so umfangreichen Gemäldes-
ammlung dar. 

2002
2006

 ■ Zentralabteilung
 ■ Zentrale Ermittlungen, Auswertungen und Analyse
 ■ Staatsschutz
 ■ Kriminalwissenschaftliches Zentrum
 ■ Spezialeinheiten, Einsatz und Ermittlungsunterstützung
 ■ Polizeiliche Prävention

»Rubens«
Ermittlungs-
kommission

Das Rubens-
Gemälde-
„Tarquinius 
und Lucretia“ 
(1610) vor der 
Restaurierung: 
gezeichnet von 
tiefen Farbris-
sen, die durch 
mehrfaches 
Falten beim 
Transport ent-
standen sind
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Obwohl es sich bei der Indizierung von ju-
gendgefährdenen Medien nicht um eine origi-
näre Aufgabe der Polizei handelt, übernimmt 
das Landeskriminalamt wegen des besonde-
ren Stellenwertes der Extremismusbekämp-
fung seit Mitte der 90er Jahre neben der Aus-
wertung extremistischer auch die Indizie-
rungsanregung von jugendgefährdenden Ton-
trägern. 

Seit April 2003 ist das Landeskriminalamt ge-
genüber der Bundesprüfstelle für jugendgefähr-
dende Medien (BPjM) selbst anregungsberech-
tige Behörde und regte seither rund 800 Medi-
en zur Indizierung an. 

Von keiner anderen Polizeidienststelle oder 
sonstigen Institution in Deutschland wurden 
mehr Anregungen bezüglich jugendgefährden-
der Tonträger an die BPjM gestellt. 

private Plünderung nach Moskau geschmuggelt. Dort 
verblieb das Meisterwerk unerkannt in dessen Fami-
lie, bis Nachkommen es einem Antiquitätenhänd-
ler für 800 Dollar verkauften. Über weitere Statio-
nen gelangte es schließlich zu der Hehlerbande und 
dem Besitzer, einem russischen Kunstsammler. Offen-
sichtlich in Kenntnis seiner Herkunft wurde der Stif-
tung ein Rückkauf des Gemäldes zu einem Kaufpreis 
in Höhe 60 Mio. Euro durch den Russen angeboten. 

Das eingeleitete Ermittlungsverfahren wurde vor-
läufig eingestellt- die Beweislast gegen die im Ausland 
ansässigen Beschuldigten wog nicht schwer genug. 
Dennoch bleibt das Meisterwerk den internationalen 
Gesetzen folgend weiterhin Eigentum der deutschen 
Nation. Wann das Gemälde seinen Platz wieder in 
Potsdam einnehmen kann, ist ungewiss; zu kompli-
ziert gestalten sich die Verhandlungen der Bundes-
regierung mit Russland zur Rückführung verschol-
lener oder unrechtmäßig verbrachter Kulturgüter. 
Doch eines konnte durch das Ermittlungsverfahren 
verhindert werden: dass dieses Kunstwerk auf dem 
schwarzen Markt abtaucht und für die Öffentlichkeit 
für immer verloren ist. Das Rubens-Gemälde „Tarqui-
nius und Lucretia“ wurde von dem russischen Kunst-
sammler als unbefristete Leihgabe einem der größten 
und bedeutendsten Kunstmuseen der Welt zur Verfü-
gung gestellt und ist nun vollständig restauriert in der 
„Eremitage“ in Sankt Petersburg zu sehen.

Tanja Staude
 

Ausstellung 
des restaurier-
ten Rubens-
Gemäldes in 
der Eremitage 
in St. Peters-
burg (2012)

Indizierung 
jugendgefähr
dender Medien

Cover verschie-
dener Tonträger, 
deren Inhalt als 
jugendgefähr-
dend bewertet 
wurde
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Um eine möglichst große Zielgruppe mit den Inhal-
ten der kriminalpolizeilichen Präventionsarbeit er-
reichen zu können, wurde zu Beginn des neuen 
Jahrtausends im LKA die Entscheidung getroffen, 
über die bisher geleistete Arbeit hinaus eine interak-
tive Reihe zur Drogenprävention zu entwickeln. 

Kinder und Jugendliche, die bereits als Zielgruppe 
von Präventionsveranstaltungen an Schulen erreicht 
worden waren, sollten auch weiterhin alters- und be-
darfsgerecht betreut werden können.

Die Band „Hassgesang“ gründete 
sich Ende der neunziger Jahre im 
Süden von Brandenburg. Durch 
die Staatsanwaltschaft Cottbus und 
das LKA Brandenburg wurde im 
Jahr 2004 ein Ermittlungsverfahren 
wegen des Verdachts der Volksver-
hetzung und des Verwendens von 
Kennzeichen verfassungswidriger 
Organisationen gegen ein Mitglied 
der Band wegen des Tonträgers 
„B.Z.L.T.B.“ geführt. Das Amtsge-
richt Cottbus erließ schließlich 
Strafbefehl gegen den Mann. Im 

Rechtsextre mis tische Band »Hassgesang«
Oktober 2014 wurde über die Me-
dien bekannt, dass der Beschuldig-
te in Lichtenfels (BY) als Amtsrich-
ter zur Probe tätig war. Im Verlauf 
einer Anhörung beim Präsidenten 
des Oberlandesgerichts Bamberg 
bat er schriftlich um seine eigene 
Entlassung. Inzwischen ist die Per-
son als Rechtsanwalt in Cottbus tä-
tig. Seit 2010 sind keine Aktivitäten 
der Band mehr bekannt.

LKA 312 / Sachgebiet 
Aus wertung PMK rechts/links

Interaktive 
Reihe zur Drogen 
prävention

In den Jahren 2004 bis 2010 wurde die dreiteilige 
interaktive Drogenpräventions-DVD mit dem Titel 
„Hast du noch was vor?“ entwickelt und umgesetzt. 

Zielgruppe waren Kinder und Jugendliche von 8 bis 
18 Jahren und Multiplikatoren, wie Eltern oder Lehrer. 
Die CD sollte Schüler für die Gefahren im Umgang mit 
legalen und illegalen Drogen sensibilisieren und deren 
Eltern und Lehrer über Drogen, deren Wirkungswei-
sen und bestehende Hilfsmöglichkeiten informieren.

Für die Darstellung der einzelnen handelnden Per-
sonen wurden Kinder und Jugendliche gewonnen, die 
sich für diese Arbeit freiwillig interessiert hatten. Die 
Dreharbeiten wurden nach polizeilichen Vorgaben 
umgesetzt. 

Die einzelnen DVDs  wurden im Auftrag des Bran-
denburger Innenministeriums in einem insgesamt fast 
sechsjährigen Prozess produziert und nach Vorstel-
lung der Öffentlichkeit auch bundesweit und z.T. dar-
über hinaus mit Erfolg in der Praxis eingesetzt.



57

25 JAHRE LKA BRANDENBURG

Nach den Anschlägen auf das 
World Trade Center im Septem-
ber 2001 galt es, die bessere Ver-
netzung und Koordinierung aller 
in Deutschland mit Sicherheits-
fragen befassten 40 Behörden si-
cherzustellen.

Im Dezember 2004 wurde das 
„Gemeinsame Terrorismusabwehr-
zentrum“ (GTAZ) gegründet. Dabei 

Gemeinsames 
Terrorismus abwehr
zentrum gegründet

Blick in den 
Lageraum des 
GTAZ

handelt es sich nicht um eine neue 
Behörde mit eigener Struktur und 
Zuständigkeit, sondern um ein Ko-
ordinations- und Kommunikati-
onsforum, welches im Vorfeld von 
Gefahrenlagen und Strafverfahren 
Gelegenheit bietet, Informationen 
direkt auszutauschen und erste 
Maßnahmen abzustimmen. Die Ar-
beit des GTAZ erfolgt nach den 

Grundsätzen des Trennungsgebotes 
zwischen Polizei und Nachrichten-
diensten in verschiedenen Arbeits-
gruppen mit wechselnder Beset-
zung. Ein Beamter des LKA 300 ist 
seit Januar 2005 als Ländervertre-
ter Brandenburgs im GTAZ tätig. 

»Links« gegen »Rechts« in Potsdam

Um den rechtsextremistischen 
Aufzug zu stören, strömten bis zu 
1.000 gewaltbereite linksextremis-
tische und autonome Personen auf 
die Lange Brücke. Sie begannen 
Gegenstände aufzunehmen und 
Barrikaden auf der Fahrbahn zu 
errichten. Einsatzhundertschaften 
schritten ein und wurden von den 
Autonomen mit Steinen, Flaschen 
und andere Gegenständen be-
worfen. Der Leiter der LESE ent-
schied, die Wasserwerferstaffel zur 

Unterstützung auf die Lange Brü-
cke auffahren zu lassen. Es erfolg-
ten kurze, aber wirkungsvolle Was-
serabgaben beider Wasserwerfer in 
Richtung Störer. Diese flüchteten  
in die Innenstadt, wo sie randalie-
rend durch die Straßen zogen. Es 
wurden Schaufenster scheiben zer-
stört sowie Barrikaden erbaut und 
in Brand gesetzt. Die Störer „…ver-
wandelten die Breite Straße in ein 
Schlachtfeld…“, hieß es später in 
der MAZ.

Insgesamt wurden 18 Polizeibe-
amte verletzt, 4 Einsatzfahrzeuge 
beschädigt und 17 Personen fest-
genommen. Gegen acht der Fest-
genommenen wurde noch am sel-
ben Tag Haftbefehl erlassen.

Einsatzhundert-
schaften der Poli-
zei schreiten mit 
Wasserwerfern 
gegen die eskalie-
rende Gewalt ein.

Am 30. Oktober 2004 fand in Potsdam eine vom 
Hamburger Rechtsextremisten Christian Worch an-
gemeldete Demonstration mit ca. 500 Teilnehmern 
statt. Zeitgleich versammelten sich etwa 2.000 Bür-
ger zu mehreren friedlichen Gegenveranstaltungen. 
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DD

Ein Neuruppiner Jungunternehmer stand seit Ende 
der 90er Jahre im Fokus umfangreicher Ermittlun-
gen des LKA Brandenburg. Gegen ihn und drei wei-
tere Mitglieder der sogenannten „XY-Bande“ wurde 
hauptsächlich wegen bandenmäßigen Handeltrei-
bens mit Betäubungsmitteln, unerlaubten Glücks-
spiels und Bestechung ermittelt. Unter der Sachlei-
tung von drei Staatsanwälten der Staatsanwalt-
schaft Neuruppin nahm eine eigens dafür gebildete 
Ermittlungskommission unter Einbeziehung von 
Zoll und Steuerfahndung ihre Arbeit auf. 

In nur wenigen Jahren war aus dem Imbissbudenbe-
sitzer ein scheinbar anerkannter Geschäftsmann mit 
besten Beziehungen in der Region geworden. Doch 
hinter den Kulissen hatte der Mann ein gut funktio-
nierendes Netzwerk für kriminelle Aktivitäten aufge-
baut. Die aus Rauschgifthandel erzielten Gewinne in 
Höhe von über drei Millionen Euro wurden vor allem 
in den Erwerb und die Sanierung von Immobilien in-
vestiert. So war es ihm möglich ganze Straßenzüge in 
Neuruppin zu kaufen und zu sanieren, was ihn „zum 
Paten von Neuruppin“ aufsteigen ließ. Aber auch die 
gezielte Manipulation von Spielautomaten der eige-
nen Spielotheken diente der Geldwäsche. Persönli-
che Kontakte der Beschuldigten reichten von lokalen 
Verwaltungsbehörden, über Kreditinstitute bis in die 
örtliche Polizei und wurden für die kriminellen Ak-
tivitäten genutzt. Mit der zunehmenden wirtschaftli-
chen Potenz rückte vor allem für den Haupttäter der 
Ausbau seines sozialen Ansehens als auch die Ein-
flussnahme auf politische Entscheidungsträger in den 
Vordergrund. So gelang es ihm im Jahre 2003 als Mit-
glied der CDU zeitnah als Stadtverordneter für den 
Haupt- und Finanzausschuss in Neuruppin tätig zu 
werden. 

Aufgrund der im Laufe der Zeit immer deutlicher 
werdenden Dimension der begangenen Straftaten so-
wie der Verstrickung von Personen des öffentlichen 
Lebens nahmen die Ermittlungen einen Zeitraum von 
mehreren Jahren in Anspruch. Nach insgesamt fünf 
Jahren verdeckt geführten Ermittlungen im LKA, er-
folgten im August 2004 Zugriff und Festnahmen der 
hinreichend unter dem Namen „XY-Bande“ bekannt 
gewordenen OK-Gruppierung. 

Über 400 Straftaten mit mehr als 12.000 Einzel-
handlungen und knapp 300 Beschuldigten machen 
den Fall zu einem der umfangreichsten Ermittlungs-
verfahren der Organisierten Kriminalität im LKA 
Brandenburg. Unter der Beteiligung von drei Staats-
anwälten und 28 Rechtsanwälten mussten nicht nur 
der Gerichtssaal umgebaut, sondern auch vier mobile 
Gefängniszellen angemietet werden. Nach eineinhalb 
Jahren Prozess verurteilte die 1. Große Strafkammer 
des Landgerichts Neuruppin acht Hauptangeklagte 
zu insgesamt 55 Jahren Haft und sprach den Verfall 
von ca. einer Million Euro gegen die Personen und 
ihre Firmen aus. 

Tanja Staude
 

»XY-Bande«
Der Fall
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DD

Die Buchstaben-
kombination 
„XY“ in den Au-
tokennzeichen 
der Limousinen 
war das Marken-
kennzeichen der 
Bande und ver-
schaffte ihr den 
Namen. 

Der Gerichtspro-
zess findet unter 
verschärften Si-
cherheitsvor-
kehrungen statt.

Spielautomaten als Beweisstü-
cke im „XY-Prozess“: Durch die 
gezielte Manipulation der Auto-
maten wurden illegale Gewinne 
aus dem Drogen handel und 
Glücksspiel „reingewaschen“. 

Die Neuruppi-
ner Spielothek 
„Monte Carlo“ 
war regelmäßi-
ger Treffpunkt 
der „XY-Bande“ 
und Veranstal-
tungsort für il-
legales Glücks-
spiel.
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Korruption untergräbt das Ver-
trauen der Bürgerinnen und Bür-
ger in die Integrität und die Funk-
tionsfähigkeit des Staates. Sie 
verursacht erhebliche volkswirt-
schaftliche Schäden und kann 
deshalb nicht als Übel hingenom-
men werden. Ihrer Bekämpfung 
und Prävention wird deshalb im 
Land Brandenburg ein hoher 
Stellenwert eingeräumt. 

Zur Ahndung dieser schwer-
wiegenden Kriminalitätsform hat 
das Land Brandenburg, als vier-
tes Bundesland überhaupt, am 
03.03.2005 die ressortübergreifen-
de Gemeinsame Ermittlungsgrup-
pe (GEG) Korruption gegründet. 
Sie besteht aus polizeilichen Er-
mittlern des Landeskriminalam-
tes und Dezernenten der Staats-
anwaltschaft Neuruppin, Schwer-
punktabteilung zur Bekämpfung 
der Korruptionskriminalität. Die 
GEG Korruption stellt die zentrale 
und landesweite Bearbeitung aller 

Im April 2005 wurde mit dem Verbot der Kamerad-
schaft „Hauptvolk“ und deren Untergliederung 
„Sturm 27“ in Rathenow  durch das brandenburgi-
sche Innenministerium ein deutliches Zeichen ge-
gen den Rechtsextremismus gesetzt. Im Juli 2005 
folgte das Verbot des Vereins „ANS DA PO“ (Alter-
native Na tionale DArt, Piercing und Tattoo Offen-
sive) in Strausberg. 

Die GEG besteht seit dem 
01.02.2005 auf Grundlage der 
Ländervereinbarung zwischen 
Berlin und Brandenburg von 
2004. Schwerpunkte der Arbeit 
liegen aktuell in der Bekämpfung 
länderübergreifender, serienmä-
ßiger Einbrüche in Wohnungen 
und Firmen, sowie der Beteili-
gung im bundesweiten Projekt 
(REWO) zu organisiert reisenden 
Tätergruppierungen im Delikts-
bereich von Wohnungseinbrü-
chen. 

Die örtlichen Schwerpunkte der 
Ermittlungen liegen regelmäßig im 
engeren Verflechtungsraum Ber-
lin-Brandenburg, in welchem rund 
45 Prozent der Einbruchsdiebstäh-
le des Landes Brandenburg und 
Berlins begangen werden. Das ver-
netzte Vorgehen beider Länderpo-
lizeien hat sich über Jahre bewährt.  

Die GEG ist mit je neun Beam-
ten aus den Ländern besetzt. Die 
Führung erfolgt derzeit durch ei-

Die Gemeinsame 
Ermittlungsgruppe 
BerlinBrandenburg

Bereits 1995 und 1997 wurden die 
„Direkte Aktion/Mitteldeutschland 
(JS)“ und die „Kameradschaft Ober-
havel“ verboten. „Für Neonazi-Pro-
paganda und Rassenhass gibt es in 
unserem Lande keinen Platz“, lau-
tete die eindeutige Botschaft des da-
maligen Innenministers Jörg Schön-
bohm. Die „Kameradschaft Mär-
kisch Oder Barnim“ (KMOB) löste 
sich nach eigenen Angaben im Juli 
2010 selbst auf. Am Tag zuvor 
durchsuchten mehr als 130 Polizei-
beamte zeitgleich mehr als 20 Woh-
nungen, Garagen und Wirtschafts-
gebäude von deren Mitgliedern.

Kein Platz für Neonazis

nen Mitarbeiter der Berliner Po-
lizei. Der Dienstsitz der GEG ist 
in Potsdam mit Anbindung beim 
LKA 220, wobei die Mitarbeiter 
beider Länder Angehörige ihres je-
weiligen LKA bleiben.

Intensive Ermittlungen führen 
meist zu qualifizierten Haftanre-
gungen seitens der Staatsanwalt-
schaft und daraus resultierend zu 
langjährigen Haftstrafen gegen ge-
werbsmäßig organisierte Banden 
unterschiedlichster Nationalitä-
ten. Dabei muss zuvor die Vielzahl 
von Einzeltaten beweiskräftig zu-
sammengeführt werden. 

So konnten zum Beispiel einer 
albanischen Bande bisher 180 Ta-
ten (der Gesamtschaden konnte 
hier nicht beziffert werden), einer 
deutsch-kasachischen Bande 37 
Taten mit einem Schaden von ca. 
450.000 € und einer Bande aus Bos-
nien-Herzegowina bislang 14 Ein-
zeltaten mit einem Schaden von 
50.000 Euro zugeordnet werden. 
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Fälle der Korruption einschließ-
lich ihrer typischen Begleitdelikte 
sicher. Die Bündelung der perso-
nellen Ressourcen in nur einer Or-
ganisationseinheit hat sich mehr 
als bewährt. 

Die kriminologische Forschung 
bezeichnet „Korruption“ als Miss-
brauch eines öffentlichen Am-
tes, einer Funktion in der Wirt-
schaft oder eines politischen Man-
dats mit dem Ziel, einen Vorteil für 
sich oder einen Dritten zu erlan-
gen. Korruption ist undurchsich-
tig wie die Strukturen, in denen sie 
gedeiht. Das Dunkelfeld ist sehr 
hoch. Die strafrechtlichen Ermitt-
lungen sind deshalb auch von ver-
schiedenen praktischen Schwie-
rigkeiten geprägt. Ein Taterfolg ist 
nicht ohne weiteres sichtbar, die 
Täter agieren in nach Außen ab-
geschotteten Bereichen, gehen 
taktisch überlegt vor und bemü-
hen sich im besonderen Maße um 
Verdunkelung ihrer Handlungen. 

Ressortübergreifend 
gegen Korruption

In der Nacht zum 9. September 2006 legten unbe-
kannte Täter auf dem Gelände der Firma MÄRKA 
GmbH in Eberswalde mehrere, mit Zeitzündern 
präparierte Brandsätze unter dort geparkten LKW 
der Firma ab. Die Brandsätze setzten jedoch nicht 
um und wurden am darauffolgenden Morgen durch 
Firmenmitarbeiter entdeckt. 
Zu der linksextremistisch motivierten Tat bekannten 
sich sogenannte „Autonome Gruppen“, welche in ver-
öffentlichten Bekennerschreiben als Begründung die 
Aktivitäten der Firma MÄRKA im Bereich „gentech-
nikveränderte Pflanzen in der kommerziellen Land-
wirtschaft“ im Speziellen sowie „globalisierungs- und 
kapitalismuskritische Themen“ im Allgemeinen an-
führten. Aufgrund der weiterhin geknüpften Begrün-
dungszusammenhänge mit dem zur gleichen Zeit an-
stehenden Weltwirtschaftsgipfel G7 (2007 in Heili-
gendamm) wurde die Tat mit weiteren, bundesweit er-
folgten und ähnlich begründeten Anschlägen in 
Zusammenhang gebracht und bei der Generalbundes-
anwaltschaft (GBA) in einem Sammelverfahren bear-
beitet. Die Sachbearbeitung erfolgte durch die betrof-
fenen Landeskriminalämter (LKÄ) sowie dem Bun-
deskriminalamt (BKA).

Fuhrpark der 
Firma Märka 
(oben)

Gesicherter 
Brandsatz 
unter dem 
Fahrzeug des 
Futtermittel-
herstellers

Brandanschlag 
auf Kraftmittel
firma Märka

Zum Teil verfügen sie über erheb-
liche materielle und gesellschaft-
liche Machtstellungen. Überdies 
fehlt es am „klassische Opfer“, das 
nach der Tat als Zeuge zur Verfü-
gung steht und darüber hinaus ein 
Interesse an der Tataufklärung hat. 
Korruptionsstraftaten sind deshalb 
kaum mit den herkömmlichen Er-
mittlungsmethoden aufzudecken.

Seit Gründung im Jahr 2005 hat 
die GEG Korruption rund 2.800 
Korruptionsstraftaten verfolgt. Ca. 
24 Prozent, damit ein vergleichs-
weise sehr hoher Prozentanteil, en-
deten für die Tatverdächtigen mit 
repressiven Konsequenzen (Verur-
teilung, Strafbefehl, Geldauflage). 
Darüber hinaus flossen mehrere 
Millionen Euro in die Landeskasse 
(Geldauflage, Unternehmensgeld-
buße und Verfall von inkriminier-
ten Vermögenswerten). 

Herausragende Fälle, wie am 
Flughafen Berlin Brandenburg, bei 
den Stadtwerken Brandenburg an 
der Havel oder in Bezug auf Per-
sönlichkeiten des öffentlichen Le-
bens, zeigen, dass die Ermittlun-
gen trotz zunehmender Komple-
xität und Schwierigkeiten erfolg-
reich geführt werden können. 

Neben repressiven Maßnahmen 
kommt korruptionspräventiven 
Maßnahmen im Land Branden-
burg ein hoher Stellenwert zu. Das 
Thema wird regelmäßig in Fort-
bildungsveranstaltungen und In-
House-Seminaren vertieft. Damit 
leistet die GEG Korruption einen 
wesentlichen Beitrag zur Korrupti-
onsprävention, welche als gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe anzuse-
hen ist.

Andreas Käppel
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kauft wurde. Letztlich wurde eben-
falls im Juli 2009 bei einem weite-
ren vereinbarten Scheinkauf weite-
re 12 Kilogramm Sprengstoff (TNT) 
aus dem zweiten Weltkrieg sicher-
gestellt, ein Erddepot mit weiterem 
Sprengstoff und Bodenfunden aus-
gehoben und mehrere Festnahmen 
durchgeführt. Ein Teil der Beschul-
digten ließ sich geständig ein. Dies 
ist vermutlich auch ein Grund da-
für, dass die drei Haupttäter jeweils 
zu einer Haftstrafe von zwei Jahren 
auf Bewährung verurteilt wurden.

LKA 320 – Dezernat 
Zentrale Ermittlungen

Ermittlungen der damaligen Ab-
teilung Organisierte Kriminalität 
des Landeskriminalamtes (LKA) 
in einem Betäubungsmittelver-
fahren in Frankfurt (Oder) er-
brachten Erkenntnisse zu mehre-
ren sog. Bodenfund-Suchern aus 
dem Raum Frankfurt (Oder) – 
Beeskow – Halbe. 

Eine erste Durchsuchung An-
fang 2008 führte u. a. zum Auffin-
den von zwei Kilogramm Spreng-
stoff in Form von Pionierladungen 
sowie zur Sicherstellung diverser 
Datenträger. Da ein Teil der Täter 
der rechtsextremistischen Szene 
zugeordnet werden konnte, wur-
den die weiteren Ermittlungen we-
gen Verstoß gegen das Waffenge-
setz, Kriegswaffenkontrollgesetz, 
Sprengstoffgesetz und diversen 
Propagandadelikten durch die Ab-
teilung Staatsschutz übernommen. 
Eine erste Datenauswertung ergab, 

2007
2011

 ■ Zentrale Aufgaben
 ■ Zentrale Ermittlungen
 ■ Zentraler Staatsschutz und Terrorismusbekämpfung
 ■ Kriminalwissenschaftliches Zentrum
 ■ Spezialeinheiten Einsatz und Ermittlungsunterstützung
 ■ Kriminaltechnisches Institut

Bodensucher handeln 
mit Sprengstoff

Sicherstellung 
von Waffen, 
Munition sowie 
Ausrüstungs-
gegenständen 
aus dem 2. 
Weltkrieg bei 
Personen der 
rechten Szene

Gemäß der Kriegsgräberstät-
tenverordnung sind die Suche 
und das Bergen von Kriegsto-
ten, Uniformen, Nachlassge-
genständen und militärischem 
Gerät verboten.

dass die Personengruppe bestehend 
aus insgesamt sieben Personen re-
gelmäßig in der Region Halbe nach 
Waffen, Sprengstoff und national-
sozialistischen Devotionalien wie 
Orden, Erkennungsmarken und 
Abzeichen aus dem 2. Weltkrieg 
suchte und diese über verschiedene 
Internetplattformen verkaufte. Da-
bei handelten die Personen teilwei-
se gemeinsam oder auch allein. Ei-
ner der Täter veranstaltete unregel-
mäßig Treffen der rechtsextremisti-
schen Szene, fast alle Täter besaßen 
diverse Devotionalien aus der Zeit 
des Dritten Reichs. Durch das LKA 
300 wurden weitere Ermittlungen 
auch mittels Telefonüberwachung, 
Observationen und dem Einsatz 
von verdeckten Ermittlern geführt. 
Die Ermittlungen führten zu einem 
Scheinkauf, bei dem im Juli 2009, 
ein Kilogramm Sprengstoff (TNT) 
in Form einer Pionierladung ange-
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Der Einsatz 
eines Baggers 
ist erforderlich.

Eine von 16 
Schürfungen 
auf dem Ge-
lände des Kies-
sandtagebaus 
in Schilda-
Trö bitz

Die Kies-
grubenaffäre

Tonne Abfall würden die Sanierungskosten im vorlie-
genden Fall ca. 20 Millionen Euro betragen.

Das Landgericht in Cottbus verurteilte den eins-
tigen Firmenchef zu einem Jahr und neun Monaten 
Haft auf Bewährung. Der mitangeklagte ehemalige 
Betriebsleiter wurde freigesprochen.

Nach Revision der Staatsanwaltschaft wurde das 
Urteil bezüglich beider Angeklagter aufgehoben und 
durch den Bundesgerichtshof zur erneuten Verhand-
lung an das Landgericht Cottbus zurückgewiesen. Im 
vorliegenden Fall müsse durch das Landgericht ge-
nauer geklärt werden, ob die Einbringung des Klär-
schlammkomposts durch die Firma wirklich der Ab-
fallbeseitigung diente oder ob es sich dabei nicht um 
eine Form der Abfallverwertung handelte. Was be-
deuten würde, dass die Verfüllung des Komposts aus 
dem Grund der Wiedernutzbarmachung der Oberflä-
che des Tagebaus geschah. Das Urteil vom Landge-
richt steht dazu noch aus.

Tanja Staude

Schilda-Tröbitz
Die Entsorgung von Abfall ist ein Milliardengeschäft 
und so lukrativ, dass es Kriminelle anzieht wie sonst 
nur Glücksspiel, Zuhälterei und Drogenhandel. Die 
Gewinne sind verführerisch, die Auswirkungen für 
Natur und Umwelt gravierend. Das folgende Ermitt-
lungsverfahren aus dem Bereich der Umweltkrimi-
nalität ist nur ein Beispiel, dessen Ausmaß illegaler 
Abfallentsorgung im Land Brandenburg und auch 
im bundesweiten Vergleich von besonderer Bedeu-
tung war. 

Im September 2008 wurde durch das Dezernat Wirt-
schafts-/Umweltkriminalität im LKA Brandenburg ein 
Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts der illega-
len Entsorgung von gefährlichen Abfällen gegen meh-
rere Beschuldigte einer Kompostierungsanlage einge-
leitet. Die Haupteinnahmequelle der Firma bestand in 
der Abnahme von Klärschlämmen aus Kläranlagen in 
ganz Deutschland. Die Klärschlämme wurden von der 
Firma kompostiert und anschließend zu einem gerin-
gen Teil weiterverkauft. Im Laufe der Ermittlungen be-
stätigte sich allerdings der Verdacht, dass im Zeitraum 
von Oktober 2001 bis November 2008 der überwie-
gende Teil des Komposts zum Kiessandtagebau in 
Schilda-Tröbitz im Landkreis Elbe-Elster transportiert 
und illegal eingebaut worden war. Durch die illegale 
Beseitigung des Abfalls und einer teureren Abrechnung 
von Entsorgungskosten erwirtschaftete der Firmen-
chef illegal einen Gewinn von über 3 Millionen Euro. 

Im Rahmen umfangreicher Durchsuchungsmaß-
nahmen wurden auf dem Gelände des Kiessandtage-
baus insgesamt 16 Schürfungen durchgeführt und 18 
Proben zur Bodenuntersuchung entnommen. 

Das mit der Begutachtung beauftragte Lausitzer-
Märkische Ingenieurbüro (LMI) stellte fest, dass ca. 
200.000 Tonnen Klärschlammkompost durch die Fir-
ma illegal in die Kiesgrube eingebaut worden waren. 
Dies entspricht vergleichbar dem zweimaligen Ge-
wicht der Golden Gate Bridge. Laut Zwischenbefund 
wies der Klärschlammkompost Rückstände von Mine-
ralölen und vereinzelt Schwermetallen auf. Die ölkon-
taminierten Klärschlämme sind demnach als gefährli-
che Abfälle einzustufen und stellen eine konkrete Ge-
fährdung für Boden und Grundwasser dar.

Die Sanierung der Kiessandgrube würde immen-
se Kosten verursachen. In Anbetracht einer durch-
schnittlichen Kostenberechnung von 104 Euro pro 
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grund der Schwere der Tat, der gewerbs- bzw. struktur-
mäßigen und länderübergreifenden Begehungsweisen 
einer zentralen Zuständigkeit bedarf. Darüber hinaus 
wurden und werden vereinzelt auf Sonderzuweisung 
weitere Straftaten des überaus breitgefächerten De-
liktsphänomens Umweltkriminalität übernommen. 
Dazu zählten u.a. Sachverhalte der Arzneikriminali-
tät (Fälschung von Medikamenten), des Bundesnatur-
schutzgesetzes (illegale Tötung von artengeschützten 
Tieren, wie Seeadler und Wolf) oder des Chemikalien-
gesetzes (u.a. ungenehmigter Umgang mit Asbest und 
künstlichen Mineralfasern).

Ermittlungen zu schwerer Umweltkriminalität und herausragenden gemeingefährlichen Straftaten

§ 307 StGB Herbeiführen einer Explosion durch Kernenergie

§ 309 StGB Missbrauch ionisierender Strahlen

§ 310 StGB Vorbereitung  eines Explosions- oder Strahlungsverbrechen

§ 311 StGB Freisetzen ionisierender Strahlen

§ 312 StGB Fehlerhafte  Herstellung einer kerntechnischen Anlage

§ 313 StGB Herbeiführen  einer Überschwemmung

§ 314 StGB Gemeingefährliche  Vergiftung

§§ 326/330 StGB      Besonders schwerer Fall einer Umweltstraftat

§ 327 StGB                Unerlaubtes Betreiben von Anlagen

§ 328 StGB                Unerlaubter Umgang mit radioaktiven Stoffen und anderen gefährlichen Stoffen und Gütern

§ 330 a StGB             Schwere Gefährdung durch Freisetzen von Giften

LKA 135 – Kriminal
kommissariat »Schwere 
Umweltkriminalität«

Originäre Zuständigkeit des Kriminalkommissariats 
„Schwere Umweltkriminalität“ nach Straftatbeständen

Ermittler 
Harry Jäkel 
auf einer il-
legalen De-
ponie (li.); 
Ralf Gutham-
mer bei Abfall-
vergrabungen 
in einer Kies-
grube (re.)

Das Landeskriminalamt Brandenburg ist die zen-
trale Fachdienststelle für die Bearbeitung von Um-
weltkriminalität. Im Kriminalkommissariat „Schwe-
re Umweltkriminalität“ werden seit dessen Einrich-
tung im Jahr 2012 neben Straftaten der Nuklearkri-
minalität schwerpunktmäßig Straftaten der Ab-
fallwirtschaftskriminalität bearbeitet.

Dies betrifft insbesondere das illegale Betreiben von 
Anlagen und den unerlaubten Umgang mit Abfällen. 
Hierbei handelt es sich vorrangig um qualifizierte Tat-
bestände des Umweltkernstrafrechts mit ausgepräg-
ten wirtschaftlichen Bezügen, deren Bearbeitung auf-
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stabenformen möglich. Da jedoch 
unterschiedliche Schreibbewegun-
gen gleiche Buchstabenformen her-
vorrufen können, lässt ein reiner 
Formenvergleich keine gerichtsver-
wertbaren Aussagen zu Urheber-
schaftszusammenhängen zu.

Aus diesem Grund ist als einzi-
ge Alternative die Sicherung der 
Schreibleistungen im Archiv der 
Stadt Lemberg beschlossen wor-
den. Danach wurde uns von der 
Zentralen Stelle mitgeteilt, dass 
von ukrainischer Seite keinerlei 
Gerätetechnik zur Verfügung ge-
stellt werden kann, so dass die da-
für erforderlichen Geräte und Ma-
terialien aus dem Labor des LKA 
BB mitgeführt werden mussten.

Nach Genehmigung des Rechts-
hilfeersuchens durch die Völker-
rechtliche Verwaltung der Ukraine 
am 17.11.2009 erfolgte die Geneh-
migung der Dienstreise nach Lem-
berg. Entsprechend der kurz vor 
der Dienstreise erfolgten Erst-Ak-
kreditierung mit definierten tech-
nischen Verfahren und dem 4-Au-
gen-Prinzip wurde entschieden, 
zwei Sachverständige in die Ukra-
ine zu entsenden. Vor der Dienst-
reise war eine Reihe von Vorbe-
reitungen zu treffen, wie z.B. Le-
seabschriften der Untersuchungs-
materialien, das Erstellen einer 
Inventurliste auf polnisch für die 
Grenzübergangskontrollen bis 
hin zur Beantragung von Reise-
pass und internationalem Führer-
schein. Für die Untersuchungen 
vor Ort wurde aus dem Labor des 
LKA Brandenburg entsprechen-
de Gerätetechnik als Basisausstat-
tung mitgeführt, wie ein Stereomi-
kroskop, ein ESDA (Elektrostati-
sches Druckspurenabbildungsge-
rät), Kamera, Scanner, Laptop und 
Drucker.

ßungen. Kalymun emigrierte 1949 
aus München, wo sein letzter gesi-
cherter Aufenthaltsort in Deutsch-
land war, in die Vereinigten Staa-
ten. Von der amerikanischen Son-
derermittlungsbehörde (Office of 
Special Investigations, OSI) wur-
de ein Verfahren zur Aberkennung 
der amerikanischen Staatsbürger-
schaft betrieben. Gegenstand des 
Vorermittlungsverfahrens sind Tö-
tungshandlungen im Jahre 1942 
in der Stadt Lemberg. Das um-
strittene handschriftlich gefertigte 
Schriftstück belegt dieses. In die-
sem Schreiben heißt es: 

„Ich Kalymun Iwan vom V. 
Kommissariat der ukrainischen 
Polizei habe während der Juden-
aktion im Dienst am 14.8.1942 
um 19:00 Uhr die Waffe einge-
setzt und vier Stück Munition 
verbraucht, wobei ich eine Per-
son verletzt und eine getötet ha-
be.“ (Unterschrift)

Da die handschriftlichen Bele-
ge nahezu das einzige Beweismit-
tel darstellten, wurde der schrift-
vergleichenden Untersuchung von 
der Zentralen Stelle ein sehr hoher 
Stellenwert beigemessen.

Erst nach Zusage zur Amtshil-
fe durch das LKA Brandenburg er-
ging durch die Zentrale Stelle die 
Mitteilung, dass sich die Originale 
der zu untersuchenden Dokumen-
te im staatlichen Archiv der Stadt 
Lemberg befinden und die ukraini-
schen Behörden nicht bereit seien, 
diese nach Deutschland zu über-
senden. 

Die alleinige Begutachtung von 
Nicht-Originalen bietet nur stark 
eingeschränkte Untersuchungsmög-
lichkeiten, da Manipulationsmerk-
male nicht festgestellt werden kön-
nen. Zudem ist anhand von Kopien 
allenfalls ein Vergleich von Buch-

Im Oktober 2009 erhielten wir ei-
nen Anruf von der Zentralen Stel-
le der Landesjustizverwaltungen 
zur Aufklärung nationalsozialis-
tischer Verbrechen (im weiteren 
Zentrale Stelle) mit der Bitte um 
Begutachtung von Schreibleis-
tungen in kyrillischer Schrift. 

Der Fall sei ähnlich dem im 
gleichen Jahr bekannt geworde-
nen Fall Demjanjuk. Der gebürti-
ge Ukrainer John Demjanjuk soll 
1943 als sogenannter Trawniki – 
ein von der SS zwangsverpflichte-
ter Osteuropäer – ein halbes Jahr 
an der Ermordung von mindes-
tens 28.060 Juden im deutschen 
Vernichtungslager Sobibor in Po-
len beteiligt gewesen sein. Demjan-
juk, inzwischen 91 Jahre alt, wur-
de im Mai 2011 durch das Landge-
richt München zu einer fünfjähri-
gen Haftstrafe verurteilt.

Der Kontakt im neuerlichen Fall 
kam auf Empfehlung des LKA Ba-
den-Württemberg zustande, da dort 
kein Schriftsachverständiger hin-
reichende Erfahrungen mit der Be-
gutachtung von kyrillischen Schrei-
bleistungen hatte. Die besondere 
Problematik bei der Beurteilung 
von ausländischen Schreibleistun-
gen liegt darin, dass der Schrifturhe-
ber das Schreiben nach einer ande-
ren als der hier geläufigen Schulaus-
gangsschrift erlernt hat.

Zu begutachten waren kyrilli-
sche Schreibleistungen, die von 
Iwan Kalymun herrühren sollten. 
Kalymun soll nach Erkenntnissen 
der Zentralen Stelle von 1941 bis 
1944 Mitglied der ukrainischen 
Hilfspolizei gewesen sein, zu deren 
Aufgaben die Bewachung des Lem-
berger Judenghettos gehörte. Sie 
halfen bei der Räumung der Ghet-
tos, der Deportation der Juden und 
beteiligten sich an Massenerschie-

Begutachtung ausländischer 
Schreibleistungen

➞
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Diese und die Auswertung der 
erhobenen Befunde erfolgten dann 
im LKA in Eberswalde (Abb. 3   4  
5  6  7  ).

Im Ergebnis der schriftverglei-
chenden Untersuchungen wur-
de geschlussfolgert, dass zwischen 
den strittigen Textschreibleistun-
gen und den in kyrillischer Schrift 
geschrieben Vergleichsschreibleis-
tungen mit hoher Wahrscheinlich-
keit Urheberidentität besteht und 
zwischen der strittigen Unterschrift 
und den in kyrillisch geschriebenen 
Vergleichsunterschriften eine Ur-
heberidentität nicht auszuschlie-
ßen ist.

Noch vor Gutachtenerstattung 
hatten wir die Möglichkeit, Akten-
einsicht bei der Staatsanwaltschaft 
München, Landgericht II, zu neh-
men. In den Akten befand sich der 

druckspuren festgestellt, die mit 
dem bloßen Auge und im Schräg-
licht nicht zu erkennen sind. Der-
artige Spuren, auch blinde Druck-
rillen genannt, entstehen bei der 
Beschriftung von Schriftträgern im 
Stapel. Im vorliegenden Fall konn-
ten diese bereits vor Ort dem Di-
rektor des Archivs zugeordnet wer-
den.

Anschließend wurden alle Un-
terschriften und Textschreibleis-
tungen graphisch analysiert und 
die Analysen durch die beiden 
Sachverständigen gegenseitig ge-
prüft. Ziel war es, möglichst alle 
Merkmale in der kurzen Zeit (zwei 
Arbeitstage) zu erheben, um ei-
ne geeignete Basis für die weiteren 
vergleichenden Untersuchungen 
zu schaffen.

Im Archiv der Stadt Lemberg 
erfolgten die vor Ort möglichen 
Untersuchungen und deren Do-
kumentationen, wobei unter La-
borbedingungen selbstverständ-
lich mehr möglich gewesen wäre, 
wie z. B. Schreibmittelanalyse und 
umfassende Schriftträgeruntersu-
chung (Abb. 1  ).

Fraglich waren handschriftliche 
Schreibleistungen auf einem Blatt, 
ca. 21 x 17 cm, überschrieben mit 
„Звіт.“ (Zwit.) und unterschrieben 
mit „IвКалимун“ (IwKalymun), da-
tiert auf den „14.VIII.42“ (Abb 2  ).

Als Vergleichsmaterial standen 
verschiedene Schriftstücke mit 
Textschreibleistungen und Unter-
schriften sowohl im kyrillischen 
als auch im lateinischen Schriftzei-
chensystem zur Verfügung.

Im Rahmen der ersten Besich-
tigung des Originals der strittigen 
Schreibleistungen wurde zunächst 
geprüft, ob es sich tatsächlich um 
altes Papier handelt. Im Ergebnis 
dessen konnten keine optischen 
Aufheller festgestellt werden.

Mittels elektrostatischem Druck-
spurenabbildungsgerät wurden auf 
dem Schriftträger der umstrittenen 
Schreibleistungen latente Durch-

1

2
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Hinweis, dass ein kriminaltechni-
scher Sachverständiger für Urkun-
den vom US-Secret-Service zu dem 
Ergebnis kam, dass „ … kein Zwei-
fel daran besteht, dass diese Do-
kumente aus dem fraglichen Zeit-
raum stammen.“ Ein Gutachten, 
welches diese Aussage belegt, be-
fand sich jedoch nicht in den Ak-
ten. Die in Lemberg gesicherten la-
tenten Druckrillen ließen sich ge-
nau den sichtbaren Schreibleistun-
gen auf einer Aktenseite zuordnen, 
die vom Direktor des Lemberger 
Archivs unterschrieben worden 
war. Damit war auch die Herkunft 
der latenten Durchdruckspuren 
eindeutig geklärt. An dieser Stel-
le sei angemerkt, dass wir in der 
täglichen Praxis auf vielen fragli-
chen Schriftstücken Spurensiche-
rungsvermerke sichtbar machen, 
die von Polizeibeamten stammen. 

Das eigentliche Ziel dieser Unter-
suchungen ist es jedoch, Hinweise 
auf vorangegangene Schreibakte 
zu sichern, die einen Hinweis auf 
den Täter geben können. Aus die-
sem Grund weisen wir gern bei je-
der sich bietenden Gelegenheit da-
rauf hin, dass Spuren niemals als 
Schreibunterlagen verwendet wer-
den sollen.

Das Gutachten wurde aufgrund 
der herausgehobenen Bedeutung 
des Falls besonders ausführlich er-
stattet. Es umfasste 26 Seiten und 
eine Bildanlage von 20 Seiten. 
Zur Anklageerhebung durch die 
Staatsanwaltschaft München kam 
es dennoch nicht mehr. Iwan Kaly-
mun verstarb am 26.09.2014.

Petra Materna, 
Mandy Drescher

Auszug aus 
graphischer 
Analyse 
und den Bild-
anlagen

3

4 5

6

7
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Die Auswahl zeigt, wie vielfältig Er-
eignisse mit einem Massenanfall an 
Toten sein können. Im Land Bran-
denburg steht zur polizeilichen Be-
wältigung derartiger Lagen u.a. die 
Sonderkommission für Katastro-
phenfälle des Landeskriminalam-
tes (SoKo Kat) zur Verfügung. Sie 
umfasst derzeit mehr als 200 frei-
willige und nebenamtlich tätige 
Mitarbeiter des LKA, aller vier Po-
lizeidirektionen sowie der Fach-
hochschule der Polizei (FHPol).

Die SoKo Kat wurde 2009 neu 
strukturiert, personell untersetzt, 
ausgerüstet und fortgebildet. So 
findet jährlich seit 2009 nach orga-

Sonderkommission für den 
Katastrophenfall (SoKo Kat)

1948 Chemieunfall in Ludwigshafen, 207 Tote

1951 Explosion / Brand auf einem Fahrgastschiff, Berlin, 
mindestens 30 Tote

1977 Explosion in der Garnision Dannenwalde bei Gran-
see, geschätzte 70 Tote

1996 Brand auf dem Flughafen Düsseldorf, 17 Tote 

1998 Zugunglück in Eschede, 101 Tote

2002 Zusammenstoß zweier Flugzeuge 
bei Überlingen, 71 Tote

2008 Busunfall bei Hannover, 20 Tote

2016 islamistisch motivierter Terroranschlag 
in Berlin, 12 Tote

nisatorischer Vorbereitung durch 
die FHPol mit in- und externen 
Referenten der einwöchige Grund-
lehrgang der Soko Kat an der FH-
Pol statt. Die Aufgaben der SoKo 
Kat sind das Bergen und Asservie-
ren von Toten und Streugut, die 
zweifelsfreie Identifizierung der 
Opfer (nach internationalem Stan-
dard) sowie die Erhebung des ob-
jektiven Tatortbefundes.

Im Einsatzfall, in Frage kommen 
hier Großschadenslagen, Anschlä-
ge oder Amokläufe,  ist die SoKo 
Kat als Unterabschnitt Teil des Ein-
satzabschnittes Ermittlungen in ei-
ner Besonderen Aufbau Organisati-
on. In diesen Fällen sondieren Mit-
glieder des Vorauskommandos der 
Führungsgruppe der SoKo Kat am 
Ereignisort die Lage und bereiten so 
unmittelbar deren Einsatz vor. Die 
Führungsgruppe soll im Einsatz ih-
re Befehlsstelle in der nächstgelege-
nen Polizeiinspektion oder ande-
ren Polizeidienststelle beziehen. 
Unmittelbar am Ereignisort werden 
die Arbeitsbereiche Schadensort 
und Bergung tätig. Der Arbeitsbe-
reich Identifizierung wird regelmä-
ßig in den Räumen der Rechtsmedi-
zin zum Einsatz kommen (im Land 
Brandenburg oder bei Erforderlich-
keit auch in Berlin). 

Seit 2013 erfolgen jährliche Voll-
übungen zur Überprüfung der Ein-
satzfähigkeit der SoKo Kat: 

■■ Am 06.06.2013 auf dem Feuer-
wehr-Gelände des Flughafens 
Schö nefeld unter dem Namen 
„Flugunfall 2013“. Angenomme-
ne Ausgangssituation war der 
Flugunfall eines Zubringerflug-
zeuges, wobei alle Insassen ums 
Leben kamen. Die Darstellung 
des Schadensortes und der Opfer 
gelang den Mitarbeitern authen-

tisch, u. a. mit Hilfe von Dummies 
eines „Film-Studios“, 10 Litern 
Ketchup und Kakao sowie der 
vom DRK gestellten Bekleidung. 
■■ Am 23.10.2014 auf einem ehe-
maligen Kasernengelände in 
Damsorf bei Kloster Lehnin. 
Übungsszenario von „Fund 2014“ 
war die Explosion von  Spreng-
stoff, welcher durch Militaria-
Sammler aus gesuchter und ge-
fundener Weltkriegsmunition 
(Panzer- bzw. Sprenggranaten 
für die PAK 43) entnommen und 
mit der dann unsachgemäß han-
tiert worden war.
■■ Die 3. Übung „Intox 2015“ fand 
am 15.10.2015 auf dem Gelände 
des PCK-Raffinerie in Schwedt/
Oder statt. Das Szenario bein-
haltete den Austritt von Chlor-
gas in einem Chemielabor mit 
toxischer-letaler Wirkung auf die 
Mitarbeiter.
■■ 2016 wurde erstmals ein An-
schlagsszenario inszeniert. Die 
Übung „Kolonne 2016“ fand am 
11.10.2016 auf dem Gelände des 
Truppenübungsplatzes Lehnin 
statt. Angenommene Ausgangs-
situation war die Anwendung ei-
ner automatischen Schnellfeuer-
waffe auf eine Fahrzeugkolonne. 
Weiterhin wurde angenommen, 
dass ersteinschreitende Poli-
zeibeamte einen Täter final be-
kämpfen konnten. Der 2. Täter 
(eigentlich Täterin) zündete da-
raufhin einen Sprengsatz, wobei 
sie selbst und weitere zufällige 
Opfer getötet wurden. Insgesamt 
gab es neben den beiden Tätern 
weitere 13 getötete Opfer.

Bei allen Übungen erfuhr die 
Leitung der SoKo herausragende 
Unterstützung bei den hoch en-
gagierten Übungsteilnehmerinnen 

Übung in 
Schönefeld 
(oben) 
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Ein in Biesenthal (Landkreis Barnim) wohnender deutscher 
Staatsbürger wurde am 09.06.2008 auf dem Flughafen in Rio de 
Janeiro bei seiner versuchten Ausreise mit vier Kilogramm Ko-
kain im Gepäck festgenommen. An dieser Stelle begannen die 
umfangreichen Ermittlungen der Beamten der Gemeinsamen 
Ermittlungsgruppe Rauschgift (GER) gegen eine international 
agierende Tätergruppierung. 

Im Ergebnis dieser Ermittlungen konnte dieser Tätergruppie-
rung seit November 2007 bis September 2008 der Schmuggel von 
insgesamt 30 Kilogramm Kokain von Südamerika nach Europa 
nachgewiesen werden. Kopf dieser Gruppierung war ein 58-jäh-
riger Kaufmann aus Nordrhein-Westfalen.

Dieser Hauptbeschuldigte verbüßte zuvor wegen Drogenhan-
dels eine mehrjährige Haftstrafe in Großbritannien und lernte im 
britischen Gefängnis einen aus Hennigsdorf stammenden Lands-
mann kennen, mit dem er zusammen Pläne für die Zeit nach ihrer 
Haftentlassung schmiedete. Als beide aus der Haft entlassen wur-
den, fungierte der aus Hennigsdorf stammende Täter im Auftrag 
des Westfalen anfangs als Kokainkurier. Er reiste nach Brasilien 
und schmuggelte in einem doppelten Kofferboden Kokain nach 
Deutschland. Dieses Kokain wurde in Deutschland gestreckt und 
mit dem Reisebus nach Großbritannien verbracht. Hintergrund 
der Einfuhr nach Großbritannien war der doppelt so hohe Ver-
kaufspreis. In der Folge wurden durch die Tätergruppierung meh-
rere Kokainkuriere angeworben. Dabei beschränkte man sich vor 
allem auf ältere und unauffällige Personen ohne Vorstrafen. Unter 
diesen Kurieren befand sich ebenfalls ein 70-jähriger Deutscher, 
der auf dem Flughafen in Paris mit zehn Kilogramm Kokain im 
Reisegepäck festgenommen wurde.

Am 23.09.2009 vollstreckten Beamte der GER insgesamt 13 
Durchsuchungsbeschlüsse in den Bundesländern Brandenburg, 
Berlin, Nordrhein-Westfalen, Bayern und im Königreich der Nie-
derlande. Dabei wurden zeitgleich acht deutsche Staatsbürger im 
Alter von 18 bis 58 und ein in 
Amsterdam lebender Staatsbür-
ger der Elfenbeinküste festge-
nommen. Neben mehreren tau-
send Euro Bargeld konnten di-
verse beweiserhebliche Unterla-
gen sichergestellt werden. 

Der Haupttäter wurde zu ei-
ner 9-jährigen Haftstrafe verur-
teilt.     

André Frölich

»Abidjan«
Ermittlungs-
kommission

und -teilnehmern, darüber hinaus 
insbesondere bei den Kolleginnen 
und Kollegen der Technischen Ein-
satzeinheit. Jede Übung für sich of-
fenbarte eine Vielzahl von Schnitt-
stellen und Problemen, die alleine 
durch Planübungen nicht offen-
sichtlich geworden wären. Grund-
sätzlich darf jedoch angenommen 
werden, dass die Polizei Branden-
burg im Falle eines Massenanfalls 
an Toten auf eine geübte SoKo 
Kat zurückgreifen kann. Nichts-
destotrotz ist es klar, dass ange-
sichts der Komplexität solcher La-
gen, der Bund und die Länder zu-
nehmend ihre Ressourcen aufein-
ander abstimmen werden. Unter 
dem Stichwort Ressourcen, Erfah-
rung und mögliche Unterstützung 
nimmt naturgemäß das BKA mit 
der Identifizierungskommission 
(IDKO) und der Tatortgruppe eine 
herausragende Stellung ein.   

 
Ralf Gebhard

Arbeit im Lage-
raum des LKA 
(oben); Kräfte 
im Einsatz (un-
ten)
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Im Jahr 2009 erhielten Ermittler des Dezernates „Organisierte Kriminalität“ des 
LKA Brandenburg Hinweise auf eine Tätergruppierung, die den Versuch unter-
nahm, Betäubungsmittel illegal über den Seeweg nach Deutschland zu verbrin-
gen.

Der Totalverlust des Bootes „Facelift“ vor der kubanischen Küste ließ dieses Vor-
haben allerdings scheitern. Bevor sich die Beschuldigten 2010 erneut zum Ziel setz-
ten, Kokain aus der Karibik nach Deutschland einzuführen, bedurfte es einer neu-
en hochseetauglichen Segelyacht.  Durch den Erlös aus einem Körperschmuggel 
von 2.300 g Kokain gelang es der sechsköpfigen Tätergruppierung, ein gebrauch-
tes Segelboot sowie den Ankauf weiteren Rauschgifts zu finanzieren. Die in Flori-
da erworbene Segelyacht „Wanderlust“ stach am 21.05.2010 von Aruba aus in See. 
An Bord befanden sich zwei der Beschuldigten und ca. 14 Kilogramm Kokain, die 
zuvor auf der Insel käuflich erworben wurden. Nach Zwischenstopps auf den Azo-
ren und in Amsterdam, erreichten die Täter nach zirka sieben Wochen den Ziel-
ort Cuxhaven. Kurz nach dem Einlaufen im Hafen wurden die Segler sowie weite-
re Beschuldigte durch Beamte des LKA festgenommen. In den Gerichtsverfahren 
erhielten die Angeklagten Haftstrafen zwischen sechs Jahren und einem Jahr und 
sechs Monaten.

Tanja Staude

»Blaubär«
Ermittlungs-
verfahren

Kokainversteck 
hinter einer 
Regalverkleidung 
in der Kajüte

Die Segelyacht 
„Wanderlust“ am 
Zielort in Cuxha-
ven nach der 
Festnahme der 
Täter (links)

Die sicherge-
stellte Kokain-
menge von ca. 
14 Kilogramm. 
Der damalige 
Verkaufswert 
lag bei 35.000 
Euro pro Kilo-
gramm (unten).
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fahren eingestellt. Gegen den An-
stifter wurde vor dem Amtsgericht 
Zossen Anklage wegen Anstiftung 
zur Brandstiftung erhoben. Er wur-
de rechtskräftig zu einer Freiheits-
strafe von drei Jahren und acht Mo-
naten verurteilt.

LKA 320 – Dezernat 
Zentrale Ermittlungen

Hintergrund der für Ende Janu-
ar 2010 geplanten Gedenkveran-
staltung anlässlich des „Weltholo-
caust-Gedenktages“, thematisiert 
worden war. Im Juli 2010 wurden 
gegen die beiden Jugendlichen vor 
dem Amtsgericht Zossen die Urtei-
le gesprochen. Gegen den jugend-
lichen Haupttäter und den zweiten 
jugendlichen Täter wurde das Ver-

Am 22. Januar 2010 verübten drei 
Täter einen Brandanschlag auf 
das „Haus der Demokratie“ in 
Zossen. 

Im Rahmen der Ermittlungen 
wurde bekannt, dass der Brandan-
schlag durch Mitglieder bzw. Sym-
pathisanten der örtlichen rechts-
extremistischen Szene bereits seit 
Längerem, insbesondere vor dem 

Die Beschuldigten betrieben das im Internet abrufba-
re rechtsextremistische Internetradio „Radio Kaffee-
braun“ und moderierten dort Sendungen mit straf-
rechtlich relevanten Inhalten. Die insgesamt elf Be-
schuldigten waren über das gesamte Bundesgebiet 
verteilt und kannten sich teilweise ausschließlich über 
das Internet. Sie überwiesen zur Finanzierung der Ra-
dio-Website einen monatlichen Beitrag auf das Pay-
Pal-Konto des Hauptbeschuldigten, damit wurde der 
Internetstream eines amerikanischen Anbieters be-
zahlt. Die Moderatoren des „Radios Kaffeebraun“ be-
nutzten Nicknames wie z.B. „Arischer Kämpfer“, 
„Walküre1488“ oder „Die Fürstin der Finsternis“. 

Parallel wurde ein weiteres Ermittlungsverfahren 
gegen drei Moderatoren/Administratoren des „Radios 

Brandanschlag auf das »Haus 
der Demokratie« in Zossen

Kaffeebraun“ wegen Bildung einer kriminellen Ver-
einigung geführt. Sie planten wegen Unzufriedenheit 
mit den Zuständen beim „Radio Kaffeebraun“ die Ein-
richtung eines neuen rechtsextremistischen Internet-
radios mit dem Namen „Radio Goebbelsschnauze“. 
Sie tätigten dazu bereits umfangreiche Arbeiten. Nach 
strafprozessualen Maßnahmen (Telefonüberwachun-
gen, Durchsuchungen) wurden die Hauptbeschuldig-
ten vorläufig festgenommen und legten umfangreiche 
Geständnisse ab, anschließend wurde das „Radio Kaf-
feebraun“ abgeschaltet und die Dateien für das „Radio 
Goebbelsschnauze“ vernichtet. Die Beschuldigten er-
hielten Strafbefehle.

LKA 320 – Dezernat Zentrale Ermittlungen

Radio Kaffeebraun

Überreste 
des „Hauses 
der Demo-
kratie“ nach 
der Brandstif-
tung im Januar 
2010
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Rathenow, 16. März 2010 – im 
Rahmen von Verkehrskon-
trollmaßnahmen in direkter 
Umgebung einer großen Ge-
werbehalle erregte der auffäl-
lige und intensive Cannabis-
geruch in Gebäudenähe die 
Aufmerksamkeit eines Poli-
zeibeamten. 

Abgedunkelte Scheiben, Lüf-
 tungsklappen und Kompost-
abfälle hinter der Immobilie 
bekräftigten den Verdacht ei-
ner Indoor-Plantage. Nach 
Einholung eines richterlichen 
Beschlusses erfolgte noch am 
gleichen Abend die Durchsu-
chung des Gewerbegrund-
stücks. Dabei konnte in der betreffenden Lagerhalle 
eine professionell betriebene und zugleich eine der 
größten Cannabis-Plantagen Brandenburgs mit insge-
samt 2.797 Marihuana-Pflanzen sichergestellt wer-
den.

Der unmittelbare Einsatz der Mitarbeiter des Kom-
missariats Vermögensabschöpfung am LKA Branden-
burg ermöglichte kurze Zeit darauf die erfolgreiche Si-
cherung von inkriminierten Vermögen in einem Aus-
maß, welches in Brandenburg bis dahin einmalig war. 
Die seit Juni 2009 aus dem illegalen Rauschgifthan-
del erlangten Vermögensvorteile wurden auf deutlich 
über 800.000 Euro berechnet, die es vorläufig zu si-
chern galt. Das Amtsgericht Potsdam erließ darauf-
hin einen dinglichen Arrest in Höhe von 824.250 
Euro, der durch die Pfändung entsprechender Ver-
mögens- und Sachwerte bei den Hauptbeschuldig-
ten vollstreckt wurde. Beim Boots- und Yachthandel 
des tatverdächtigen Hallenmieters in Fohrde gelang 
es insgesamt zehn große Motoryachten, zwei Porsche 
Boxster sowie einen Aston Martin im Gesamtwert von  
400.000 - 500.000 Euro sicherzustellen. 

Die beiden Hauptbeschuldigten wurden später vom 
Amtsgericht Potsdam zu Freiheitsstrafen von 4 Jahren 
und 6 Monaten bzw. 3 Jahren verurteilt.

Tanja Staude

»Fohrde«
Ermittlungs-
verfahren

Hochwertige 
Fahrzeuge wer-
den durch das 
LKA sicherge-
stellt. (oben)

Die zur illega-
len Cannabis-
aufzucht ge-
nutzte Gewer-
behalle (Mitte)

Boote aus dem 
Yachthandel 
des Hauptbe-
schuldigten 
(unten)
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2010 gelang es der Gemeinsamen Ermitt-
lungsgruppe (GEG) Berlin-Brandenburg 
eine größere organisierte Bandenstruktur 
aus der Republik Moldau zu zerschlagen, 
die für 150 Einbruchsdiebstähle in Woh-
nungen und Einfamilienhäuser in Berlin 
und Brandenburg verantwortlich war. 

Die Einbrüche erfolgten meist in den 
Abendstunden der Werkstage zwischen 17 
und 21 Uhr, wobei auch relativ kurzfristige 
Abwesenheiten der Hauseigentümer durch 
die Täter ausgenutzt wurden. Die geführten 
Ermittlungen belegten, dass die Einbrecher 
durch Quartiergeber unterstützt wurden, die 
schnelle Rückzugsmöglichkeiten sowie Ge-
legenheiten zur Lagerung der Beute stellten. 
Während die eigentlichen Einbrecher häu-
fig wechselten, hielten sich die Personen, die 
für die Unterbringung und den Beutetrans-
port verantwortlich waren, längere Zeit in 
Berlin auf. Die Aufträge erhielten die Tä-
ter direkt aus dem Heimatland, wohin auch 
große Teile der Beute verbracht wurden.

Als besonders hilfreich erwies sich im 
Rahmen der Ermittlungen die gute polizei-
liche Zusammenarbeit mit dem Bundeskri-
minalamt und den Polizeibehörden in der 
Republik Moldau, da die Tatverdächtigen in 
Deutschland stets unter falschen Persona-
lien auftraten und schwer zu identifizieren 
waren. Die Täter befanden sich im Tatzeit-
raum zum Teil illegal in Deutschland oder 
hatten den Status eines Asylbewerbers inne. 
Bei den umfangreichen Durchsuchungs-
maßnahmen wurden neben zahlreichen 
Tatmitteln (Brechstangen, Schraubendre-
her etc.) große Mengen Diebesgut sicher-
gestellt. Darunter befanden sich vor allem 
Schmuck, Mobilfunkgeräte und Computer-
zubehör.

Das Landgericht verurteilte die Ange-
klagten unter erheblicher Berücksichtigung 
ihrer Geständnisse zu Freiheitsstrafen von 
bis zu drei Jahren und 10 Monaten.

Tanja Staude

Am 10.10.2011 wurde an der ICE-Bahnstrecke Ber-
lin – Hamburg im Bereich Brieselang ein Anschlag 
unter Verwendung von Brandsätzen (unkonventio-
nelle Spreng- und Brandvorrichtungen – USBV) 
verübt.

Unbekannte Täter verbauten zwei elektronisch 
zeitverzögerte Brandsätze in zuvor geöffnete Kabel-
schächte, welche beiderseits an den Bahngleisen ent-
lang führen. Ein Brandsatz setzte um und führte zu er-
heblichen Beschädigungen an den im Schacht liegen-
den Kabeln. In den darauffolgenden Tagen wurden 
an verschiedenen ICE-Strecken in Berlin und Bran-
denburg weitere baugleiche Brandsätze sichergestellt, 
welche zum Teil nicht umgesetzt hatten.

Im linksextremistischen Internetportal „linksun-
ten.indymedia“ wurde am gleichen Tag ein Selbstbe-
zichtigungsschreiben der Gruppe „Das Hekla-Emp-
fangskommitee – Initiative für mehr gesellschaftliche 
Eruptionen“ eingestellt. Diese bekannte sich aus An-
lass des zehnten Jahrestages des Afghanistankrieges 
zu Sabotagehandlungen an mehreren Kabelschäch-
ten der Bahn. Hekla ist ein isländischer Vulkan. Trotz 
umfangreicher Ermittlungen des LKA konnte bis zum 
heutigen Tage kein Täter ermittelt werden.

LKA 320 – Dezernat 
Zentrale Ermittlungen

Brandanschläge
auf Anlagen der 
Deutschen Bahn 

Die Gemeinsamen Ermittlungsgruppe 
(GEG) Berlin-Brandenburg

»Moldowan«

Ermittlungs-
komplex
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Aufgrund der Spurenlage am 
Tatort traten bereits während der 
Tatortarbeit Widersprüche zu den 
Aussagen des Fahrers auf. Es gab 
keine explosionstypischen Spuren 
und benzintypische Gerüche wa-
ren im Fahrzeuginnenraum, ins-
besondere im Bereich der Rück-
sitzbank wahrnehmbar. Weiterhin 
war der Verschlusszustand der hin-
teren Türen untypisch. Bei der de-
taillierten Fahrzeuguntersuchung 
vor Ort sowie an den folgenden Ta-
gen im LKA in Eberswalde, konn-
ten keine technischen Mängel oder 
Beschädigungen aufgefunden wer-
den, die eine Erklärung für die vom 
Fahrer beschriebenen Wahrneh-
mungen lieferten. 

Aufgrund der Widersprüche zwi-
schen der vorgefundenen Spurenla-
ge und den Aussagen, sowie der Wi-
dersprüche in den Aussagen selbst, 
wurde ein baugleiches Fahrzeug im 
Zusammenwirken mit dem LKA 
432 und dem LKA 411 experimen-
tell abgebrannt. Im Ergebnis des Ex-
periments konnten weitgehende 
Übereinstimmungen der Abbrand-
spuren sowie der Spurenlage am 
und um das Fahrzeug festgestellt 
werden, die wesentliche Aussagen 
des Beschuldigten wiederlegten.

Im Prozess verurteilte das Land-
gericht Potsdam den Vater der Kin-
der im Mai 2012 wegen Mordes aus 
niederen Beweggründen zu lebens-
langer Haft, stellte jedoch nicht – 
wie von der Staatsanwaltschaft ge-
fordert – die besondere Schwere 
der Schuld fest. Der Vater hatte vor 
Gericht gestanden, seine neun und 
zehn Jahre alten Töchter in einem 
Wald in der Nähe von Börnicke 
(Havelland) grausam getötet zu ha-
ben. Die Mädchen saßen in seinem 
Auto, standen unter Schlafmitteln 
und verbrannten bei lebendigem 
Leib. Die Tat geschah auf der 
Heimreise der Familie nach einem 
Ausflug in Deutschland. Hinter-
grund war ein Sorgerechtsstreit mit 
der Ex-Frau des Angeklagten, die 
als Nebenklägerin auftrat. 

Jörg Baumgarten

(ZKT) der PD Nord und der Tat-
ortdienst des LKA angefordert.

Der Verletzte gab während der 
Erstversorgung im Rettungswagen 
an, dass er die Autobahn verlassen 
hatte und sein Fahrzeug im Wald 
abstellte um zu schlafen. Hier-
bei fing der PKW plötzlich Feuer 
und explodierte. Auf den Rücksit-
zen saßen seine beiden Kinder, die 
im Fahrzeug verbrannten. Er hätte 
noch Rettungsversuche unternom-
men, musste diese jedoch aufgrund 
des Feuers aufgeben.

Nach Abstimmung erfolgte die 
Spurensicherung an den Leichen 
und der Umgebung des Tatortes 
durch ZKT, durch den Tatortdienst 
des LKA wurden die Untersuchun-
gen am Fahrzeug und zur Brandur-
sache geführt. Bei der Lagebeurtei-
lung waren von Beginn an möglichst 
alle Versionen zu berücksichtigen. 

Tatortdienst untersucht 
abgebranntes Fahrzeugs 
Um 04:22 Uhr am 12. August 2011 
ging beim Lagedienst in Potsdam 
ein Notruf ein, bei dem mitgeteilt 
wurde, dass sich an der B273 in 
Höhe Autobahnabfahrt Kremmen 
eine verletzte Person befindet. 

Der Verletzte selbst machte An-
gaben zu einem brennenden PKW 
im Wald, der bei der anschließen-
den Absuche auf einem Waldweg 
aufgefunden wurde. Im Innern des 
Wagens wurden zwei stark ver-
brannte Leichen festgestellt, die 
Körper befanden sich auf der Rück-
sitzbank eines ausgebrannten Su-
zuki Splash mit dänischem Kenn-
zeichen. Nach dem ersten Angriff 
durch die Mitarbeiter der Kriminal-
technik aus Nauen wurden Kräf-
te der Zentralen Kriminaltechnik 

Vater verbrennt 
Töchter im Auto

Vergleichsun-
tersuchung: 
das originale 
Fahrzeug nach 
der Tat (li.) – 
anhand eines 
baugleichen 
Modells (re.) 
werden die 
Aus  sagen des 
Täters über-
prüft.
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Seit 2007 befanden sich die „Frei-
en Kräfte Teltow-Fläming“ (FKTF) 
im Fokus der Sicherheitsbehör-
den. Polizei und Verfassungsschutz 
werteten die vorliegenden Er-
kenntnisse zur Vereinigung und 
deren Mitgliedern aus. 

Durch das Innenministerium, 
als zuständige Verbotsbehörde, 
wurde im Ergebnis festgestellt, 
dass die Aktivitäten und die ideo-
logische Prägung der Vereinigung 
FKTF den Strafgesetzen zuwider 
laufen und gegen die verfassungs-
mäßige Ordnung der Bundesrepu-
blik Deutschland verstoßen. 

Aus diesem Grund wurde die 
Vereinigung FKTF mit Verfü-
gung vom 21. März 2011 verboten 
und am 11. April 2011 vollzogen. 
Mehr als 175 Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamte vollzogen das 
Verbot. Dazu wurden 20 Objekte 
durchsucht, 19 davon in Branden-
burg und eines in Berlin.  Bei den 
Durchsuchungen wurden diver-
se Propagandamittel, eine Spreng-
vorrichtung, die Vereinskasse und 
einige Zufallsfunde sichergestellt. 

Die „Widerstandsbewegung in 
Südbrandenburg“ war im Juni 
2012 durch das Ministerium des 
Innern des Landes Brandenburg 
verboten und zugleich ihre Auflö-
sung verfügt worden, da sie sich ge-
gen die verfassungsmäßige Ord-
nung und den Gedanken der Völ-
kerverständigung richte. Mit Ver-
fügung des Bundesministeriums des 
Innern (BMI) wurde die rechtsext-
remistische Gruppierung „Wei sse 
Wölfe Terrorcrew“ (WWT) am 
16.03.2016 verboten.

Zeichen setzen – 
Vereinsverbote in Brandenburg

Brandenburger rechtsextremistische Vereinigungsverbote

1995 Direkte Aktion / Mitteldeutschland (JF)

1997 Kameradschaft Oberhavel

2005 Hauptvolk und Sturm 27

2005 ANSDAPO

2006 Schutzbund Deutschland

2010 Kameradschaft Märkisch-Oder-Barnim (KMOB)

Vereinsrechtliches Ermittlungsverfahren-

2011 Freie Kräfte Teltow-Fläming

2012 Widerstandsbewegung in Südbrandenburg

2016 Weisse Wölfe Terrorcrew (BMI)

§
§

§

Kameradschaft Oberhavel

§
§

§
§

§

§
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Arbeit 
im Verborgenen



77

25 JAHRE LKA BRANDENBURG

reiche Links, Ausländer sowie der 
Spionage/Proliferation erweitert.  
Am 15.11.2012 eröffnete der da-
malige Bundesinnenminister, Herr 
Dr. Friedrich, offiziell das GETZ.

Im GETZ sind derzeit 39 Be-
hörden vertreten, darunter alle 16 
Landeskriminalämter (LKÄ), das 
BKA, die Bundespolizei (BPOL), 
das Bundesamt für Verfassungs-
schutz (BfV), der Militärische Ab-
schirmdienst (MAD), der Bundes-
nachrichtendienst (BND) sowie 
die Generalbundesanwaltschaft 
(GBA).

Zur Strukturierung der engeren 
Zusammenarbeit im GETZ bilden 
die polizeilichen Behörden und 
der GBA eine Informations- und 
Auswertestelle (PIAS) sowie die 
nachrichtendienstlichen Behör-
den die Informations- und Aus-
wertestelle (NIAS). Zusätzlich un-
terstützt die Koordinierte Internet-
auswertung (KIA) mit Mitarbeitern 
des BKA, BfV und MAD, die Ar-
beit des GETZ. 

Matthias Raßmann

Als Konsequenz aus der Sachver-
haltsaufklärung im Zusammen-
hang mit der Organisation „Nati-
onalsozialistischer Untergrund“ 
(NSU) wurde im Dezember 2011 
das Gemeinsame Abwehrzen-
trum Rechtsextremismus/-terro-
rismus (GAR) eingerichtet. 

Der Dienstsitz wechselte im wö-
chentlichen Rhythmus zwischen 
dem Bundeskriminalamt (BKA) 
in Meckenheim und dem Bundes-
amt für Verfassungsschutz (BfV) in 
Köln.

Hauptziel der Einrichtung des 
Gemeinsamen Extremismus- und 
Terrorismusabwehrzentrums war 
die Verbesserung des Informati-
onsmanagements zwischen den 
Sicherheits-/Justizbehörden auf 
Landes- und Bundesebene. Rele-
vante Informationen werden dort 
unmittelbar und gemeinsam zeit-
nah gebündelt, verdichtet und be-
wertet.

Basierend auf den positiven Er-
fahrungen aus der Arbeit GAR 
wurden die dort praktizierten Ar-
beitsweisen auf die Phänomenbe-

Zehn Jahre lang gehörte auch die 
Abteilung „Spezialeinheiten und 
Spezialkräfte“ zum Landeskrimi-
nalamt Brandenburg. 2011 wurde 
dieser Bereich der Fachdirektion 
Besondere Dienste zugeordnet.
Angehörige der Spezialeinheiten 
und Spezialkräfte (SE/SK) bringen 
Sonder- und Spezialtechnik zum 
Einsatz, suchen gezielt nach ge-
fährlichen Straftätern, observieren 
Verdächtige und führen Festnah-
men von bewaffneten oder beson-
ders gewaltbereiten Personen 
durch. Sie verhandeln in gefährli-
chen Konfliktsituationen, schüt-
zen gefährdete Personen und sind 
bei Geiselnahmen, Entführungen, 
Erpressungen oder bei Demonstra-
tionen mit erheblichem Gefähr-
dungspotential im Einsatz.

Die große Anzahl besonders ge-
fährlicher Aufgaben setzt den Ein-
satz von speziell fortgebildeten, 
ausgerüsteten und hoch belastba-
ren Polizeivollzugsbediensteten 
vor aus. Neben dem Spezialeinsatz-
kommando (SEK) und dem Mobi-
len Einsatzkommando (MEK) ge-
hören auch

■■ Zielfahndung,
■■ Zeugenschutz,
■■ Verhandlungsgruppe, 
■■ Personenschutz, 
■■ Technische Einsatzgruppe, 
■■ Telekommunikationsüberwa-
chung, 
■■ Mobilfunkaufklärung, 

zu den Spezialeinheiten/-kräften 
in Brandenburg. 

Katrin Böhme

GETZ – Gemeinsames 
Extremismus und Terroris
musabwehrzentrum

Bundesinnen-
minister Dr. 
Friedrich mit 
dem Präsiden-
ten des Bun-
deskriminal-
amtes, Jörg 
Ziercke, und 
dem Präsiden-
ten des Bun-
desamtes für 
Verfassungs-
schutz, Dr. 
Maaßen, bei 
der Eröffnung 
des GETZ
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Im Oktober 2012 entwendeten polnische Täter drei 
Transporter von einem Firmengelände in Hopp-
egarten. In einem der Transporter befanden sich 
zwölf Särge mit Leichnamen, welche zum Kremato-
rium verbracht werden sollten. 

Es begann eine tagelange Suche der deutschen und 
polnischen Behörden. In diesem Zusammenhang fuh-
ren auch zwei Ermittler der damaligen Soko Grenze 
zur Unterstützung nach Poznan. Dort konnten, einen 
Tag nach dem Auffinden der leeren Fahrzeuge, in ca. 
100 Kilometern Entfernung die  verschlossenen Särge 
im Waldgebiet gefunden werden. Dies war für die ver-
zweifelten Angehörigen endlich die erlösende Nach-
richt. Die Formalitäten für eine rechtmäßige Rückfüh-
rung nach Deutschland wurden ebenfalls erledigt. 

Die Tat sorgte für sehr große Aufmerksamkeit in den 
Medien beider Länder als auch in der Politik. Die in-
tensiven länderübergreifenden Ermittlungen und die 
gute Zusammenarbeit führten zur Festnahme der Tä-
ter. Im Jahr 2013 erfolgte die Verurteilung von vier Tä-
tern zu je zwei und vier Jahren Haft. Mit internationa-
lem Haftbefehl bereits gesucht, konnte 2015 der Or-
ganisator des Diebstahls in Schweden festgenommen 
werden und erhielt fünfeinhalb Jahre Haft. Gegen das 
deutsche Bestattungsunternehmen wurde nach dem 
Vorfall wegen Betruges und Störung der Totenruhe er-
mittelt.

Am 14.05.2012, gegen 03.15 Uhr verübten unbe-
kannte Täter einen Brandanschlag auf das Fahrzeug 
des Leiters der Task Force der EU-Kommission für 
Wachstum und Beschäftigung in Griechenland, Dr. 
Reichenbach, vor seinem Wohnsitz in Groß Glieni-
cke. 
Darüber hinaus bewarfen die Täter das Haus mit Glä-
sern, die mit Farbe befüllt waren und beschädigten da-
mit die Fassade. In einem Selbstbezichtigungsschrei-
ben bekannte sich die Gruppierung „FreundInnen 
von Loukanikos“ zur Tat in Groß Glienicke. In die-
sem Schreiben wird zur Motivation der Handlung die 
berufliche Tätigkeit des Geschädigten Dr. Horst Rei-
chenbach als Leiter der EU-Task-Force Griechenland 
benannt. Auf Grund der vorgelegenen Erkenntnisse 
wird von einer linksextremistisch motivierten Straftat 
ausgegangen. Die Täter konnten nicht ermittelt werden.

LKA 320 – 
Dezernat Zentrale Ermittlungen

2012
2016

 ■ Zentrale Aufgaben
 ■ Zentrale Ermittlungen
 ■ Abteilung Zentraler Staatsschutz 

 und Terrorismusbekämpfung
 ■ Kriminaltechnisches Institut
 ■ Sonderkommission Grenze

Autodiebe stehlen 
Leichentransporter

Brandanschlag 
auf Auto des 
TaskForceLeiters
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Insgesamt 56 Kilogramm Amphetamin stellten 
Fahnder der Gemeinsamen Ermittlungsgruppe 
Rauschgift von Zoll und Polizei aus Brandenburg 
im Sommer 2016 in Berlin sicher. 

Am 6. Juni 2012 um 22.15 Uhr wurde der 40-jäh-
rige deutsche Rauschgiftkurier an seinem Schmuggel-
fahrzeug festgenommen. Die gefährliche Droge be-
fand sich im Kofferraum eines von ihm aus den Nieder-
landen überführten Fahrzeuges, das auf einem LKW 
transportiert wurde. Zeitnah erfolgten daraufhin die 
Festnahmen des 33-jährigen Hauptbeschuldigten und 
seines 28-jähriger Mittäters in einem Lokal in Berlin-
Kreuzberg.

Nach den Festnahmen wurden insgesamt fünf 
Wohnungen in Berlin und weitere drei Wohnungen 
in Eberswalde/Brandenburg durchsucht. Dabei be-
schlagnahmten die Ermittler 15.000 € mutmaßliche 
Drogengelder, zahlreiche Mobiltelefone und Auf-
zeichnungen über vermeintliche Rauschgiftgeschäfte. 

Unter der Leitung der Schwerpunktstaatsanwalt-
schaft zur Bekämpfung der Organisierten Kriminali-
tät im Land Brandenburg mit Sitz in Frankfurt/Oder, 
ermittelten die Fahnder seit Anfang 2011 gegen die 

Autodiebe stehlen 
Leichentransporter

Ermittlungskomplex

Bislang größte 
Amphe tamin-
sicherstellung

30 Kilogramm 
der sicherge-
stellten Am-
phetamine 
(oben)

Transport des 
Amphetamins 
im Kofferraum 
des „hucke-
pack“ gelade-
nen Pkw (li.)

festgenommenen Beschuldigten wegen des Verdachts 
des  Kokain- und Amphetaminschmuggel aus den 
Niederlanden und Belgien im Kilogrammbereich. 

Bereits Mitte 2011 war der festgenommene 33-jäh-
rige deutsche Drahtzieher auf seinem Weg in die Nie-
derlande von uniformierten Zollbeamten überprüft 
worden. Im Ergebnis der von den Ermittlern der Ge-
meinsamen Ermittlungsgruppe Rauschgift in Bran-
denburg (GER) veranlassten Überprüfung wurden 
in seinem Besitz 150.000 Euro festgestellt. Das mut-
maßliche Drogengeld, das offensichtlich zum Ankauf 
größerer Rauschgiftmengen in den Niederlanden be-
stimmt war, wurde damals beschlagnahmt.

Mit den Festnahmen der Beschuldigten am 6. Juni 
2012 und der Sicherstellung der größten Menge Am-
phetamin der letzten 15 Jahre in Berlin, wurde die Tä-
terstruktur dieser kriminellen Bande vorerst zerschla-
gen. Ein mitbeschuldigter Komplize beging in der Un-
tersuchungshaft Suizid. Die Beschuldigten wurden 
zu Haftstrafen zwischen viereinhalb und sechs Jah-
ren verurteilt. 

Norbert Scheithauser, 
Zollfahndungsamt Berlin-Brandenburg 

»Batida«
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Die Mordkommission des Landeskriminalamtes 
konnte 2012 den Mord an einer 15-jährigen Jugend-
lichen aufklären. Am 19. Mai 1991 wurde die Leiche 
von Andrea St. in einem Wald bei Warnitz in der 
Uckermark entdeckt. 

Bekannt war lediglich, dass sie fünf Tage zuvor un-
erlaubt ein Kinderheim in Neubrandenburg verlassen 
hatte und sich vermutlich per Anhalter auf den Weg 
zu Verwandten machen wollte.

Die Auffindesituation deutete auf ein Sexualver-
brechen hin, wobei der Fundort nicht der Tatort war. 
Nachdem die damals zuständige Mordkommission 
aus Frankfurt (Oder) den Fall nicht aufklären konnte, 
wurden die Ermittlungen Ende 1992 vorläufig einge-
stellt. Mehr als elf Jahre später, im Februar 2004, nah-
men sich die Mordermittler aus Eberswalde, der jetzi-
gen Mordkommission (MK) am LKA, die Akten noch-
mals vor. Zu jener Zeit war ein ausschließliches und 
kontinuierliches Befassen mit einem solchen Altfall 
aufgrund des täglichen Einsatzgeschehens nicht mög-
lich. Heute ermittelt die im LKA eigens für Altfälle 
eingerichtete MK nur in Fällen, deren Akten zum Teil 
Jahre zuvor geschlossen wurden. 

»Andrea S.«
Der Fall

Pressekon-
ferenz am 
02.03.2012 
anlässlich der 
Aufklärung 
des Mordes

Das Opfer Andrea S. 

Darstellung 
der Region, in 
der die DNA-
Er hebung durch-
geführt wurde 
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Die Hartnäckigkeit der Ermittler sollte sich im Fall 
des Tötungsverbrechens  an der 15-jährigen Andrea 
St. auszahlen. Nach recht spektakulären Maßnah-
men, wie einer molekulargenetischen Reihenuntersu-
chung - dem sogenannten Massenscreening - bei fast 
2300 Personen in der Region um den Leichenfundort, 
einer operativen Fallanalyse sowie einer umfangrei-
chen und gezielten Einbeziehung der Öffentlichkeit 
über die Medien, gelang es schließlich, diesen Mord 
im März 2012 als aufgeklärt zu vermelden. Im Dezem-
ber 2011 war dem Ermittlungserfolg der Suizid eines 
64-jährigen Mannes, der sich auf der Bahnstrecke bei 
Bernau das Leben nahm und dabei einen an seine Fa-
milie gerichteten Abschiedsbrief  hinterließ. Im Brief 
machte er vage Andeutungen zu einem von ihm be-
gangenen Sexualverbrechen an einer jungen Trampe-
rin bei Günterberg in der Uckermark, die dabei zu To-
de gekommen war. Er stellte außerdem einen Bezug zu 
den Medienberichten über das Massenscreening her.

Ein klassisches Geständnis war dies jedoch nicht. 
Auffallend war aber unter anderem ein möglicher zeit-
licher Zusammenhang zwischen dem Suizid und ei-
ner drei Tage zuvor erfolgten Ausstrahlung einer Do-
kumentation zum Fall im Rundfunk Berlin Branden-
burg (rbb). Eine tiefgreifende inhaltliche Analyse des 
Briefes erbrachte deutliche Hinweise auf seine Täter-
schaft. So wurde ein Psychologe des Landeskriminal-
amtes einbezogen, um eine Glaubhaftigkeitsbewer-
tung zum Inhalt des Schreibens abzugeben. Dieser 
kam zu dem Schluss, dass die Aussagen im Schrei-
ben „mit hoher Wahrscheinlichkeit“ glaubhaft sind. 
Die intensiv geführte Personenaufklärung erbrachte, 
dass der Mann nur wenige Kilometer vom Fundort 
des Opfers geboren und aufgewachsen war. Nach sei-
nem Wegzug hatte er durch seine Arbeit als Schafsche-
rer weiterhin einen engen Bezug in die Region. Damit 
fanden auch die Ergebnisse der operativen Fallanaly-
se ihre Bestätigung. 

Eine weitere Bekräftigung für seine Täterschaft war 
die Tatsache, dass 1991 an der Bekleidung des Op-
fers gesicherte Erdspuren in allen untersuchten Para-
metern die gleichen Eigenschaften aufwiesen, wie ei-
ne von 39 nunmehr gesicherten Bodenproben im Be-
reich der damaligen Wirkungsstätten des Täters. Die 
betreffende Entnahmestelle lag nur etwa 15 Kilome-

Mordfall nach 
fast 21 Jahren 
aufgeklärt»Andrea S.«

Der Fall

ter vom Leichenfundort entfernt. Insofern kann sie als 
Tatortbereich für das Tötungsverbrechen nicht ausge-
schlossen werden.

In der Gesamtschau aller Indizien ist dieser Mord 
nach fast 21 Jahren als aufgeklärt anzusehen. Die Op-
ferangehörigen brachten der Mordkommission ge-
genüber ihre tief empfundene Dankbarkeit zum Aus-
druck, dass alles Mögliche zur Täterermittlung getan 
worden war. Auch wenn keine juristischen Folgen 
mehr möglich sind, eröffnete der damalige Leitende 
Oberstaatsanwalt der Staatsanwaltschaft Neuruppin 
die im Landeskriminalamt anberaumte Pressekonfe-
renz mit den Worten: „Ja, wir haben den Täter, aber es 
wird keine Verurteilung geben.“

Axel Hetke

DNA-Erhe-
bung in der 
Uckermark

Reges 
Medien-
interesse
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Kein Täter soll sich jemals in Si-
cherheit wiegen. Wenn auch 
manche Mord-Akte ohne Er-
mittlungserfolg geschlossen 
werden muss, endgültig  einge-
stellt werden die Ermittlungen 
nicht. Im LKA Brandenburg be-
fassen sich zehn Ermittler mit 
zum Teil sechzig Jahre alten Fäl-
len.

Die Mordkommission beim 
Landeskriminalamt in Eberwal-
de, die sich ausschließlich mit 
alten, ungelösten Fällen befasst, 
gibt es seit 2011. Das Team der 
so genannten Altfallkommission 
besteht aus sechs Mordermitt-
lern und vier Mitarbeitern der 
operativen Fallanalyse, bekannt 
als Profiler. Jeder der zehn Frau-
en und Männer war zuvor in ei-
ner Mordkommission tätig und 
verfügt ausnahmslos über lang-
jährige, im Einzelfall sogar mehr 
als 20-jährige Erfahrung als Mor-
dermittler.  

Der Gesamtbestand ungeklär-
ter sogenannter Altfälle der Kom-
mission beläuft sich auf 115 Fäl-
le. 89 davon sind Tötungsverbre-
chen, die verbleibenden 26 sind 
Vermisstenfälle mit Verdacht auf 
ein Tötungsverbrechen. Der äl-
teste strafrechtlich verfolgbare 
Fall stammt aus dem Jahr 1966 
- ein 30-jähriger Mann aus Ber-
nau uns seine 15-jährige Gelieb-
te trieben nackt in einem Klär-
becken bei Hobrechtsfelde. Die 
Körper waren mit Betonteilen 
beschwert und versenkt worden. 

Der älteste den Ermittlern be-
kannte Fall stammt aus dem Jahr 
1948. Auf dem Bahnhof Wuster-
mark war ein Angehöriger der 
Bahnpolizei, der mit Lebensmit-

teln beladene Waggons bewach-
te, erstochen worden. Die Mord-
kommission wählt die Fälle, de-
nen sie sich intensiv widmen 
nach drei Kriterien aus. Erstens 
müssen die Akten vollständig 
sein, zweitens muss es noch Spu-
ren geben. Drittens sollte zum 
Zeitpunkt der ersten Ermittlun-
gen noch keine DNA-Analyse 
angewandt worden sein. 

54,2 % der Opfer bzw. ver-
missten Personen sind männli-
chen und 45,8% weiblichen Ge-
schlechts. Kinder und Jugendli-
che haben unter den Opfern und 
vermissten Personen einen An-
teil von 24 %, wobei in dieser Al-
tersgruppe der Anteil an Kinds-
tötungen im Zuge oder unmittel-
bar nach der Geburt (Neonatizi-
de) mit 16 % dominiert. Zeitlich 
betrachtet, nehmen die 1990er 
Jahre mit 60 % aller erfassten un-
geklärten Fälle mit Abstand den 
größten Anteil ein. Gefolgt von 
der 1980er Jahren mit fast 16 %, 
die Jahre 2000 bis 2009 fallen mit 
einem Anteil von etwa 10 % ins 
Gewicht.

Gegenwärtig arbeitet die Alt-
fallkommission unter anderem 
an zwei Fällen aus den Jahren 
1994 und 1995, bei denen zwei 
Mädchen im Alter von zehn und 
elf Jahren einem offenbar sexuell 
motiviertem Tötungsverbrechen 
zum Opfer fielen. Beide Mor-
de geschahen im ländlichen Be-
reich südlich von Berlin, in den 
Landkreisen Teltow-Fläming 
und Potsdam-Mittelmark.

Die Mordkommission besteht 
aus einer Sachbearbeiterin und 
vier Sachbearbeitern. Sie wur-
de 2011 aus der Mordkommis-

sion Eberswalde des ehemali-
gen Polizeipräsidiums Frankfurt 
(Oder) gebildet.  Am LKA wur-
de gemeinsam mit den anderen 
Mordkommissionen des Landes 
sowie den Staatsanwaltschaften 
erstmals eine zusammengefasste 
und vollständige Übersicht der 
ungeklärten Tötungsdelikte und 
Vermisstenfälle mit Verdacht auf 
ein Tötungsdelikt für das Land 
Brandenburg erstellt. Diese Fall-
übersicht bildet die wesentliche 
Grundlage ihrer Arbeit.

Der Bereich Operative Fall-
analyse/ViCLAS existiert seit 
1999 am LKA. Aktuell sind in 
diesem Aufgabengebiet zwei 
Sachbearbeiterinnen und zwei 
Sachbearbeiter beschäftigt, wel-
che eine Spezialausbildung beim 
BKA absolviert haben bzw. sich 
im Ausbildungsgang befinden. 
Die Tätigkeit in diesem Bereich 
beinhaltet zwei Schwerpunkte: 
Die Durchführung von Opera-
tiven Fallanalysen zu ungeklär-
ten Tötungs- und Sexualdelik-
ten sowie den Betrieb der bun-
desweiten ViCLAS-Datenbank 
(Violent Crime Linkage Analysis 
System) zum Erkennen überört-
licher Straftatenserien in diesen 
Deliktbereichen. Beide Berei-
che wurden im Zuge der Polizei-
strukturreform organisatorisch 
zum LKA 215 – Mordkommis-
sion/OFA/ViCLAS fusioniert. 
Der Leiter der ehemaligen Mord-
kommission Eberswalde wurde 
Leiter des LKA 215.

Mord verjährt nicht
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Schönefeld, ein. Bei diesen Anru-
fen waren neben dem „Sprecher“ 
ca. 25 bis 30 weitere Personen mit-
tels der Kommunikationssoftware 
„Teamspeak“ auditiv zugeschaltet. 

Durch die Cyberspezialisten 
konnten zudem umfassende Infor-
mationen über Internetforen, wel-
che der sog. Underground Econo-
my zugeordnet werden, erlangt wer-
den. Aus diesen Erkenntnissen sind 
weitere Folgeverfahren entstanden. 
Ein bei einem Schweizer Provider 
gehostetes Forum der kriminellen 
Hackerszene, in dem sich die Täter 
zu den in Rede stehenden Straftaten 
regelmäßig verabredeten, wurde im 
Jahr 2014 durch die Polizei be-
schlagnahmt und abgeschaltet.

Bei Durchsuchungen von Woh-
nungen in Nordrhein-Westfalen, 
Baden-Württemberg und Nieder-
sachsen wurden insgesamt u. a. 15 
PC bzw. Laptops, acht externe Da-
tenträger (Festplatten, USB-Sticks, 
DVD etc.), 14 Smartphones, diver-
se SIM-Karten sowie zwei DSL-
Router aufgefunden und vorläufig 
sichergestellt. Diese Speicherme-
dien wiesen ein Gesamtdatenvolu-
men von über 23.000 Gigabyte auf.

Wegen dringenden Tatverdach-
tes sowie bestehender Verdunke-
lungsgefahr wurden insgesamt drei 
Haftbefehle gegen die Hauptbe-
schuldigten erwirkt und vollstreckt.

Ein 23-jähriger Beschuldigter aus 
Nordrhein-Westfalen wurde im 
Mai 2014 vom Amtsgericht Dort-
mund zu einer Freiheitsstrafe von 
zwei Jahren und 6 Monaten (ohne 
Bewährung) verurteilt. Die ande-
ren Gerichtsverfahren laufen noch. 

Mittlerweile gibt es im Bundes-
gebiet mehrere Polizeibehörden 
und Staatsanwaltschaften, die sich 
mit erpresserischen Drohanrufen 
auf Flughäfen, Bahnhöfen, Polizei-
dienststellen etc. beschäftigen. Da-
bei kommt es des Öfteren vor, dass 
sich Cybercrime-Ermittlungsdienst-
stellen aus anderen Bundeslän-
dern im LKA Brandenburg melden 
und Erfahrungen bzw. Berüh-
rungspunkte zum Verfahren der 
„EG Chiffre“ hinterfragen.

Denny Speckhahn

mittelmärkten und Restaurantket-
ten) durch mehrere Täter verwen-
det. Bei den Drohanrufen an den 
Flughäfen waren zwar die Stim-
men mit einer Software gezielt ver-
zerrt worden, konnten aber tech-
nisch aufgezeichnet und kriminal-
technisch ausgewertet werden.

Die Ermittler kamen den Tätern 
über diese Rufnummer im Telefon-
display auf die Spur. Diese gehörte 
zwar keinem der Täter, wohl aber 
einer Person, die mit der Gruppe in 
Kontakt gestanden und in der „Ha-
ckerszene“ in Ungnade gefallen 
sein soll.

Die Generalstaatsanwaltschaft 
Frankfurt und das Landeskrimi-
nalamt Brandenburg ermittelten 
über einen Zeitraum von drei Jah-
ren gegen insgesamt acht Männer 
im Alter von 17 bis 24 Jahren we-
gen des Verdachts der Erpressung, 
des öffentlichen Androhens von 
Straftaten, der Nötigung und Be-
drohung.

Hierfür wurde eine Ermittlungs-
gruppe „Chiffre“ in der Stärke 1:4 
beim LKA Brandenburg eingerich-
tet. Die polizeilichen Ermittlungen 
der „EG Chiffre“ des LKA Bran-
denburg begannen am 24. Oktober 
2013 mit den Drohanrufen am 
Flughafen Schönefeld und wurden 
im Oktober 2016 abgeschlossen.

Im Ergebnis der polizeilichen 
Maßnahmen gegen diese Person 
sowie kriminaltechnischer Stim-
menvergleiche erhärtete sich der 
Tatverdacht auch gegen weitere 
Mittäter aus Niedersachsen, Baden-
Württemberg sowie Nordrhein-
Westfalen. In den Vernehmungen 
ließen sich die Beschuldigten zu-
meist zu den Tatvorwürfen hin-
sichtlich der entsprechenden Er-
presser-Anrufe bei den Flughäfen 
z. B. in Düsseldorf und Berlin-

Durch umfangreiche Ermittlun-
gen der Fachdienststelle Cyber-
crime (EG „Chiffre“) des LKA 
Brandenburg gelang es, mehrere 
Cyber-Kriminelle zu identifizie-
ren, die unter Nutzung von krimi-
nellen Hackerforen bundesweit, 
u. a. auf Flughäfen und zum Teil in 
erpresserischer Absicht, schwers-
te Straftaten angedroht hatten.

Ausgangspunkt der Ermittlun-
gen waren im Oktober 2013 zwei 
mit verzerrter Stimme getätigte An-
rufe einer anfangs unbekannten 
männlichen Person. Der Mann rief 
mehrmals Mitarbeiter des Flugha-
fens Berlin-Schönefeld an und 
drohte, eine am Flughafen sowie in 
einem in der Luft befindlichen 
Flugzeug platzierte Bombe zur Ex-
plosion zu bringen. Die Sprengkör-
per würde er nicht zünden, wenn er 
mit einem namentlich bekannten 
Beamten des BKA Wiesbaden, der 
aufgrund seiner medialen Auftritte 
auch in der Hackerszene bekannt 
ist, verbunden werde. Im Telefon-
display der Mitarbeiter wurde je-
weils die Telefonnummer eines re-
al existierenden Anschlussinha-
bers aus Nordrhein-Westfalen als 
angebliche Rufnummer des Anru-
fers angezeigt.

Zwei Wochen vor den Drohan-
rufen in Schönefeld waren bereits 
beim Flughafen Düsseldorf sieben 
erpresserische Drohanrufe einge-
gangen, bei denen die Täter die 
Zahlung von einer Million Euro in 
Bitcoins gefordert und ebenfalls 
mit einer Bombenexplosion ge-
droht hatten.

In der Folge wurde die bekannt 
gewordene Rufnummer im Zusam-
menhang mit weiteren 12 gleichge-
lagerten Anrufen (Missbrauch von 
Notrufnummern, Anruf bei einer 
Polizeidienststelle sowie Lebens-

Serie von Bomben
drohungen und Erpres
sungen aufgeklärt
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Durch die GEG Berlin-Brandenburg wurde seit An-
fang 2013 ein Ermittlungskomplex gegen eine sie-
benköpfige Bande aus Berlin und Brandenburg be-
arbeitet. Dabei handelte es sich um vier deutsche, ei-
nen ukrainischen und zwei kasachische Staatsange-
hörige. 

Neben der Sprengung von Geldautomaten in Bran-
denburg, Berlin und Thüringen wurden durch die Ban-
de vorwiegend Einbrüche in Geschäfte und Werkstät-
ten mit der Zielrichtung der Erlangung von Vermögens-
werten aus Tresoren sowie darüber hinaus Diebstahl 
von Kraftfahrzeugen, Versicherungsbetrug, Urkunden-
fälschung, Brandstiftung sowie in einem Fall ein räu-
berischer Angriff auf Kraftfahrer begangen. Insgesamt 
wurden der Gruppierung 37 Straftaten nachgewiesen. 
Die Bande verursachte dabei im Zeitraum von drei Jah-
ren ein Schaden von ca. 450.000 Euro verursacht. 

Unter reger Anteilnahme der Presse fanden am 13. 
August 2013 umfangreiche Durchsuchungen bei 
Mitgliedern einer Bande von Autodieben bzw. Heh-
lern aus dem Raum Gransee und Zehdenick statt, 
die zum Auffinden einer Vielzahl hochwertiger ent-
wendeter Fahrzeuge führte.

Vorausgegangen waren den Durchsuchungsmaß-
nahmen umfangreiche Ermittlungen des LKA, die seit 
September 2012 gegen den Hauptbeschuldigten und 
Drahtzieher geführt wurden. Bei 66 ermittelten Fahr-
zeugen bestand der Verdacht, dass diese von den insge-
samt 13 Beschuldigten entwendet bzw. gehehlt wurden. 

Vorzugsweise wurden durch die Täter hochwertige 
Fahrzeuge der Hersteller Audi, BMW, Porsche, Merce-
des-Benz und Volkswagen entwendet und verwertet, 
indem die Identifikationsmerkmale an den Fahrzeugen 

»Obsidian«

Verfahrens-
komplex

»Zylinder«
Ermittlungs-
komplex

Im August 2013 wurden sieben Haftbefehle erlas-
sen, die im Zuge der Durchsuchungen von zwölf Ob-
jekten, unter Einsatz von Spezialeinheiten und der 
Bereitschaftspolizei vollstreckt wurden. 

Es erfolgte die Sicherstellung von vier hochwertigen 
Fahrzeugen, diversem Diebesgut, Werkstattausrüstung 
sowie Bargeld und Schmuck. Durch den Einsatz eines 
Bargeldsuchhundes wurde in einer Wohnung versteck-
tes Bargeld in Höhe von 8.000 Euro gefunden. 

Die umfangreichen Ermittlungen wurden an 40 Ver-
handlungstagen im Landgericht Potsdam mit 140 ge-
ladenen Zeugen geführt. Die Bandenmitglieder erhiel-
ten je nach Tatbeteiligung Haftstrafen von zweieinhalb 
bis zu acht Jahren. Die Führerscheine von drei Ange-
klagten wurden eingezogen und eine Sperre von fünf 
Jahren verhängt. Außerdem wurden im Rahmen der 
Urteilsverkündung dingliche Arreste in Höhe von ins-
gesamt 273.000 Euro verhängt, die Beschlagnahme der 
PKW und der anderen Gegenstände wurde bestätigt.

Juliane Rasch

entfernt beziehungsweise verändert wurden. Nachdem 
die Fahrzeuge mit Identitäten von „sauberen“ Fahrzeu-
gen ausgestattet waren, wurden sie weiterverkauft oder 
durch die Bande selbst wieder zugelassen und verwen-
det. Für ihre Umbauarbeiten nutzten die Täter leerste-
hende Hallen und Garagen, die sie hierfür anmieteten. 
Den Tätern wurde durch die Kriminaltechniker des 
LKA eine qualitativ hochwertige Arbeit attestiert.

2014 gelangten zunächst 23 Fälle gegen zwei der 
Haupttäter zur Anklage. In der Folge wurden diese zu 
Freiheitsstrafen von vier Jahren und neun Monaten 
bzw. zwei Jahren und neun Monaten verurteilt. 

Matthias Grey  
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Mehrere Geschäftsführer wegen 
Korruption zu Freiheitsstrafen 
verurteilt, erhebliche Vermögens-
werte gesichert und für verfallen 
erklärt, Schaden 1,1 Millionen 
Euro 

Aufgrund einer anonymen Straf-
anzeige und eigener Feststellungen 
des betroffenen Unternehmens be-
stand der Verdacht, dass der tech-
nische Geschäftsführer der Stadt-
werke Brandenburg an der Ha-
vel GmbH und zugleich alleinige 
Geschäftsführer der Stadtwerke 
Premnitz GmbH (Hauptbeschul-
digter) regionalen Firmen in meh-
reren Fällen wettbewerbswidrig 
Aufträge erteilt bzw. über deren 
Tochterunternehmen erteilen las-
sen und dafür im Gegenzug pri-
vate Zuwendungen in Form von 
Bargeld, Jagdzubehör und Bau-
leistungen am privaten Eigen-
heim erhalten hat. Den Ausgangs-
informationen zufolge wurde der 
Wert der Zuwendungen zum einen 
über erhöhte Rechnungslegungen 
im Rahmen der erteilten Aufträ-
ge und zum anderen über Schein-
rechnungslegungen abgerechnet. 
Die Rechnungen sollen durch den 
Hauptbeschuldigten sachlich und 
rechnerisch richtig gezeichnet und 
anschließend bezahlt worden sein.

Zudem wurde der Verdacht ge-
äußert, dass der Hauptbeschuldig-
te als technischer Geschäftsfüh-
rer der Stadtwerke Brandenburg 
an der Havel GmbH in den Jahren 
2008 und 2011 die Entsorgung von 
600.000 Litern angeblich verdor-
benen Heizöls und die anschlie-
ßende Neubefüllung von firmen-
eigenen Heizölvorratsbehältern 
veranlasst hat. Zur Rechtfertigung 
der beiden Entsorgungsfälle sollen 
Gefälligkeitsgutachten bei einem 

Die inkriminier-
ten Kraftfahr-
zeuge wurden 
sichergestellt.

Korruptionsskandal 
Stadtwerke Brandenburg 
an der Havel

Wasser- und Umweltlabor beauf-
tragt worden sein. 

Am 20.06.2013 leitete die Staats-
anwaltschaft Neuruppin ein Er-
mittlungsverfahren wegen des Ver-
dachts der Bestechlichkeit und der 
Untreue gegen den o. g. Beschul-
digten sowie wegen des Verdachts 
der Bestechung und der Beihilfe 
zur Untreue gegen die Geschäfts-
führer der beauftragten Firmen ein. 
Zur Objektivierung der erhobenen 
Tatvorwürfe sowie zur Sicherung 
von Beweismitteln wurden rich-
terliche Beschlüsse zur Durchsu-
chung der Wohn- und Geschäfts-
räume der Beschuldigten erwirkt 
und am 01.07.2013 vollstreckt. Da-
bei konnten eine Vielzahl an Un-
terlagen und elektronischen Daten 
als Beweismittel gesichert werden. 
Deren Auswertung erhärtete den 
Tatverdacht. Zudem ergaben sich 
Hinweise auf weitere involvierte 
Firmen, so dass die Ermittlungen 
auf die betreffenden Geschäftsfüh-
rer ausgeweitet und am 12.08.2013 
deren Wohn- und Geschäftsräume 
durchsucht wurden. Zeitgleich er-
gingen gegen die Beschuldigten 
dingliche Arreste zur Sicherung 
von Vermögenswerten in Höhe 
von insgesamt 857.617 Euro. Maß-
nahmenbegleitend wurden die Te-
lefonanschlüsse von beschuldigten 
Personen über einen längeren Zeit-
raum überwacht.

Im Rahmen der erneuten Durch-
suchungen konnten wiederum 
umfangreiche Unterlagen und 
elektronische Daten als Beweis-
mittel sowie als Zufallsfund drei 
Langwaffen, zu denen der Haupt-
beschuldigte keine waffenrechtli-
che Erlaubnis vorweisen konnte, 
sichergestellt werden. Im Ergebnis 
der Auswertung dieser Beweismit-
tel und der Vernehmung zahlrei-
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ro bei ihm abgeschöpft. Die Haft-
strafe trat er im November 2016 an. 
Seine Ehefrau wurde wegen Bei-
hilfe zur Bestechung im geschäft-
lichen Verkehr (19 Fälle) zu einer 
Gesamtfreiheitsstrafe von einem 
Jahr, ausgesetzt zur Bewährung, 
verurteilt. Die ihr zugewendeten 
Vorteile in Höhe von 97.248,65 
Euro wurden durch Maßnahmen 
der Vermögensabschöpfung gesi-
chert, gerichtlich für verfallen er-
klärt bzw. der Rückgewinnungs-
hilfe zugeführt. 

Auch die Geschäftsführer der 
beauftragten und zuwendungsge-
währenden Firmen wurden wegen 
Bestechung, Beihilfe zur Untreue 
und wettbewerbsbeschränkender 
Absprachen bei Ausschreibungen 
zu Freiheitsstrafen, ausgesetzt zur 
Bewährung, und Bewährungsauf-
lagen verurteilt. Im gesamten Ver-
fahren konnten Vermögenswerte 
in Höhe von insgesamt 961.839,66 
Euro gesichert werden. Darüber hi-
naus wurden Bewährungsauflagen 
und Geldstrafen in Höhe von wei-
teren 167.000,00 Euro verhängt. 

Über das Verfahren wurde medi-
al sehr stark berichtet. Die Ermitt-
lungen haben gezeigt, wie wich-
tig eine enge, ressortübergreifende 
Zusammenarbeit zwischen Polizei 
und Staatsanwaltschaft sowie eine 
frühzeitige Einbindung der Vermö-
gensabschöpfung ist. Die Ermitt-
lungen stellten besondere Anforde-
rungen an komplexes kriminalisti-
sches Denken und persönliches 
Engagement der Sachbearbeiter, 
auch über die normale Dienstzeit 
hinaus, und konnten letztlich nur 
unter Ausschöpfung aller zur Ver-
fügung stehenden dienstlichen wie 
privaten Ressourcen erfolgreich 
geführt werden. Zudem hat sich 
gezeigt, dass man Rechtsanwälten 
nur eingeschränkt vertrauen darf. 
Im Rahmen der Ermittlungen er-
gaben sich Anhaltspunkte für Fäl-
le des Mandantenverrats, was wie-
derum zu gesonderten strafprozes-
sualen Folgemaßnahmen führte.

Andreas Käppel

flecht aufgebaut hatte. Zur Ver-
schleierung der einzelnen Hand-
lungen und Rechnungslegungen 
nutzte er die Abhängigkeiten der 
im Geschäftskontakt mit beiden 
Stadtwerken stehenden Firmen 
und baute mit deren Geschäftsfüh-
rern ein System komplexer Schein-
beauftragungen und -rechnungsle-
gungen auf. 

Aufgrund der Gesamtumstände, 
der Höhe des Schadens und der zu 
erwartenden Freiheitsstrafe hat die 
Staatsanwaltschaft Neuruppin ge-
gen den beschuldigten technischen 
Geschäftsführer schließlich Haft-
befehl wegen Fluchtgefahr bean-
tragt und seine Festnahme verfügt. 
Der erlassene Haftbefehl wurde 
zunächst gegen Auflagen vorläufig 
außer Vollzug gesetzt. Nachdem 
aber Bestrebungen des Beschul-
digten zur Verschiebung von Ver-
mögenswerten festgestellt werden 
konnten und im Verlauf der Er-
mittlungen erkennbar wurde, dass 
weitere über die bereits bekann-
ten Zuwendungen hinausgehen-
de Vorteile, zum Teil auch in Form 
von Drittzuwendungen an seine 
Ehefrau, gewährt worden waren, 
wurde der bestehende Haftbefehl 
am 17.12.2013 wieder in Vollzug 
gesetzt und der Beschuldigte nach 
erneuter Festnahme in Untersu-
chungshaft genommen.

Die polizeilichen Ermittlungen 
konnten im Frühjahr 2014 abge-
schlossen werden. In die korrupti-
ven Handlungen waren zehn regi-
onale Unternehmen involviert. Die 
Ermittlungen richteten sich gegen 
insgesamt 17 Beschuldigte. Gegen 
sie wurde Anklage beim Landge-
richt Potsdam erhoben.

Das Strafverfahren ist zwischen-
zeitlich rechtskräftig abgeschlos-
sen. Der Hauptbeschuldigte wurde 
wegen einer Vielzahl nachgewiese-
ner Fälle von Untreue, Bestechlich-
keit und wettbewerbsbeschrän-
kenden Absprachen bei Ausschrei-
bungen zu einer Freiheitsstrafe von 
drei Jahren verurteilt. Zudem wur-
den kriminell erlangte Vermögens-
werte in Höhe von 280.000,00 Eu-

cher Zeugen konnten die Tatvor-
würfe verifiziert werden. Zudem 
erwiesen sich die beiden Gutach-
ten des Wasser- und Umweltlabors 
tatsächlich als Gefälligkeitsguta-
chen. Das als verdorben dekla-
rierte Heizöl wurde nicht entsorgt, 
sondern durch ein Brennstoff- und 
Heizölunternehmen, welches zu-
gleich mit der Wiederbefüllung der 
Tanks beauftragt worden war, ge-
winnbringend weiterveräußert. 
Den Stadtwerken ist allein da-
durch ein Schaden in Höhe von ca. 
750.000 Euro entstanden. Der be-
schuldigte Heiz- und Brennstoff-
händler räumte den Tatvorwurf in 
seiner Vernehmung weitestgehend 
ein und erklärte, dass die kriminel-
le Energie vom Hauptbeschuldig-
ten ausgegangen sei. Demnach soll 
dieser die Idee gehabt und in der 
Folge auch die Hälfte des auf die-
se Weise erzielten Gewinns in bar 
eingefordert und erhalten haben. 

Im Verlauf der Ermittlungen 
stellte sich heraus, dass Hauptbe-
schuldigte über mehrere Jahre ein 
umfangreiches kriminelles Ge-
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gen den Strafgesetzen zuwider lie-
fen. In der Verbotsverfügung hieß 
es später unter anderem: „Die straf-
gesetzwidrige Prägung des ‚Regio-
nalverbandes Gremium MC Sach-
sen‘ einschließlich seiner Teilorga-
nisationen und seine Gefährlich-
keit ergeben sich dabei bereits aus 
seinem Hauptzweck. Dieser liegt 
nicht, wie in der Satzung ausge-
führt, in der kameradschaftlichen 
Pflege des Motorradsports, son-
dern vielmehr in der gewalttätigen 
Gebiets- und Machtentfaltung […] 
mit dem Ziel der Begehung von 
Straftaten.“ 

Vor diesem Hintergrund wa-
ren Verbote folgerichtig und not-
wendig. Durch den Bundesminis-
ter des Innern wurden der Regio-
nalverband „Gremium MC Sach-
sen“ mit seinen vier Chaptern und 
einer Unterstützergruppierung so-
wie zeitgleich durch den Innenmi-
nister des Landes Brandenburg der  
„Hells Angels MC Oder City“ mit 
seiner Teilorganisation „Kurmark 
Oder City“ verboten. Durch die im 
Vorfeld der Verbotsmaßnahmen 
geleistete akribische Arbeit der 
Landeskriminalämter in Branden-
burg und Sachsen konnte erstmals 
ein ganzer Regionalverband eines 
Rockerclubs verboten werden.

Das Bundesverwaltungsgericht 
hat mit Urteil vom 08.01.2016 das 
vom Bundesinnenminister ver-
hängte Verbot gegen den „Regio-
nalverband Sachsen“ der Rocker-
gruppierung „Gremium MC“ be-
stätigt. Auch das Verbot des „Hells 
Angels MC Oder City“ und seiner 
Unterstützergruppe ist weiterhin 
wirksam.

Frank Adelsberger

hausen durch Angehörige des ver-
feindeten „Hells Angels MC Oder 
City“ angegriffen und lebensge-
fährlich verletzt. In den frühen 
Morgenstunden des 31.12.2011 
kam es daraufhin im Umfeld einer 
Diskothek in Königs Wusterhau-
sen zu einer „Vergeltung“. Ca. 50 
Angehörige verschiedener Chap-
ter des „Gremium MC Regional-
verband Sachsen“ suchten sich ei-
nen vermeintlichen Angehörigen 
des „Hells Angels MC“, um an die-
sem „Rache zu üben“. Bei dem Op-
fer handelte es sich jedoch nicht 
um einen Angehörigen des verfein-
deten „Hells Angels MC“, sondern 
um einen 16-jährigen unbeteiligten 
Schüler. Das Opfer wurde aus der 
Gruppe der Angehörigen des „Gre-
mium MC“ körperlich mit Schlä-
gen, Messerstichen und Fußtrit-
ten attackiert und lebensgefährlich 
verletzt. Die mutmaßlichen Täter 
wurden für ihre Taten rechtskräf-
tig verurteilt. 

Anhand der Vorfälle wurde er-
kannt, dass Zweck und Tätigkeit 
der genannten Rockergruppierun-

Seit der Jahrtausendwende haben 
Rockergruppierungen durch Ver-
übung schwerster Straftaten im 
Land Brandenburg immer wieder 
für negative Schlagzeilen gesorgt. 

Das notwendige Vorgehen gegen 
kriminelle Handlungen von Ro-
ckern haben die Polizei des Lan-
des Brandenburg einschließlich 
des Landeskriminalamtes über 
Jahre hinweg sehr gefordert. Nega-
tiver Höhepunkt waren zwei ver-
suchte Tötungsdelikte im Dezem-
ber 2011 in Königs Wusterhausen.

Am 25.12.2011 wurde ein An-
gehöriger des „Gremium MC No-
mads Eastside“ in Königs Wuster-

Verbot krimineller 
Rockergruppierungen

Kutten des ver-
botenen Rocker-
clubs „Hells An-
gels MC Oder Ci-
ty“, die bei 
Durchsuchungs-
maßnahmen be-
schlagnahmt 
wurden. (oben)

Beschlagnahmte 
Kutten  und  Ju-
biläumsbuch des 
„Gremium MC 
Nomads East-
side“, welches 
die Chronik des 
Vereins anläss-
lich seines 40 
jährigen Bes-
tehens zeigt.



88

25 JAHRE LKA BRANDENBURG

die Axtteile dann mit einem 3D 
Scanner erfasst und sowohl vir-
tuell am Computer zusammenge-
setzt als auch dreidimensional aus-
gedruckt. Hierdurch reduziert sich 
das Handling des Untersuchungs-
materials erheblich, sodass weite-
re Beschädigungen des zerbrechli-
chen Holzes ausgeschlossen wer-
den konnten. Auch wenn es sich 
bei dem 3D Druck im Detailbe-
reich nicht um eine 100%ige Re-
produktion handelt, erwiesen sich 
die Ausdrucke als geeignetes Hilfs-
mittel und nützliches Anschau-
ungsmaterial.

Anja Groth

und –flächen, sowie die Holzstruk-
tur mit dem Ergebnis, dass alle drei 
Teile ursprünglich ein Ganzes bil-
deten, dokumentiert und unter-
sucht worden waren, stellte sich 
die Frage, wie ähnlich gelagerte 
Vorgänge mit kontaminiertem und 
zerbrechlichem Untersuchungs-
material in Zukunft bearbeitet wer-
den können. So entstand die Idee, 
mit handhabbaren Rekonstruktio-
nen zu arbeiten. Die Frage war nun, 
wie ein solches Abbild zu erstellen 
ist. Hierzu wurde der Kontakt mit 
dem 3D Lab der Technischen Uni-
versität Berlin hergestellt und die 
dort vorhandenen Möglichkeiten 
erörtert. Durch das Labor wurden 

Nach dem gewaltsamen Tod eines 
62-jährigen Mannes in Trebenow 
(Uckermark) wurden drei ver-
meintliche Teile einer Axt am Tat-
ort aufgefunden.

Die Axt sollte laut Aussage des 
Täters, bei dem es sich um den 
Sohn der Ex-Partnerin des Opfers 
handelte, als Tatmittel zum Einsatz 
gekommen und im Laufe der Tat-
begehung zerbrochen sein.

Um diese Aussage zu überprü-
fen, sollte festgestellt werden, ob 
der Axtkopf und die beiden Holz-
stücke ursprünglich ein Ganzes 
bildeten, eine so genannte Pass-
spurenuntersuchung. Bei der Un-
tersuchung zu beachten war, dass 
Teile der Axt in Blut getränkt wa-
ren und dass das Holz durch Ano-
bienfall („Holzwurm“) stark ge-
schwächt war. Somit bestand das 
Risiko, dass sich die Bruchkanten, 
die bei einer Passspurenuntersu-
chung unter anderem herangezo-
gen werden, sehr schnell verän-
dern. Nachdem die Bruchkanten 

3DRekonstruktion 
einer Axt

Tatwerkzeug 
im Original und 
als 3D-Scan
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Weiterhin befand sich eine han-
delsübliche Pyrotechnik-Fontäne 
im Paket, die nach der Zündung 
durch ihre Umsetzung die Brand-
paste im Fahrzeug verteilte. Die 
Zündung erfolgte durch einen elek-
trischen Zeitzünders, der Strom 
dazu wurde durch eine Motorrad-
batterie geliefert.

Als Täter konnte ein zum dama-
ligen Zeitpunkt 35-jähriger Orani-
enburger ermittelt werden, der in 
der Vergangenheit bereits einen 
Teil seiner rechten Hand durch ei-
nen Unfall mit Pyrotechnik verlo-
ren hatte. Der Täter hatte im Vor-
feld über das Verkäuferportal Ebay 
technisch hochwertige Geräte ver-
kauft. Da er diese jedoch gar nicht 
besaß, verschickte er die selbst ge-
bauten Brandsätze. Anschließend 
wollte er von der Deutschen Post 
den Versicherungswert für die zer-
störten Pakte erlangen. Eine poli-
tisch motivierte Straftat war somit 
nicht vorhanden. Er wurde zu ei-
ner Bewährungsstrafe verurteilt.

LKA 320 –
Dezernat Zentrale Ermittlungen

Im Juli 2014 kam es am späten 
Nachmittag vor einer Postagen-
tur in Basdorf zu einer Explosion 
eines für die Deutsche Post fah-
renden Transporters. Dabei 
brannte das Fahrzeug mit diver-
sen Paketen fast vollständig aus. 

Die Explosion wurde durch 
Brandsätze ausgelöst, die sich in 
zwei Paketen befanden. Das Feu-
er konnte erst durch die herbei-
gerufene Feuerwehr mittels eines 
Schaumteppichs gelöscht werden. 
Löschversuche von Zeugen, die 
zuvor mit Wasser und Feuerlöscher 
versucht hatten, den Brand zu lö-
schen, führten nicht zum Erfolg.

Auf Grund des angegriffenen 
DHL-Fahrzeugs und einem daher 
vermuteten Zusammenhang mit 
einer linksextremistischen Straftat 
übernahmen die als Sprengstoffer-
mittler ausgebildeten Mitarbeitern 
des LKA 320 die Ermittlungen. 

Die Brandsätze enthielten als 
Brandbeschleuniger eine Art selbst 
hergestellte Brandpaste, in Glasfla-
schen mit Schraubverschluss ge-
füllt. Im Brandbeschleuniger be-
fand sich ein elektrischer Zünder, 
hergestellt aus einer Glühlampe. 

Explosion eines Transporters 
der Deutschen Post

Brandanschlag 
auf ein DHL-
Kurierfahrzeug 
in Basdorf
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Da es sich nach den bereits zu 
dieser Zeit vorliegenden Erkennt-
nissen um eine ausschließlich pol-
nische Täterbande handelte, wurde 
der Kontakt zum Zentralen Ermitt-
lungsbüro der polnischen Polizei in 
Zielona Góra hergestellt. Im Herbst 
2012 erfolgten konkrete Abspra-
chen über die Bildung eines so ge-
nannten Joint Investigation Teams 
(JIT), welches der erfolgreichen Ko-
ordinierung der nationalen Ermitt-
lungen gegen die polnische Täter-
gruppierung dienen sollte. Nach al-
len notwendigen Abstimmungen 
schlossen die Generalstaatsanwäl-
te der Republik Polen und des Lan-
des Brandenburg schließlich im No-
vember 2013 die entsprechende Ver-
einbarung und das erste deutsch-
polnische Joint Investigation Team 
wurde für eine Dauer von 12 Mona-
ten ins Leben gerufen. 

Ein von den Strafverfolgungsbe-
hörden lang angestrebter und als 
historisch anzusehender Schritt zur 
Intensivierung der Zusammenar-
beit in strafrechtlichen Angelegen-
heiten mit Polen war damit voll-
bracht. Letztlich gelang es erst durch 
die gemeinsamen Ermittlungen bei-
der Nationen die Bandenstruktu-
ren der Täter aufzuklären. Der Tä-
tergruppierung konnten knapp 200 
in Deutschland begangene Strafta-
ten mit einem Gesamtschaden von 
zwei Millionen Euro nachgewie-
sen werden.

Der Diebstahl von über 100 Fahr-
zeugen der Marke Volkswagen in 
der Grenzregion zu Polen führte 
im Frühjahr 2012 zur Einleitung 
des Ermittlungskomplexes „Tou-
ca“ – eine Zusammensetzung der 
PKW-Typen Touran und Caddy. 

Auch der Minister des In-
nern der Republik Polen 
würdigte die Tätigkeit des 
Joint Investigation Teams: 
stellvertretend für alle betei-
ligten Beamten wurde dem 
polizeilichen Leiter, KOR 
Adelsberger, die Verdienst-
medaille verliehen. Die Aus-
zeichnungsveranstaltung 
in Warschau nutzte KOR 
Adelsberger, um sich für die 
Ermöglichung dieser Zu-
sammenarbeit beim Haupt-
kommandanten der polni-
schen Polizei zu bedanken 
und für die Einrichtung wei-
terer deutsch-polnischer JIT 
zu werben.

Deutschpolnische 
Ermittlungsgruppe 
überführt Diebesbande
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Nach einem Jahr intensiver Arbeit gegen eine Bande 
von sieben polnischen Fahrzeugdieben, konnten im 
Juli 2014 fünf Beschuldigte vor Gericht gestellt wer-
den. Die Bande entwendete  hauptsächlich französi-
sche Fahrzeuge im Raum Berlin und Brandenburg. 
Die Beweisführung durch die Ermittler führte zur An-
klage von 14 Taten. Die beiden Haupttäter wurden 
insgesamt zu 14 Jahren Haft verurteilt. Dies wurde 
auch durch die länderübergreifende Zusammenarbeit 
ermöglicht. 

Die Rücksichtslosigkeit der Fahrzeugdiebe wurde 
bei einem Großeinsatz der Sonderkommission Gren-
ze auf der Autobahn 12 kurz vor der Abfahrt Frankfurt 
(Oder) in Fahrtrichtung zur Republik Polen deutlich. 
Der Fahrer eines entwendeten PKW sprang aus dem 
fahrenden Fahrzeug auf die Fahrbahn, überquerte die 
Mittelleitplanke und flüchtete anschließend über die 
gegenläufige Seite der Autobahn hinweg ins angren-
zende Feld. Mit dem Hubschrauber und Einsatzkräf-
ten vor Ort wurde intensiv gesucht. Zeitgleich muss-
te durch die Polizeibeamten die so entstandene Ge-
fahrenquelle des stehenden PKW auf der linken Fahr-
bahnseite der Autobahn gesichert werden.

Juliane Rasch

Erfolgreiche 
Kooperation 
der deutschen 
und polni-
schen Be hör-
den 

Am 18. Februar 2015 wurden 22 
Beschuldigte vor dem Bezirksge-
richt in Zielona Gora wegen 158 
Straftaten in Deutschland und 
Polen angeklagt. Das Ende der 
Hauptverhandlung steht allerdings 
noch aus.

Diese erfolgreiche Zusammen-
arbeit ebnete den Weg für weitere 
gemeinsame Ermittlungsgruppen, 
in denen deutsche und polnische 
Staatsanwälte und Polizisten ge-
meinsam gegen grenzüberschrei-
tend agierende Tätergruppen vor-
gehen.

Tanja Staude

Sonderkommission 
ermittelt Autodiebe

Festnahme 
eines Tatver-
dächtigen 
durch die 
polnische 
Polizei
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Nachdem ein in der JVA Aachen 
einsitzender Häftling gegenüber 
Polizeibeamten umfangreiche 
Aussagen zu aktiv handelnden 
Personen im Bereich der schwe-
ren und organisierten Rauschgift-
kriminalität machte, führte die 
Gemeinsame Ermittlungsgruppe 
Rauschgift (GER) seit Anfang 
Dezember 2014 intensive Ermitt-
lungen. 

Inhalt der Aussagen war, dass 
dem Mann fünf Kilogramm Koka-
in zum regelmäßigen gewinnbrin-
genden Weiterverkauf angeboten 
wurden. 

Als der Zeuge nach seiner Haft-
entlassung aus der JVA Aachen er-
neut von seinem bekannten Ko-
kainhändler auf das angebahn-
te Rauschgiftgeschäft angespro-
chen wurde, war dieser weiterhin 
bereit mit der Polizei zu koope-
rieren. Bei den folgenden Treffen 
zwischen dem Kokainhändler und 
dem aussagebereiten Zeugen war 
nun die Polizei immer in der „ers-
ten Reihe“ dabei. Die Gesprächs-
inhalte, die auf das angebahnte 
Kokaingeschäft abzielten, wurden 
1:1 gerichtsverwertbar aufgezeich-

net. Der Rauschgifthändler kün-
digte in seinen Treffen die Verfüg-
barkeit von ungestrecktem Kokain 
aus Südamerika in sehr guter Qua-
lität an. Zudem wäre er in der La-
ge, in regelmäßigen Abständen die 
Kokainlieferung bis zu einer Men-
ge von drei Kilogramm problemlos 
zu wiederholen.

Nach konkreten Absprachen 
sollte am 12.03.2015 der spekta-
kuläre Scheinkauf des Rauschgifts 
in einem Hotel in Berlin stattfin-
den. Wie zu erwarten gingen die 
Drogenhändler sehr konspirativ 
und vorsichtig vor, um das Risi-
ko einer Strafverfolgung so gering 
wie möglich zu halten. Die anfangs 
vereinbarte Menge von drei Kilo-
gramm Kokain sollte kurzfristig in 
Teilmengen von einem Unbekann-
ten an den Ort der Übergabe ge-
liefert werden. Bei der ersten Lie-
ferung gegen 20 Uhr musste der 
Zugriff der Brandenburger Spe-
zialeinheiten und die Festnahme 
der Täter erfolgen. Die beiden Ko-
kainhändler im Alter von 34 und 
48 Jahren hatten zuvor bereits ei-
nige Jahre im Gefängnis verbracht. 
Bei dem 48-Jährigen handelte es 
sich um einen hinlänglich bekann-
ten Rauschgifthändler, der bereits 
in Österreich bei einem ähnlichen 
Scheinkauf ins Netz gegangen und 
später Mitglied der sogenannten 
„XY Bande“ aus Neuruppin war.

Beide Tatverdächtigen  wurden 
vor dem Neuruppiner Landgericht 
zu Haftstrafen zwischen vier Jah-
ren und neun Monaten und drei 
Jahren und neun Monaten verur-
teilt.   

André Frölich

»Palermo«
Ermittlungs-
komplex

Die festge-
nommen Ko ka-
inhändler (li.)

Das Kokain 
(Handelsware) 
im Kofferraum 
des Kfz in einer 
Sporttasche

Nach der ers-
ten Teilmenge 
erfolgte der 
Zugriff: 500 g 
Kokain konnten 
sichergestellt 
werden. 
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ligen Soko Grenze und der GEG 
Berlin-Brandenburg zusammen. 
Der Schwerpunkt Ermittlungs-
tätigkeit liegt in der Bekämpfung 
der länder- und grenzüberschrei-
tenden Eigentumskriminalität. Die 
Zuständigkeit erstreckt sich über 
verschiedene Phänomen Berei-
che, wie beispielsweise Diebstäh-
le von hochwertigen Kraftfahrzeu-
gen, Diebstahl von LKW-Ladun-
gen durch Planenschlitzen sowie 
Sprengungen von Geldausgabeau-
tomaten. 

In den Focus rückt seitdem die 
internationale Zusammenarbeit, 
hier insbesondere mit dem Nach-
barland Polen, und die Arbeit in 
länderübergreifenden Projekten.

Juliane Rasch

sowie Kontrollen bei Gefährdern 
und Relevanten Personen umge-
setzt. Eine Eingrenzung relevan-
ter Zielobjekte und -personen ist 
kaum möglich. Grundsätzlich rich-
ten terroristische Organisationen, 
aber auch Einzeltäter oder Rück-
kehrer aus Jihadgebieten bzw. ter-
roristischen Ausbildungslagern, ih-
re Zielauswahl nach wie vor daran 
aus, möglichst hohe Opferzahlen 
und ein Maximum an infrastruktu-
rellem und wirtschaftlichem Scha-
den bei größtmöglicher medialer 
Aufmerksamkeit zu erreichen.

Im Januar 2015 wurde das Lan-
deskriminalamt mit der Bildung ei-
ner Ermittlungsgruppe (EG) „Sala-
fismus“, zunächst für die Dauer von 
drei Monaten beauftragt. Wenige 
Wochen später wurde die EG in die 
Besondere Aufbauorganisation 

Weltweit ist eine hohe Zahl – 
meist gegen westliche Interessen 
gerichteter – jihadistisch motivier-
ter Anschläge, Anschlagsversu-
che und -planungen festzustellen. 
Von Einzeltätern und autonom 
agierender Gruppen, aber auch 
seitens internationaler jihadisti-
scher Organisationen, muss bun-
desweit von einer hohen abstrak-
ten Gefährdung ausgegangen wer-
den, die sich jederzeit durch ter-
roristische Taten konkretisieren 
kann. 

Vor dem Hintergrund des isla-
mistisch motivierten Anschlags 
auf das französische Satiremaga-
zin „Charlie Hebdo“ in der Innen-
stadt von Paris am 07.01.2015 wur-
den an polizeilich relevanten Ob-
jekten und zu gefährdeten Perso-
nen Schutzmaßnahmen realisiert, 

Mit der europäischen Erweiterung 
und dem Wegfall der Grenzkont-
rollen 2007 zu Polen, wurde ein 
Anstieg des grenzüberschreiten-
den Personen- und Fahrzeugver-
kehrs verzeichnet. Die gewonnene  
Reisefreiheit wurde aber auch 
durch international agierende Tä-
terbanden ausgenutzt. Es kam u.a. 
zum Anstieg der Kfz-Kriminalität. 
So wurde im Februar 2010 die Ge-
meinsame Ermittlungsgruppe KFZ 
im damaligen Polizeipräsidium 
Frankfurt (Oder) gegründet. Im 
Oktober 2010 verfügte der damali-
ge Polizeipräsident die Bildung der 
BAO Grenze und weitete diese im 
April 2011 auf das gesamte Land 
Brandenburg mit den Standorten 
Schwedt, Oranienburg, Potsdam, 
Frankfurt (Oder) und Cottbus aus. 

Islamismus und Politisch 
motivierte Ausländerkriminalität

Soko Grenze im Wandel

(BAO) „Salafismus“ überführt. Seit 
Dezember 2016 wurde die BAO und 
die Auswertung Politisch motivier-
ter Ausländerkriminalität (PMAK) 
in das Dezernat LKA 340 – Aus-
wertung/Ermittlung – Islamismus/
PMAK übergeleitet und in die All-
gemeine Aufbauorganisation (AAO) 
integriert.  Das Dezernat LKA 340 
ist in das „Kriminalkommissariat 
Ermittlungen Islamismus/PMAK“ 
und das „Sachgebiet Auswertung 
Islamismus/PMAK“ unterteilt. 

Mit Unterstützung der Bereit-
schaftspolizei wurden regelmä-
ßig Großkontrollen durchgeführt. 
Die Einrichtung einer Schwer-
punktstaatsanwaltschaft in Frank-
furt (Oder) sichert eine sehr gute 
Zusammenarbeit zwischen Poli-
zei und StA und führte bereits zu 
mehreren Verurteilungen zu ho-
hen Haftstrafen bei beweissicher 
festgenommen Beschuldigten.

Am 12.03.2014 wurde die BAO 
als Soko Grenze dem Leiter des 
Landeskriminalamtes Branden-
burg unterstellt. Eine strukturelle 
Änderung erfolgte am 01.11.2016 
mit der Schaffung des Dezernates 
220 für Schwere Grenzüberschrei-
tende Eigentumskriminalität. 

Das Dezernat 220 setzt sich der-
zeit aus Mitarbeitern der ehema-
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Komplexuntersuchung  

Aufklärung 
eines Tatverlaufs s        

Am 20.01.2015 suchen drei Mitar-
beiter des Kreisveterinäramtes 
den Hof von Bauer Z. (72) in Klein 
Behnitz auf, um dessen vernach-
lässigte Kühe abzuholen. Vor Ort 
jedoch eskaliert die Situation. 
Nach einer verbalen Auseinan-
dersetzung läuft Bauer Z. ins 
Haus, kehrt mit einer Hahndop-
pelflinte wieder zurück und er-
schießt einen Mitarbeiter des Ve-
terinäramtes. Die beiden anderen 
Mitarbeiterinnen flüchten vom 
Hof und alarmieren die Polizei. 
Bauer Z. wird durch die eintref-
fende Polizei widerstandslos in 
Gewahrsam genommen, für den 
Mitarbeiter des Veterinäramtes 
kommt jede Hilfe zu spät.

Bei der Vernehmung gibt der Be-
schuldigte später aber an, dass er 
mehrere Meter vom Geschädigten 
entfernt gestolpert sei und sich ein 
Schuss aus der Flinte gelöst hatte. 

Die beiden Zeuginnen sagen aus, 
dass der Beschuldigte ihnen auf ih-
rer Flucht noch hinterher geschos-
sen hätte.

Zur Klärung der Tatablaufs wur-
de eine Komplexuntersuchung 
der Bereiche Schusswaffen und 
Schmauchspuren in Auftrag gege-
ben. Ziel dieser Untersuchungen 
war insbesondere festzustellen:
■■ befindet sich die Hahndoppel-
flinte in einem funktionstüchti-
gen Zustand und
■■ aus welcher Entfernung erfolgte 
die Schussabgabe auf den Mitar-
beiter des Veterinäramtes.

Bei der zur Schussabgabe ver-
wendeten Waffe handelte es sich 
um eine russische Hahndoppel-
flinte, Kal. 16/70 mm, die im Jah-
re 1966 hergestellt wurde (Abbil-
dung 1  Hahndoppelflinte). Der 
Schaft der Kipplaufwaffe war geris-
sen und in diesem Bereich mit Ge-
webeband umwickelt. Ein Vorder-
schaft, über den durch eingearbei-
tete Teile bei Kipplaufwaffen beim 
Abkippen des Laufpaares u. a.  
auch der Patronen- bzw. Hülsen-
auszieher  betätigt wird, war nicht 
vorhanden. Bei der Sicherstellung 
wurde im rechten Lauf eine ge-

1

3

2
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zündete Hülse einer Flintenlauf-
geschosspatrone, Kal. 16/70mm 
(Abbildung 2  Hülse) und im lin-
ken Lauf eine Flintenlaufgeschoss-
patrone, Kal. 16/70mm mit einem 
punktartigen Anzündhütchen-
anschlag vorgefunden. Im Ergeb-
nis der waffentechnischen Unter-
suchung sowie des durchgeführ-
ten Experimentalschießens wurde 
festgestellt,  dass sich die Hahn-
doppelflinte in einem schussfä-
higen Zustand befand und eine 
Schussabgabe ohne Betätigung des 
jeweiligen Abzuges aus den beiden 
Läufen nicht möglich war. Eben-
so zeigte sich beim Experimental-
schießen, dass ein Entfernen von 
gezündeten Patronenhülsen aus 
den Patronenlagern des Laufpaa-
res nur unter Verwendung von 
Hilfsmittel möglich war. Die Ab-
gabe von mehreren Schüssen in ei-
nem kurzen Zeitabstand aus dem-
selben Lauf gelang auf Grund des 
erheblichen Zeitaufwandes beim 
Entfernen der gezündeten Patro-
nenhülsen aus den Patronenlagern 
des Laufpaares nicht.

Bei der Untersuchung der Ja-
cke des Geschädigten wurde ein 
Einschuss im linken Bauchbe-

reich festgestellt (Abbildung 3  Ja-
cke). Der Ausschuss befand sich 
im rechten unteren Rückenbe-
reich. Zur Bestimmung der Schus-
sentfernung wurden mit der sicher-
gestellten Hahndoppelflinte ei-
ne Reihe von Experimentalschüs-
sen aus definierten Entfernungen 
auf Stoffproben von der Jacke des 
Geschädigten abgegeben (Abbil-
dung 4  Experimentaufbau). Die 
Stoffproben sind dazu vor einen 
Block aus ballistischer Seife befes-
tigt worden. Die Abbildung 5  Sei-
fe-Ausschuss zeigt die faustgroße 
Ausschussbeschädigung in einem 
Seifenblock, die durch ein Flin-
tenlaufgeschoss verursacht wur-
de. Die Schmauchverteilungen, 
auf den beim Experimentalschies-
sen erzeugten Stoffproben, wur-
den visuell mit der Schmauchver-
teilung um die Einschussbeschädi-
gung verglichen. Dabei ist für den 
Einschuss in der Jacke des Geschä-
digten eine Schussentfernung von 
ca. 20 cm bis 30 cm festgestellt wor-
den (Abbildung 6  SEB Vergleich).

Durch die Komplexuntersu-
chung konnte sowohl die Aussa-
ge des Bauers, zur versehentlichen 
Schussabgabe aus mehreren Me-

eines Tatverlaufs s        

tern Entfernung, als auch die Aus-
sagen der Zeuginnen, zur mehr-
fachen Schussabgabe des Bauers 
in einem kurzen Zeitabstand, wi-
derlegt und dem Gericht die ent-
scheidenden Sachbeweise für die 
Urteilsfindung zugeliefert werden. 
Das Urteil lautete schließlich sie-
ben Jahre Haft wegen Totschlags. 
Der schlechte Gesundheitszu-
stand und die beginnende Demenz 
des Angeklagten wurden strafmil-
dernd berücksichtigt.

Dieter Peters, 
Sven Kraschinski

6

54
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Schaut man auf 25 Jahre in der Textilfaseruntersu-
chung zurück, fällt Eines ganz besonders auf: Das 
LKA 421 hat sich neuen Anforderungen an krimi-
nalistische Fragestellungen angepasst. Neben der 
klassischen Textilfaseruntersuchung zum Nach-
weis eines Kontaktes eines Textils mit anderen Tex-
tilien oder Gegenständen, der Untersuchung von 
Textilbeschädigungen (u. a. Passspuren) umfasst 
das Gebiet die Untersuchung von Anschmelzspu-
ren bei Verkehrsunfällen und den Textil-Bild-Ver-
gleich (TBV). 

Das unsichtbare Auge

Im Zuge des Ausbaus elektronischer Überwachungs-
systeme etwa in Verkaufseinrichtungen, Banken und 
an öffentlichen Plätzen, besteht die Möglichkeit, in 
Verbindung mit der biometrischen Gesichtserken-
nung, Identifizierungen an Hand getragener Beklei-
dungsgegenstände vorzunehmen. 

Des Weiteren können sich Ermittlungshinweise auf 
eine Täterbekleidung ergeben, die bei späteren Haus-
durchsuchungen gesichert werden kann. So auch im 
Falle einer Räuberischen Erpressung in einem Netto 
Discount Markt 2015 kurz vor Ladenschluss.

Untersuchungsmaterial

Für die Begutachtung wurden Videoaufnahmen der 
Raumüberwachungsanlage gesichert. Es handelt 
sich um viereinhalb- bis fünfminütige Videos von 
insgesamt acht Kameras, welche jeweils eine andere 
Perspektive im Markt aufzeichnen.

Der TextilBildVergleich

In den Aufzeichnungen ist erkennbar, dass eine mas-
kierte und bewaffnete Person den Markt betritt und 
beide Mitarbeiterinnen auffordert, ihm zu den Kas-
sen zu folgen. Dort wurden die Kassen in die mitge-
brachte Reisetasche des Täters entleert, der im An-
schluss den Discounter verlässt.

Nach Sicherstellung von Vergleichsmaterial ei-
nes Tatverdächtigen galt es über den TEXTIL-BILD-
VERGLEICH zu klären, ob es sich bei den gesicher-
ten Bekleidungsgegenständen um die in den Videos 
abgebildeten Textilien handelt.

Untersuchung

Die gesicherten Videoaufnahmen wurden ausgewer-
tet und entsprechende Standbilder erzeugt. Die er-
kennbaren textiltechnischen Parameter  wurden in 
Gruppen- und Individualmerkmale eingeteilt.
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Untersuchungsergebnis
Im Ergebnis der Untersuchung weisen die Maske 
und die Handschuhe übereinstimmende Gruppen-
merkmale auf und konnten nicht ausgeschlossen 
werden. Der beim Tatverdächtigen gesicherte Over-
all wurde an Hand der übereinstimmenden Grup-
pen- und Individualmerkmale eindeutig als der zum 
Tatzeitpunkt getragene Overall identifiziert. Über 
die DNA-Untersuchungen wurden an den Beklei-
dungsgegenständen ausschließlich DNA-Merkmale 
des Tatverdächtigen nachgewiesen.
 

Urteil des Landgerichts 
Neuruppin 
Zehn Jahre Freiheitsentzug.

Angela Buchholz

Die Analyse der Bekleidung des Täters zeigte fol-
gende Gruppenmerkmale / Individualmerkmale

Maske: schwarz, Augenschlitze mit Zwischensteg, 
Mundöffnung
Overall: Flecktarnmuster, Raglanärmel, Brustta-
schen mit Taschenklappe und Druckknopf, Blende 
im Vorderteil, Eingriff-Taschen, u. a.
Fingerhandschuhe: Finger weiß

Einzig das Flecktarnmuster des Overalls war als In-
dividualmerkmal einzustufen. Alle anderen festge-
stellten Details sind Gruppenmerkmale, also bei 
ähnlichen Kleidungsstücken nahezu identisch und 
damit eine eindeutige Zuordnung zur abgebildeten 
Person nicht möglich.

Mitgeführte Gegenstände:
Langwaffe, die im Sachgebiet Ballistik untersucht 
wurde, Reisetasche (nicht im Bild)

Im Anschluss wurden die Gruppen- und Individual-
merkmale mit den gesicherten Textilien des Tatver-
dächtigen vergleichend untersucht. Dabei wurden 
im Sachgebiet Kriminalistische Fotografie des LKA 
mit engagierter Unterstützung eines Kollegen der 
LKA Tatortdienste Vergleichsaufnahmen von Stand-
situationen gefertigt.

Täter im Kassenbereich Vergleichsmaterial Vergleichsaufnahme
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2016 Einrichtung eines 
CyberCompetenceCenter 
(CCC) 
Die neu gewählte Bezeichnung für 
die Fachdienststelle Cybercrime 
im LKA (LKA 120) orientiert sich 
an den aktuellen Dienststellenbe-
zeichnungen der anderen Landes-
kriminalämter. Sie steht sinnbild-
lich für die bewährte zentrale Bün-
delung von personellen und mate-
riellen Ressourcen zur fachlich 
kompetenten Bekämpfung jegli-
cher Kriminalitätsphänomene, die 
im Zusammenhang mit dem Inter-
net und Datennetzen stehen.

Mit dem CCC entsteht eine neue 
Fachdienststelle, in der die präven-
tiven und repressiven Aufgaben so-
wie die Ermittlungsunterstützung 
zur Bekämpfung der Cybercrime 
zusammengefasst werden.

Das zum 01.11.2016 neu ge-
bildete Dezernat „Cyber-Compe-
tence-Center“ verfügt neben einem 
deutlichen Zugewinn an Kompe-
tenzen und Personal aktuell über 
ein Kommissariat und drei Sach-
gebiete. 

Die vier Organisationseinheiten 
mit ihren Kernaufgaben:

LKA 121 
Kriminalkommis sariat 
Auswertung/Ermittlungen, 
qualifizierte Cybercrime

■■ Ermittlungen insbesondere in 
Fällen der qualifizierten Cyber-
crime bei Erforderlichkeit be-
sonderer Kenntnisse der Infor-
mationstechnologie, 

■■ Zentrale Internetrecherche (ZIR), 
Durchführung anlassunabhän-
giger Recherchen im Internet zur 
Erkennung von Straftaten und 
Gewinnung von Ermittlungs- so-
wie Fahndungsansätzen,
■■ Zentrale strategische und opera-
tive Auswertung Cybercrime,
■■ Zentrale Ansprechstelle Cyber-
crime (ZAC)/Spezialprävention 
der Polizei des Landes Branden-
burg als „Single Point of Con-
tact“ (SPoC) für die Wirtschaft 
und Behörden,
■■ Ansprechstelle Kinder- und Ju-
gendpornografie.

LKA 122 
Sachgebiet Informations
technische Überwachung 
(ITÜ)

Das Sachgebiet ITÜ (früher Sach-
bereich TKÜ) ist als zentrales Ser-
vicecenter für alle Fragen im Zu-
sammenhang mit der ITÜ/TKÜ/
TK-Verkehrsdatenerhebung/-aus-
wertung zur Strafverfolgung und 
Gefahrenabwehr zuständig.

Der Bereich deckt aufgrund der 
vorhandenen Kompetenzen und 
Zuständigkeiten umfängliche Auf-
gaben hinsichtlich der technischen 
und logistischen Administration 
zur Telekommunikation (TKÜ) und 
informationstechnischen Überwa-
chung (ITÜ) ab. 

Der Sachgebiet ITÜ wurde zum 
01.11.2016 neu in das „Cyber-
Competence-Center“ integriert. Der 
Dienstsitz ist Potsdam.

Historische Entwicklung der 
Fachdienststelle Cybercrime 
im Landeskriminalamt

2008 Einrichtung eines 
IuKKompetenzzentrums
In diesem Bereich waren die Zent-
ralstelle IuK-Kriminalität, die An-
sprechstelle Kinder- und Jugend-
pornografie, die DV-Beweissiche-
rung und die IuK-Forensik ange-
siedelt.

2011 Einrichtung eines 
Dezernates Cybercrime
Mit dem Dezernat LKA 120 des 
LKA wurde eine zentrale Fach-
dienststelle zur Bekämpfung der 
Cybercrime im Land Brandenburg 
mit vier Sachgebieten gebildet:

■■ LKA 121 KK Auswertung / Er-
mittlungen qualifizierte Cyber-
crime
■■ LKA 122 Geldwäsche (GFG Po-
lizei/ Zoll)
■■ LKA 123 IuK-Service
■■ LKA 124 IuK-Forensik

HEUTE  ■ Zentrale Aufgaben
 ■ Zentrale Ermittlungen
 ■ Abteilung  Zentraler Staatsschutz und Terrorismusbekämpfung
 ■ Kriminaltechnisches Institut

Das neue CyberCompetenceCenter
Im Zuge der Evaluation der Poli-
zeistrukturreform „Polizei Bran-
denburg 2020“ wurde zum 01. No-
vember 2016 das „Cyber-Compe-
tence-Center (CCC)“ im Landes-
kriminalamt Brandenburg gebil-
det. Die Befassung mit der The-
matik „Internetkriminalität“ in 
Form einer zentralen Fachdienst-
stelle im LKA reicht bis in das 
Jahr 2008 zurück. 
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■■ Klassifizierung kinder- und ju-
gendpornografischer Schriften, 
Erzeugung von Hash-Sets und 
Übermittlung dieser Hash-Sets 
sowie der Originaldateien an 
das BKA,
■■ Sicherung beweiserheblicher Da-
ten von Mobilfunkendgeräten 
(Mobilfunkforensik),
■■ Aufbereitung von Daten für die 
dezentrale Auswertung durch 
die kriminalpolizeiliche Sachbe-
arbeitung.

LKA 124 
Sachgebiet IuKForensik
Das Sachgebiet IuK-Forensik 
nimmt zentral für die Polizei-
dienststellen im Land folgende 
Aufgaben wahr:

■■ Analyse, Interpretation und Be-
gutachtung von elektronisch ge-
speicherten Daten und von Da-
tenträgern,
■■ Entschlüsselung passwortge-
schützter Daten und Datenträ-
ger,
■■ Datensicherung zu Fällen mit 
besonderen technischen Anfor-
derungen,
■■ Aufbereitung von Daten für die 
Auswertung durch die kriminal-
polizeiliche Sachbearbeitung,
■■ Fachaufsicht für die Datensiche-
rung landesweit.

Das Cyber-Competence-Center 
im Landeskriminalamt ist mit den 
Zielstellungen angetreten,

■■ über die Qualifizierung und 
Spezialisierung der Mitarbeiter 

Zu den Kernaufgaben gehören:

■■ Verstärkung der TKÜ-bezoge-
nen Netzwerkforensik, Nach-
bearbeitung von aufgezeichne-
ten Rohdaten insbesondere hin-
sichtlich der Meta-Daten von 
Kommunikation und eingesetz-
ter Verschlüsselungstechniken,
■■ Schaffung der technisch-orga-
nisatorischen und taktischen 
Grundlagen sowie Vorbereitung 
der Einsetzbarkeit von QTKÜ1 
(ggf. in Kooperation mit der Po-
lizei Berlin) in der Polizei BB,
■■ Schaffung der technischen und 
fachlichen Voraussetzungen zur 
(und folgend) Durchführung 
von Maßnahmen zur Home-
pageüberwachung, IP-Tracking 
und Server-TKÜ (ggf. auch in 
Kooperation),
■■ Auswertung strukturierter Mas-
sendaten.

LKA 123 
Sachgebiet IuKService
Das Sachgebiet IuK-Service ist als 
Service-Bereich des CCC an den 
Standorten Eberswalde, Potsdam 
und Cottbus für die Dienststellen 
der Polizei verfügbar. Zu den Kern-
aufgaben des LKA 123 gehören:

■■ Sicherung beweiserheblicher Da-
ten von Datenträgern und Gerä-
ten der Informations- und Kom-
munikationstechnik, 
■■ Forensische Untersuchung und 
Analyse gesicherter Datenbe-
stände hinsichtlich des Besitzes 
kinder- und jugendpornografi-
scher Schriften, 

LKA 121 

Auswertung / Ermittlung
qualifizierte Cybercrime

LKA 123 

IuK-Service

LKA 122 

Informationstechnische 
Überwachung (ITÜ)

LKA 124 

IuK-Forensik

LKA 120
Cyber-Compentence-Center (CCC)

´

die Fachkompetenz bei der Be-
kämpfung von Cybercrime im 
Land Brandenburg zu stärken,
■■ das Dunkelfeld der Kriminalität 
und die Gefährdungspotenziale 
in Datennetzen mit dem Schwer-
punkt Internet weiter aufzuhel-
len sowie
■■ einen Beitrag zur Stärkung die 
IT-Sicherheit von Unternehmen 
und Behörden sowie zur Er-
höhung der Sicherheit bei der 
Nutzung des Internets im Land 
Brandenburg zu leisten.

Ausgehend von der derzeiti-
gen Cyber-Lage ist davon auszuge-
hen, dass die Phänomene der Cy-
bercrime auch in den kommenden 
Jahren weitere Kriminalitätsberei-
che durchdringen werden. 

Die von diesem Kriminalitätsfeld 
ausgehenden Gefahren für den Pri-
vat- und Wirtschaftsbereich sowie 
für die Gesellschaft werden insge-
samt weiter zunehmen. Daher ist 
mit Blick auf eine wirkungsvolle 
Bekämpfung von Cybercrime so-
wohl im präventiven als auch im 
repressiven Sinne ein ganzheitli-
cher Ansatz, ggf. in Kooperation 
mit Forschungseinrichtungen und 
Wirtschaftsbeteiligten, zu verfol-
gen. Zudem kommt der länderü-
bergreifenden polizeilichen Zu-
sammenarbeit sowie der Bünde-
lung von polizeilichen Ressourcen 
auch in Zukunft eine wesentliche 
Rolle zu.

Denny Speckhahn

1 Quellen-Telekommunikationsüberwachung
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1  Arbeitsplatz 
im Bereich 
Cyber-Compe-
tence-Center
2  Screenshot 
Ransomware 
WannaCry-
Sperrbild-
schirm
3  Technisches 
Detail der 
TKÜ-Anlage

4  Zentrale 
Serveranlage

LKA 123 
Sachgebiet IuKService

Im Sachgebiet 123 erfolgt die fo-
rensische Datensicherung digitaler 
Speichermedien aller Deliktsberei-
che. Daten auf Mobilfunkgeräten 
werden forensisch gesichert und 
ausgewertet. In Fällen von Kinder- 
und Jugendpornografie erfolgt die 
forensische Untersuchung, Aus-
wertung und Klassifizierung sowie 
die Eingabe der Daten in die Hash-
Datenbank des Bundeskriminal-
amtes. 

LKA 122 
Sachgebiet Informations
technische Überwachung (ITÜ)
Die zentrale Telekommunikations-
überwachungs-Stelle (TKÜ) der 
Polizei des Landes Brandenburg 
stellt die technisch/logistischen Tä-
tigkeiten zur gesetzlich legitimier-
ten Telekommunikationsüberwa-
chung (lawful interception) und Te-
lekommunikationsverkehrsdaten-
erhebung sicher. Informationen 
aus aufgezeichneten Daten, die 
nicht automatisch mit der TKÜ-
Standardsoftware dargestellt wer-
den, werden begutachtet und inter-
pretiert. 

Im CCC werden Ermittlungen und Auswertungen 
zu qualifizierter Cybercrime geführt sowie Dunkel-
felder der Kriminalität und entsprechende Gefähr-
dungspotenziale in Datennetzen, insbesondere dem 
Internet, aufgehellt. Unternehmen können bei IT-
Sicherheitsvorfällen direkten Kontakt mit fachkun-
digen Polizeibeamten aufnehmen. Darüber hinaus 
ist die hier integrierte Ansprechstelle Kinderporno-
grafie für die strategische Aus- und Bewertung der 
Entwicklung des Phänomenbereichs Kinder- und 
Jugendpornografie sowie für die Koordinierung der 
Strafverfolgung in diesem Deliktsfeld zuständig.

Zentralstellen aufgaben 
Dezernat CyberCompetenceCenter

1 3

6
2

4

5  Forensische 
Untersu chun-
gen an einer 
elek tronischen 
Baugruppe
6  Darstellung 
von Bild-
Dateien in dem 
forensischen 
Auswertepro-
gramm EnCase
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LKA 124 
Sachgebiet IuKForensik

Das Sachgebiet 124 beschäftigt 
sich mit der Interpretation und Be-
gutachtung von Daten, die auf di-
versen Datenträgern (Festplatten, 
USB-Sticks, Speicherkarten etc.) 
gespeichert sind. Dabei werden 
ggf. die Verschlüsselungen bzw. 
Datenträgersperren aufgehoben 
oder umgangen und die gelöschten 
Daten wieder hergestellt. 

Im Sachgebiet Kriminalistische Fotografie/Zentrales Fotolabor des 
Kriminaltechnischen Instituts (KTI) des Landeskriminalamtes 
Brandenburg werden unter anderem Spuren- und Sachfotografie 
unter Laborbedingungen im Nah-, Makro- und UV/IR-Bereich mit 
den jeweils erforderlichen Methoden und Geräten durchgeführt. 
Diese Dienstleistungen stehen insbesondere den Untersuchungs-
abteilungen des KTI aber auch allen anderen Dienststellen der Po-
lizei des Landes Brandenburg zur Verfügung.

Zunächst existierten zwei getrennte Standorte für die Expertise und 
die nasschemische Entwicklung.

In der Fotografie hat sich seit der Gründung des LKA bis heute ein 
starker Wandel vollzogen. Triebkraft war und ist vor allem die fort-
schreitende Digitalisierung. Während bis zur Jahrtausendwende zu-
meist analoge Aufnahmeverfahren und nasschemische Entwicklungs-
prozesse im Vordergrund standen, haben sich digitale Aufnahme- und 
Verarbeitungsprozesse mit großer Geschwindigkeit entwickelt und 
bisherige Technologien weitestgehend ersetzt. Heute werden bundes-
weit überwiegend digitale Technologien in allen Bereichen der polizei-
lichen Fachfotografie eingesetzt. Nach der Zusammenführung der Be-
reiche Expertise und Entwicklung im KTI in Eberswalde werden, nach 
Durchführung umfangreicher Modernisierungsmaßnahmen, aktuelle, 
digitale Aufnahmeeinrichtungen und Verarbeitungsverfahren verwen-
det. Damit wurde die Voraussetzung geschaffen, den unterschiedlichs-
ten Anforderungen an die Spuren- und Sachfotografie nach heutigen 
Maßstäben gerecht zu werden.

Andreas Reich

Spurenfotografie 
gestern und heute

5



102

25 JAHRE LKA BRANDENBURG

In 25 Jahren wandeln sich die Arbeitsgegenstände 
der kriminalpolizeilichen Arbeit genauso wie der 
Zeitgeist. Neue Kriminalitätsphänomene kommen, 
andere treten dafür in den Hintergrund. Das LKA ist 
dabei stets bemüht am Puls der Zeit zu sein. Es wur-
den z. B. neue Dezernate für die Bekämpfung des Is-
lamistischen Terrorismus oder der Internetkrimina-
lität gegründet und die Organisationsstrukturen so-
mit an die gesellschaftlichen Herausforderungen 
angepasst. In den letzten Jahren rückte nach zwei 
Auseinandersetzungen mit Schusswaffen in Sach-
sen-Anhalt und Bayern ein im polizeilichen Staats-
schutz altbekanntes Phänomen in den Fokus der 
breiten Öffentlichkeit – gemeint sind die sogenann-
ten „Reichsbürger“ und Selbstverwalter. 

»Reichsbürger« 
und sogenannte 
Selbstverwalter  
ein neues altes 
Problem

Unter dem Schlagwort „Reichs-
bürger“ und Selbstverwalter wer-
den Gruppierung und Einzelper-
sonen zusammengefasst, denen als 
bestimmendes Merkmal gemein-
sam ist, dass sie die Existenz und 
Rechtmäßigkeit der Bundesrepub-
lik Deutschland als Staat und ab-
lehnen. Einige „Reichsbürger“ be-
haupten u. a., Deutschland sei ein 
von den alliierten Westmächten 
nach wie vor besetztes Gebiet, der 
Freistaat Preußen oder das Dritte 
Reich bestehe fort, sie gehörten 
zum indigenen Volk der Germani-
ten oder die Bundesrepublik sei in 
Wirklichkeit eine GmbH und gar 
kein Staat. Deshalb lehnen sie die 
Gesetze ab, weigern sich Steuern 
zu zahlen, einen Ausweis zu tra-
gen, ihr Auto mit einem gültigen 
KfZ- Zeichen zu versehen oder 
schreiben seitenlange Widersprü-
che zu Bußgeldbescheiden, die sie 
nicht begleichen wollen. Für die 
Behörden sind solche schikanösen 
Aktionen eine erhebliche Belas-
tung. Wissenswertes zu diesem 
Phänomen berichtet Jan-Gerrit 
Keil, der im LKA 300 für diesen Be-
reich zuständige Kriminalpsycho-
logen.

Wie kam es dazu, dass sie sich mit 
dem Gegenstand befassten?

Auslöser war ein konkreter Fall in 
der PD West im Jahr 2013, bei dem 
sich ein offensichtlich psychisch 
kranker und wahnhaft gestörter 
„Reichsbürger“ so in seiner Ideolo-
gie verstrickt hatte, dass er sich am 
Ende das Leben nahm. Er glaubte, 
er könnte mit seinem Geist in die 
Gestalt eines SS-Soldaten in das 
Jahr 1945 „reisen“. Es stellte sich 
hier zum einen die Frage der Eigen- 
und Fremdgefährdung, denn es 
waren auch mehrere Bedrohungs-
schreiben an Politiker vorausge-
gangen. Zum anderen war trotz der 
psychischen Erkrankungen der 
Bezug zur Rechtsextremistischen 
Ideologie und damit zum LKA 300 
offensichtlich gegeben. Zeitgleich 
entdeckte der Brandenburger Ver-
fassungsschutz als einer der ersten 
die Relevanz des Themas und es 
kam zu einer intensiven Zusam-
menarbeit, in deren Folge wir in 
den letzten drei Jahren schon über 
3 000 Gerichtsvollzieher, Richter, 
Staatsanwälte, Finanzbeamte, 
Kommunalkassenverwalter, Jus-
tizvollzugsangestellte und Polizis-
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ten zu dieser Thematik fortgebildet 
haben. Seit 2016 und den Vorfällen 
in Reuden und Georgensgmünd ist 
das Thema dann auch an die breite 
Öffentlichkeit gelangt, bis dahin 
galten „Reichsbürger“ eigentlich 
nur als harmlose „Spinner“ und 
„Verrückte“. 

Lässt sich pauschal sagen, alle 
„Reichsbürger“ sind verrückt? 
Wie homogen ist die Szene der 
„Reichsbürger“?

Überhaupt nicht, das ist ja das gro-
ße Problem. Weder sind alle ver-
rückt noch sind alle als rechtsext-
rem oder gefährlich einzuordnen. 
Zwar wurzelt die Ursprungsidee 
des fortbestehenden Deutschen 
Reichs bereits tief im Rechtsextre-
mismus der 80er Jahre, aber mitt-
lerweile ist die Idee durch das In-
ternet mehrfach verbreitet und im-
mer wieder abgewandelt worden, 
so dass sich das Milieu stark aufge-
fächert hat und nunmehr viele ver-
schiedene Personenkreise anzieht. 
Neben dem klassischen Rechtsext-
remisten und politischen Provoka-
teur, der einen Gebietsrevisionis-
mus und ein deutsches Reich in 
den Grenzen von 1937 anstrebt 
finden sich auch viele „Mitläufer“ 
der Szene, die das „Reichsbürger-
Dasein“ als vermeintliches „Steu-
ersparmodell“ für sich entdeckt 
haben, um dem Bankrott zu entge-
hen. Denen geht es nur darum Ver-
wirrung zu stiften um einen Zah-
lungsaufschub zu erzielen, welcher 
Ideologie sie sich dabei bedienen 
ist gar nicht allen bewusst. Dann ist 
die Szene für Verschwörungsideo-
logen und Esoteriker attraktiv, die 
aus der Mehrheitsgesellschaft aus-
steigen wollen, manche von ihnen 
schließen sich sogar zu eigenen 
kleinen Königreichen zusammen. 
Des Weiteren finden wir Staatsver-
drossene und gewöhnliche Queru-
lanten, die sich neben vielen ande-
ren Methoden auch dieser Ideolo-
gie bedienen, um ihre Kämpfe mit 
den Behörden austragen zu kön-
nen. Und dann gibt es noch dieje-
nigen, die möglicherweise tatsäch-
lich unter einer psychischen Er-
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Abb. 10: Zusammenfassende Grafik Reichsbürgerphänomenologie
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krankung, nicht selten zum Bei-
spiel unter Größenwahn leiden 
und in dem festen Glauben leben, 
sie würden hohe und höchste 
Staatsämter bekleiden, wie 
„Reichskanzler“, „Reichspolizei-
präsident“, „König von Neu-
Deutschland“ und dergleichen. 
Dazu kommen die Selbstverwalter, 
die auf ihren eigenen Grundstü-
cken vermeintliche Mikrostaaten 
gründen und sich sogar die Mühe 
machen eigene Verfassungen zu 
geben. Nicht zuletzt besteht die 
Szene aus Verführten und Verfüh- ➞
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ker betroffen zu sein als städtische 
Gebiete. Oftmals finden sich in den 
Biografien geplatzte Lebensträu-
me, Kränkungserfahrungen oder 
biografische Brüche, wie das Weg-
falle der Arbeitsstelle oder ein an-
derweitiger Bedeutungsverlust. In 
der Reichsbürger-Ideolgie und der 
neuen Gruppe Gleichgesinnter se-
hen viele dann einen vermeintli-
chen Ausstieg aus der als unge-
recht erlebten Welt. Die Mehr-
zahl der „Reichsbürger“ ist ver-
bal aggressiv und bezweckt einen 
Zahlungsaufschub. Der Waffenge-
brauch ist bisher die absolute Aus-
nahme, jedoch beobachten wir im 
Vorfeld der Taten, dass die Täter 
ihre Gewalt im Vorhinein verbal 
rechtfertigten und im Internet als 
legitime Methode der Verteidigung 
gegen „staatliche Willkür“ ankün-
digten. Der Status der Selbstver-
waltung und die Tatsache, dass 
die Personen sich in einem Mo-
dus territorialer Verteidigung ihres 
Grundstücks wähnen, kann dabei 
genauso als Risikomerkmal ange-
sehen werden, wie der legale oder 
illegale Zugang zu Waffen.

Wie sollte Hauptstrategie für Po-
lizeisten in der Auseinanderset-
zung mit „Reichsbürgern“ sein?

Am besten ist es, wenn die Be-
amten routiniert und handlungssi-
cher ihre Arbeit machen und das 
Phänomen nicht dadurch aufwer-
ten, dass sie ihm inhaltlich Be-
achtung schenken. Diskussionen 
mit „Reichsbürgern“ führen er-
fahrungsgemäß zu nichts. Wich-
tig ist zu erkennen, dass man hier 
auf einen „trainierten“ Diskutan-
ten trifft, der Zeit gewinnen möch-
te. Die Argumentationsmuster sind 
üblicherweise das frühe und laut-

Bei dieser Vielfalt, gibt es denn 
gar keine Gemeinsamkeiten?

Doch, es lassen sich natürlich 
schon statistische Gemeinsamkei-
ten finden. Etwa 80 Prozent der 
„Reichsbürger“ sind männlich, au-
ßerdem existieren zu 70 Prozent 
bis dahin keine allgemein krimi-
nalpolizeilichen Vorerkenntnis-
se. Das Durchschnittsalter ist mit 
50 Jahren ungewöhnlich hoch 
im Vergleich mit anderen krimi-
nalpolizeilich relevanten Phäno-
menen. Über die Hälfte aller im 
„Reichsbürger“-Milieu bekann-
ten Personen ist älter als 51 Jahre. 
Man könnte von einer Problema-
tik der zweiten Lebenshälfte spre-
chen. Zudem scheint der ländli-
che, strukturschwache Raum stär-

rern, den sogenannten Milieuma-
nagern. Während die Verführten 
oft in einer finanziellen Notlage 
sind und nach einem Ausweg su-
chen, wie sie um weitere Zahlun-
gen herumkommen können, bie-
ten die Milieumanager zweifelhaf-
te „Beratungsleistungen“ und 
„Reichsbürger-Seminare“ an, bei 
denen sie den Verführten dann 
noch das allerletzte Geld aus der 
Tasche ziehen. Wir haben es wirk-
lich mit einer heterogenen Gemen-
gelage zu tun und jeder Fall muss 
einzeln betrachtet und bewertet 
werden. Es gibt durchaus Einzel-
personen, die sind sowohl rechts-
extrem, als auch Esoteriker, Anti-
semiten und größenwahnsinnige 
Narzissten. Das sind dann die ganz 
schwierigen Fälle.
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te und Kommunalkassenverwalter 
alleine nicht mehr weiter kommt. 
Unsere Aufgabe ist es dann, des-
sen Position sichtbar zu stärken 
und die Rechtsstaatlichkeit schnell 
wieder herzustellen, damit sich die 
„Reichsbürger“-Masche vor allem 
aus Sicht der Mitläufer nach kurzer 
Zeit als ineffektive Lösungsstrate-
gie ihrer Probleme demaskiert. 

starke Ergreifen der Redehoh-
heit und die „Strategie der De-
legitimierung“ („Weisen sie sich 
aus!“, „Da fehlt die handschrift-
liche Unterschrift“, „Der Dienst-
ausweis ist ungültig“, „Sie haben 
dazu kein Recht!“, „Sie sind kein 
richtiger Beamter“ usw.) sowie die 
„Strategie der Autoritätsumkehr“ 
(„Ich befehle Ihnen jetzt mal, was 
sie zu tun und zu lassen haben“, 
„Ich bringe sie vor den europäi-
schen Gerichtshof“, „Ich nehme 
sie fest wegen Plünderei“, „Ich ver-
klage sie auf mehrere Billionen“ 
etc.). Dadurch darf man sich nicht 
aus dem Konzept bringen lassen. 
Wichtig ist, sich ein zeitlich befris-
tetes kurzes Limit zu setzen, dieses 
offen zu kommunizieren und von 
Anfang an keinen Zweifel aufkom-
men zu lassen, dass danach unver-
züglich vollzogen wird. Natürlich 
gelten alle Grundsätze der Eigensi-
cherung wie sonst auch, insbeson-
dere die Vollzugshandlungen auf 
den Grundstücken der „Reichs-
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ge aufzudecken und letztendlich 
im Trefferfall Straftaten und -serien 
aufzuklären. Der PIAV ermöglicht 
über seine Funktionalitäten des 
automatisierten Abgleichs insbe-
sondere die Identifizierung von 
überörtlichen und deliktsübergrei-
fenden Kriminalitäts-phänomenen 
und handelnden Straftätern.

Was ändert sich durch 
den PIAV?
Mit der Einführung der jeweiligen 
PIAV-Dateien werden jeweils zu-
zuordnende kriminalpolizeiliche 
Meldedienste und Falldateien ab-
gelöst. In der ersten Ausbaustufe 
betraf dies den Sondermeldedienst 
Waffen- und Sprengstoffsachen. In 
den folgenden Ausbaustufen wird 
dieses Vorgehen analog fortgesetzt. 

hang, dass der PIAV direkt durch 
das jeweilige Fallbearbeitungssys-
tem beliefert und ausgewertet wer-
den kann. Die operative Kompo-
nente des PIAV wird bundesweit, 
so auch in Brandenburg, seit dem 
02.05.2016 bereits erfolgreich ge-
nutzt. Aus Brandenburg wurden 
bislang über 300 Fälle bereitge-
stellt. Ca. 3.300 sogenannte Altfäl-
le aus Brandenburg wurden im 
Vorfeld aus der abgelösten Fallda-
tei Bundeskriminalamt Waffen 
(FBK) übertragen. Insgesamt wur-
den ca. 160.000 Fälle aller PIAV-
Teilnehmer migriert. 

Was sind die Ziele des PIAV?

Zunächst einmal geht es darum Er-
kenntnisse zu teilen, dadurch Tat-
Tat und Tat-Täter Zusammenhän-

Was genau ist eigentlich 
der PIAV?

Der PIAV ist als Teil des Informati-
onssystems der Deutschen Polizei 
(INPOL) ein oberflächenloses Ver-
bundsystem zur unverzüglichen 
Bereitstellung von ausgewählten 
Personen-, Fall- und Sachdaten 
aus den Systemen des BKA, der 
Länderpolizeien, der Bundespoli-
zei und dem ZKA. Oberflächenlos 
bedeutet in diesem Zusammen-

Daniel und 
Mathis am 
Smart Board

Projekt Polizeilicher 
Informations und Analyse
verbund Brandenburg

Am 02.05.2016 wurde der Polizeiliche Informations- 
und Analyseverbund (PIAV) bundesweit in der ers-
ten Ausbaustufe – der Datei Waffen- und Spreng-
stoffkriminalität – eingeführt. Weitere sechs Ausbau-
stufen werden folgen. Durch den PIAV werden die 
bestehenden kriminalpolizeilichen (Sonder-) Mel-
dedienste und INPOL Fall-Dateien abgelöst.
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Projektleiter 
Kriminaldirektor 
Mathias Lux-Hain 
gewährt Einblicke 
in das Projekt

Der Umfang der Anlieferung be-
stimmt sich nach allgemeinen und 
spezifischen Relevanzkriterien. 

Neu ist auch die medienbruch-
freie Datenverarbeitung, die in 
Brandenburg mit der Erfassung in 
ComVor beginnt, mit der schnitt-
stellenbasierten Datenübertragung 
an das Fallbearbeitungssystem 
CRIME anschließt und schließlich 
mit der Bereitstellung der Daten an 
den PIAV endet.

Daten müssen somit nur einmal 
erfasst werden und sind dann für 
den gesamten Prozess wiederver-
wendbar. 

Möglich wurde diese Datenver-
arbeitung durch den erstmaligen 
Einsatz des Datenstandards XPO-
LIZEI im gesamtem Bundesgebiet.

Was kann man von PIAV 
in Zukunft erwarten?
Im Februar 2018 werden die PIAV-
Dateien Gewaltdelikte/gemeinge-
fährliche Straftaten und Rauschgift-
kriminalität eingeführt, wobei ins-
gesamt von einer deutlich höheren 
Fallzahl als bei der ersten Ausbau-
stufe ausgegangen werden kann. 
Dies wird insbesondere das LKA 
vor eine große Herausforderung 
stellen, da die überwiegende Mehr-
zahl der Delikte durch das Sachge-

PIAV-Ausbaustufen

Stufe 1  ❚ Gemeingefährliche Straftaten/Gewaltdelikte
 ❚ Waffen-/Sprengstoffkriminalität

Wirkbetrieb 
02.05.2016

Stufe 2  ❚ Gemeingefährliche Straftaten/Gewaltdelikte
 ❚ Rauschgiftkriminalität Wirkbetrieb  

Februar 2018

Stufe 3  ❚ Eigentumskriminalität/Vermögensdelikte
 ❚ Cybercrime
 ❚ Sexualdelikte

Stufe 4  ❚ Dokumentenkriminalität
 ❚ Schleusung/Menschenhandel/Sexuelle Ausbeutung

Stufe 5  ❚ Falschgeldkriminalität
 ❚ Geldwäsche
 ❚ Politisch Motivierte Kriminalität
 ❚ Arzneimittelkriminalität
 ❚ Wirtschafts-/Umweltkriminalität
 ❚ Korruption 

Stufe 6  ❚ Politisch Motivierte Kriminalität

Stufe 7  ❚ Organisierte Kriminalität

biet 111 „Operative und strategi-
sche Auswertung“ qualitätsgesi-
chert bereitgestellt wird.

Zuletzt wurde die herausragen-
de Bedeutung des PIAV bei der 
Herbsttagung des BKA durch den 
Bundesinnenminister Thomas De 
Maizere hervorgehoben. Das Pro-
jekt PIAV „wird ein zentraler Bau-
stein im angestrebten Informati-
onsverbund sein“. Gemeint ist da-
mit das bevorstehende Mammut-
projekt zur Modernisierung der 
gesamten polizeilichen IT-Struktur.
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von Polizisten keine Berücksichti-
gung, also ist für neue Kollegen ei-
ne umfangreiche und langwierige 
Ausbildung notwendig. Aber auch 
die erfahreneren Mitarbeiter stel-
len in regelmäßigen Übungen ihr 
Wissen und Können unter Beweis.

Arbeiten im 42 Kilogarmm 
schweren Bombenschutzanzug, 
dessen Helm alleine fast sechs Kilo-
gramm wiegt, verlangt eine gewisse 
körperliche Fitness. Das Einsatz-
spektrum ist breit gefächert. Alle 

Wofür steht die Bezeichnung 
„USBV“? 
Vor langer Zeit benutzte man die 
Bezeichnung „sprengstoffverdäch-
tiger Gegenstand“ und jeder wuss-
te Bescheid. Eine USBV ist eine 
unkonventionelle Spreng- und 
Brandvorrichtung. Wichtiger ist, 
dass sie als Gegenstände des alltäg-
lichen Bedarfs getarnt sein können.

Die Tätigkeit als Entschärfer für 
USBV findet in der Ausbildung 

Entschärfer 
 für USBVs        

Die Polizeien des Bundes und der 
Länder halten für besondere Ein-
satzlagen Kräfte bereit, die Ge-
fahren, die von Sprengsätzen aus-
gehen, beseitigen können. 

2 3

1
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operativen Einsatzkräfte können 
bestätigen, dass alles Undenkbare 
eintreten kann, getreu dem Motto: 
Es gibt nichts, was es nicht gibt! 

Angefangen von Veranstaltungs-
begleitungen mit Beteiligung von 
Schutzpersonen, Unterstützung 
bei Wohnungsdurchsuchungen 
mit USBV-Verdacht über die Be-
gutachtung und rechtliche Wür-
digung von Explosivstoffen, Py-
rotechnik und Kriegswaffen, bis 
hin zur Gefahrenabwehr bei ver-

1  Eine Geisel 
wird von einer 
Sprengvorrich-
tung befreit.
2  Überraschung 
für die Einsatz-
kräfte: Split-
terricht minen 
mit Bewegungs-
melder
3  Typische 
Jugendsünde: 
Im heimischen 

schiedensten Anschlagsszenarien. 
Für diese Aufgaben muss jeder ei-
ne Vielzahl von Fortbildungsmaß-
nahmen erfolgreich absolvieren. 

Gleichzeitig ist das Vorhalten 
von lageangepasster Einsatztech-
nik zwingend erforderlich. An die-
ser Stelle sei noch die Zunahme 
der Anforderungen durch den neu-
en Flughafen BER oder vermutete 
Terrorgefahren erwähnt.

Zu Recht erwartet der Steuer-
zahler von seiner Polizei, dass die 
Gefahr beseitigt wird. Dementspre-
chend orientieren sich die Kräfte-
planung, die Aus- und Fortbildungs-
maßnahmen sowie die technische 
Ausstattung an der aktuellen Be-
drohungslage und dem Stand von 
Wissenschaft und Technik.

Es versteht sich von selbst, dass 
innerhalb einer Behörde kurzfris-
tige Verzögerungen eintreten kön-

nen. Daher sei an dieser Stelle al-
len Beteiligten dafür gedankt, dass 
die im Jahr 1992 hergestellten Ent-
schärfungsroboter beginnend in 
diesem Jahr nach und nach erneu-
ert werden. Resultieren aus der hö-
heren Mittelzuweisung an die Poli-
zei können endlich notwendige In-
vestitionen getätigt werden. 

Die Kollegen Entschärfer für US-
BV im LKA 444 sehen sich mit ei-
ner Vielzahl von Herausforderun-
gen konfrontiert für deren erfolgrei-
che Bewältigung sie auf die Hilfe der 
gesamten Polizei angewiesen sind. 

Im LKA 444 wird daran gearbei-
tet, verschiedenste Bedrohungsla-
gen zu bewältigen, aber ehrlicher-
weise sind hier weder Siegfried 
noch Roy beschäftigt, sondern 
ganz normale Menschen.

Jerzy Koschorreck

5

4

Labor einen 
Böller basteln 
und dabei einen 
Unfall erleiden
4  Auch Schwim-
men will gelernt 
sein.
5  Ausbildung 
zum Thema 
Handentschär-
fung
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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

das Logikrätsel in unserer letzten 
Ausgabe war mit etwas Konzentra-
tion schnell zu knacken. Martin 
Eilig muss das Frühstück für seine 
Kolleginnen und Kollegen der Po-
lizeiinspektion Feierau ausrichten. 
Er warf beim Kegelabend nur vier 
Kegel um. Das Lösungswort des 
Buchstabenquadrates war „Muet-
ze“ und am großen Würfel  fehlten 
genau  27 kleine Würfel. Das er-
kannten wieder viele Leser und 
schickten ihren Lösungsvorschlag 
an die Redaktion. An die Gewin-
ner des Preisausschreibens der 
Ausgabe 1/2017 gingen die im Heft 
vorgestellten Bücher auf den Weg. 
Herzlichen Glückwunsch.

Dieb gesucht
Auch in dieser Ausgabe können Sie 
ihr Kombinationsvermögen testen. 
Finden Sie die richtige Person. Un-
sere Version des beliebten Spiels 
„Wer ist es?“ wurde eigens von Mir-
ko Roscher erarbeitet. Er ist im 
Landeskriminalamt Brandenburg 
für die visuelle Fahndungshilfe zu-
ständig. Wenn Sie die Tipps richtig 
miteinander verknüpfen, finden Sie 
die gesuchte Person. 

Auf der Inspektion erscheint Gre-
tel Fahrig, sie möchte eine Anzeige 
erstatten. Nach längerem Nachfra-
gen ist Polizeiobermeister Klug im-
mer noch nicht schlauer. Frau Fah-
rig besuchte, wie an jedem Diens-
tag, den Bingo-Abend im Clubhaus 
in der Nähe ihrer Wohnung. Mit da-
bei waren Männer und Frauen ihrer 
Bingo-Truppe. An diesem Abend 
strich Frau Fahrig den Tagesge-
winn ein. Als Sie – zu Hause ange-
kommen – das Sparschwein mit 
160 Euro Bingopreisgeld füttern 
will, konnte sie das Geld nirgends 
finden. Der Dieb konnte nur im 
Clubhaus zugeschlagen haben, da 
ist sich Gretel Fahrig sicher. In der 
Tat hatte sie eine Person in der Nä-
he ihrer Handtasche beobachtet.

in Bäckereien regen zu Misstrauen 
an. Obendrein wird ein Jugendli-
cher vermisst.

Wer die bestehenden Zuständig-
keiten der Polizei und des Nach-
richtendienstes wohlwollend ver-
nachlässigt und sich auf die Hand-
lung konzentriert, findet schnell 
Gefallen an dem lockeren Schreib-
stil, dem Spannungsaufbau und 
den vielen nebenbei erwähnten 
Ausflugstipps in der Uckermark.

Es ist der erste Kriminalroman 
des Autors Max Victor, ein zweiter 
– „Das Uckerlamm“ – soll noch in 
diesem Jahr erscheinen. Im richti-
gen Leben ist Max Victor nach ei-
genem Erzählen im Messebau tä-
tig und beruflich die meiste Zeit 
des Jahres in der ganzen Welt un-
terwegs. Für ihn ist die Uckermark 
Ruhepol und Rückzugsort. Seine 
Verbundenheit zur „Toskana des 
Nordens“ ist in der gesamten Ge-
schichte liebevoll zu erkennen. 

 ■ KARINA SCHULTER
PRESSESTELLE POLIZEIPRÄSIDIUM
AUSSENSTELLE EBERSWALDE

Eigentlich wollte Witzler, 
BND-Agent in Berlin, in 
seinem Häuschen in der 

Schorfheide seine Wunden über 
die unfreiwillig neu gewonnene 
Freiheit als Single lecken, als ihn 
eine Nachbarin mitten in der 
Nacht zu einem toten Russen am 
Wolletzsee ruft.

Anfänglich widerwillige Nach-
barschaftshilfe im strömenden Re-
gen wird dann zu „seinem Fall“, 
weil auch sein Chef in Berlin In-
teresse an den Hintergründen des 
Todes dieses russischen Marinein-
fanteristen hat. Agent Witzler wird 
kurzerhand der Mordkommission 
im LKA in Eberswalde als „Mitar-
beiter des Innenministeriums“ zu-
geteilt. Schnell findet er Gefallen 
an seinem neuen Arbeitsort und 
den Ermittlungen. Nicht ganz un-
schuldig daran ist eine attraktive 
Kollegin, die ihm als Partnerin für 
diesen Fall zur Seite gestellt wird. 
Weitere Tote werden gefunden, 
aufreibende Verfolgungsjagden be-
ginnen, ungewöhnliche Geldflüsse 

Ermittlung zwischen 
Oder und Havel 
Ein Uckerkrimi

Max Victor
DER UCKER-
RUSSE
Ein Uckerkrimi
Books on 
Demand, 
220 Seiten
9,99 Euro 
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Pausenkritzeln

Malbücher für Erwachsene boomen derzeit. 
Die Kritzelei soll entspannen und beruhigen, 
einen Versuch ist es wert: Alle Flächen mit ei-
nem Punkt müssen komplett ausgemalt wer-
den, idealer Weise mit einem schwarzen Stift. 
So entsteht aus wirren Segmenten ein Bild. 
Beim Ausmalen der frei gebliebenen Felder 
sind Ihnen anschließend natürlich keine kre-
ativen Grenzen gesetzt. Viel Spaß! 

Max

Paul

Hermann

Sam

Robert

Bill

Richard

Joe

Eric

Anita

Georg

Franz

Phillip

Claire

Tom

Anne

Frau Fahrig soll nun eine möglichst 
genaue Personenbeschreibung ab-
geben, was sich als nervenaufrei-
bendes Unterfangen für Polizei-
obermeister Klug herausstellt. In-
zwischen hat er jedoch auf der 
Website des Clubhauses ein Foto 
der Bingo-Gemeinschaft gefun-
den. Mühsam versucht er nun, den 
Kreis der Verdächtigen anhand der 
Beschreibungen von Gretel Fahrig 
einzugrenzen. Wer war der Täter?

■■ Die Person trug keine Kopf-
bedeckung,
■■ auch keine Brille. 
■■ Die Ohren waren zu sehen, 
■■ aber keine Ohrringe.
■■ Frau Fahrig meint eine Kurz-
haarfrisur erkannt zu haben. 
■■ Das Gesicht war glatt, wie ein 
Baby-Popo.

Wer hat Frau Fahrig um ihren Ge-
winn gebracht? 

Ihren Lösungsvorschlag schicken 
Sie uns bitte per Brief oder E-Mail 
an die Redaktion:

Ministerium des Innern 
und für Kommunales 
Redaktion info110
Henning-von-Tresckow-
Straße 9–13
14467 Potsdam
info110@mik.brandenburg.de

Als Gewinn winken verschiede 
Romane, sowie Testtrainer, die der 
Redaktion als Rezensionsexempla-
re zugeschickt wurden. Einsende-
schluss ist der 30. September 2017. 
Das Los entscheidet.

Sudoku



Landeskriminalamt Brandenburg 

Tag der offenen Tür 

    

 ■ 10:00 bis 16:00 Uhr

 ■ 16225 Eberswalde 
 Tramper Chaussee 1

 ■ Das Kriminalamt Brandburg 
 stellt sich vor. 

 ■ Informationsangebote von 
 Spurensuche bis Cybercops

 ■ Vorführungen des Kriminal-
technischen Institutes

 ■ Krimi – Parcours - Detektiv-
 rätsel für Kinder

 ■ Führungen durch die Raum-
 Schieß-Anlage

WANN

WOiiiii

WASSI

Es spielt das Landespolizeiorchester Branden-
burg. Polizistinnen und Polizisten der Polizei-
direktion Ost sind mit einem Dienstmotorrad, 
einem Boot der Wasserschutzpolizei und einigen 
Polizeihunden vor Ort. Die Puppenbühne, eine 
Malstraße und der Fahrrad-Parcours der Ver-
kehrswacht laden zum Mitmachen ein. In einem 
Überschlagsimulator können Mutige die eigene 
Rettung aus einem Unfallfahrzeug trainieren. 
Die Fachdirektion Besondere Dienste führt einen 
Hubschrauber der Landespolizei vor.

Weitere Informationsangebote des Tages: 
Bundespolizei, Zoll, Fachhochschule der Polizei 
Brandenburg, Polnische Polizei, Weißer Ring, 
Technisches Hilfswerk, Feuerwehr, Johanniter, 
Kreissportbund mit Hüpfburg und anderen 
sportlichen Aktivitäten.

Kommen Sie vorbei, wir freuen uns 
über Ihren Besuch!

23.09.2017 


